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Wachstumszwang*und*Wachstumsdrang*in*der*modernen*

Wirtschaft*

Hans!Christoph!Binswanger!
!
Die!moderne!Wirtschaft!ist!auf!Wachstum!angelegt.!Sie!unterliegt!einem!Wachstumszwang!
und!einem!Wachstumsdrang.!Wachstumszwang!heißt,!dass!die!Alternative!zum!Wachstum!
Schrumpfung! ist.!Wachstumsdrang!heißt,!dass! in!der!modernen!Wirtschaft!Kräfte!wirksam!
sind,! die! das!Wachstum! über! das! zur! Vermeidung! der! Schrumpfung! notwendige! Ausmaß!
hinaustreiben.!

Das!Wachstum!ist!in!den!letzten!20!Jahren!in!gefährlicher!Weise!ausgeufert.!Es!droht!immer!
häufiger!in!spekulative!Blasen!auszuarten.!Das!Platzen!solcher!Blasen!führt!über!Finanzkrisen!
zu! Wirtschaftskrisen.! Wenn! die! Unterstützungsmaßnahmen! der! Zentralbanken! und! der!
Regierungen!helfen,!die!Krise!zu!überwinden,!führt!dies!zwar!zu!einer!neuen!Belebung!des!
Wachstums,!aber!auch!bald!wieder!zu!neuen!Krisenerscheinungen,!zur!Bildung!neuer!Blasen!
oder!zur!Inflation.!Zusätzlich!müssen!wir!in!der!Folge!des!fortdauernden!Wachstums!mit!der!
Zunahme! ökologischer! Krisen! rechnen.! Seit! den! 70er! Jahren! des! letzten! Jahrhunderts,! als!
sich! die! ersten! Anzeichen! solcher! Krisen! bemerkbar! machten,! sind! überall! große!
Anstrengungen! zur! Ressourceneinsparung! und! zum!Umweltschutz! unternommen!worden.!
Aber! trotz! vieler! Erfolge! hat! der! Verbrauch! von! Rohstoffen,! Energie,! Wasser! und! Boden!
sowie!die!Menge!der!Abfälle,!der!Emission!von!Treibhausgasen!und!anderer!Emissionen! in!
einer!Weise!zugenommen,!dass!die!ökologischen!Krisen!immer!deutlicher!spürbar!werden.!

Im! Zuge! von! FinanzU! und! Wirtschaftskrisen! flacht! sich! zwar! der! RessourcenU! und!
Umweltverbrauch!ab,!aber!die!ökonomischen!Krisen!sind!nicht!die!»Lösung«!für!ökologische!
Krisen.!Vielmehr! gilt! es,! die!Wirtschaftsstruktur! und!den!Wirtschaftsprozess! so! zu! ändern,!
dass! die!wirtschaftliche! Entwicklung! sowohl!weniger! krisenanfällig! und! damit! ökonomisch!
stabiler!wird,!als!auch!gleichzeitig!dem!ökologischen!Anspruch!auf!Vermeidung!von!Raubbau!
an! der! Natur! genügt.! Eine! solche! nachhaltige! Wirtschaftsweise! ist! nicht! möglich! ohne!
Mäßigung.! Dabei! geht! es! nicht! um! einen! Verzicht! auf! Wachstum,! sondern! um! eine!
Minderung! des! exponentiellen! Wachstumszwangs! und! Wachstumsdrangs.! Das! Ziel! muss!
sein,! den! Reichtum! zu! halten,! indem! man! auf! seine! exzessive! Steigerung! verzichtet.! Um!
dieses!Ziel!zu!erreichen,!muss!die!globale!Wachstumsrate!so!weit!gesenkt!werden,!dass!das!
Wachstum! nicht! immer! wieder! in! spekulative! Blasen! ausartet,! die,! wenn! sie! platzen,! die!
gesamte!Wirtschaft!in!Mitleidenschaft!ziehen,!und!außerdem!nur!so!hoch!ist,!dass!die!durch!
spezifische! Maßnahmen! erreichte! bzw.! erreichbare! Minderung! des! RessourcenU! und!
Umweltverbrauchs!pro!Produkteinheit!nicht!ständig!durch!eine!Erhöhung!der!Produktmenge!
überholt!wird.!

Da! der! RessourcenU! und! Umweltverbrauch! durch! die! Zunahme! der! Weltbevölkerung!
mitverursacht! wird,! müssen! ergänzende! Maßnahmen! zur! Bremsung! des!
Bevölkerungswachstums! durch! eine! entsprechende! Bevölkerungspolitik! hinzutreten.! Um!
sich! vorstellen! zu! können,! welche! Reformen! nötig! sind,! um! eine! Minderung! des!
Wachstumszwangs! und! Wachstumsdrangs! zu! erreichen,! muss! die! Funktionsweise! der!
modernen! Wirtschaft! eingehender! untersucht! werden,! als! dies! in! der! konventionellen!
Ökonomie!üblich!ist.! Insbesondere!muss!das!Geld!und!die!sich!ins!Unendliche!fortsetzende!
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Geldschöpfung!mit! ihrer! Auswirkung! auf! den!Naturverbrauch! in! die! Erklärung! einbezogen!
werden.!

Ausgangspunkt! ist!die!einfache!Feststellung:!Aufs!Geld!kommt!es!an!! Im!Geld!–! sowohl! in!
seiner!Entstehung!wie!in!seinen!Wirkungen!–!!liegt!in!gewissem!Sinn!eine!Magie!verborgen,!
die!ein!stetes!Wachstum!ermöglicht!und!gleichzeitig!dazu!antreibt;!eine!Magie,!die!durchaus!
rational! beschrieben! werden! kann,! aber! doch! als! Magie! bestehen! bleibt.! Ohne! Einbezug!
dieser! Magie! ist! die! moderne! Wirtschaft! nicht! erklärbar! und! nicht! im! Sinne! der!
Nachhaltigkeit!reformierbar.!

Zuerst!muss!man!wissen,!was!Geld!ist;!was!heute!Geld!ist.!Geld!ist!alles,!womit!man!zahlen!
kann,! nämlich! einerseits! mit! Banknoten,! also! mit! Papiergeld,! sowie! andererseits! mit!
Sichtguthaben!bei!den!Banken,!d.h.!mit!Guthaben,!die!auf!den!Girokonten!bei!den!Banken!
verbucht!werden.!Das!BankU!oder!Buchgeld!kann! in!Banknoten!eingelöst!werden,!aber!die!
Banknoten! nicht! mehr! wie! früher! in! Goldmünzen.! Die! letzten! Reste! einer! solchen!
Einlösungspflicht! sind! anfangs! der! 1970er! Jahre! abgeschafft! worden.! Seither! ist! die!
Zentralbank! in! der! Lage,! ohne! Rücksicht! auf! irgendwelche! Goldreserven! den! Banken!
Einlagen! auf! Zentralbankkonten! zur! Verfügung! zu! stellen,! die! in! Banknoten! umgewandelt!
werden!können.!Auf!diese!Weise!kann!die!Menge!des!Geldes!–!des!Zentralbankgeldes!und!
des!BankU!bzw.!Buchgeldes!–! stets!erhöht!werden,!ohne!an!Grenzen!zu!stoßen,!die! früher!
durch!die!begrenzten!Goldvorräte!gegeben!waren.!Man!spricht!daher!von!Geldschöpfung!in!
Analogie!zur!Weltschöpfung,!von!der!es!heißt,!dass!sie!aus!dem!Nichts!entstanden!ist.!

Der! »Zaubertrick«! der! Geldschöpfung! ist,! dass! sie! sowohl! das! reale! Wachstum! des!
Sozialprodukts!und!damit!der!Einkommen!der!Haushalte!verursacht!als!auch,!wenn!sich!das!
Wachstum!fortsetzt,!gleichzeitig!eine!ständige!Steigerung!der!Gewinne!–!!der!Geldgewinne!–!!
ermöglicht,!die!das!Wachstum!attraktiv!machen.!Die!Geldschöpfung! lohnt!sich!also!sowohl!
im!Bereich!der!realen!als!auch!im!Bereich!der!monetären!Werte.!

Dadurch! erhält! das! wirtschaftliche! Wachstum! gewissermaßen! eine! magische!
Anziehungskraft.!Wie!kommt!es!zu!dieser!Belohnung,!zu!dieser!Anziehungskraft?!Dies!ist!die!
entscheidende!Frage,!der!die!konventionelle!Ökonomik!ausweicht,!der!man!sich!aber!stellen!
muss,!wenn!man!den!Wachstumsprozess,!der!sich! in!einer!Spiralform!entwickelt,! in!seiner!
Funktionsweise! begreifen! will.! Ich! gehe! in! drei! Schritten! vor,! um! diese! Entwicklung! zu!
erklären.!In!drei!weiteren!Schritten!werden!die!Konsequenzen!aufgezeigt.!!

1.*Das*Prinzip*der*Geldschöpfung:!!Schulden*verwandeln*sich*in*Geld*!

Ausgangspunkt!unserer!Überlegungen!ist!die!Feststellung,!dass!die!Banken!nicht!einfach!nur!
Geld,!das!von!irgendjemand!gespart!wird,!an!diejenigen!vermitteln,!die!Geld!benötigen,!d.h.!
von! dem! einen! Geld! leihen,! das! sie! anderen! weiterverleihen.! Sie! sind! nicht! nur!
Zwischenhändler.!Vielmehr!schöpfen!sie,!wie!bereits!gesagt,!zusammen!mit!der!Zentralbank,!
Geld.!Sie!sind!Produzenten!von!Geld.!Sie!schaffen!ständig!neues!Geld.!Wie!geschieht!dies?!
Die! Geldschöpfung! erfolgt! durch! Kreditschöpfung,! d.h.! dadurch,! dass! die! Banken! den!
Kreditnehmern!–!es!handelt! sich!neben!dem!Staat!und!den!privaten!Haushalten!vor!allem!
um!Unternehmungen!–!den!Kreditbetrag!auf!einem!GiroU!oder!Kontokorrentkonto!bei!sich!
gutschreiben.! Dieser! Kreditbetrag! ist! eine! Einlage! bei! der! Bank,! die! man! als! Sichteinlage!
bezeichnet,!weil!man!ohne!Voranmeldung!–!auf!Sicht!–!über!sie!verfügen,!d.h.!damit!zahlen!
oder!sie!in!Banknoten!einlösen!kann.!
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Der!Kredit! der!Bank! an!den!Kreditnehmer! ist! eine! Schuld!des!Kreditnehmers! an!die!Bank.!
Aber! das! Guthaben! des! Kreditnehmers! bei! der! Bank,! die! Sichteinlage,! ist! ebenfalls! eine!
Schuld,!nämlich!eine!Schuld!der!Bank!an!den!Kreditnehmer.!Sie!wird!auf!der!Passivseite!der!
Bankbilanz!gebucht.!Warum?!Weil!die!Bank!verpflichtet!ist,!dieses!Guthaben!in!Banknoten,!
d.h.!in!Geld!der!Zentralbank,!einzulösen.!Diese!Schuld!ist!aber!–!wir!haben!es!schon!gesagt!–!
gleichzeitig! Geld,! nämlich! Bank_! oder! Buchgeld.! Weil! man! mit! dem! BankU! oder! Buchgeld!
genauso! gut! oder! sogar! noch! bequemer! als! mit! Bargeld! –! durch! Schecks,!
Überweisungsaufträge!oder!mit!Hilfe!von!Kreditkarten!–!zahlen!kann,!wird!es!nur!zu!einem!
geringen!Teil!in!Banknoten!eingelöst.!Es!bleibt!somit!als!Sichtguthaben!der!Kreditnehmer!bei!
der!Bank!und!damit!als!Schuld!der!Bank!auf!den!Girokonten!der/Kreditnehmer!stehen.!Das!
BankU!oder!Buchgeld!vermehrt!sich!daher!ständig!mit!den!Schulden!der!Kreditnehmer!und!
den!Schulden!der!Banken,!also!durch!eine!gegenseitige!Verschuldung!von!Kreditnehmern!und!
Banken.!

Die!Verschuldung!der!Banken!und!die!Verschuldung!der! Kreditnehmer! sind!nun! allerdings!
asymmetrisch.! Der! Kreditnehmer! muss! die! Schuld! begleichen! und! einen! Zins! bezahlen,!
solange!er! schuldig!bleibt.!Die!Banken!hingegen!müssen!nur!einen!kleinen!Teil! der! Schuld!
begleichen,!nämlich!den!(geringen)!Teil,!der!in!Banknoten!eingelöst!wird.!Sie!brauchen!auch!
für!diese!Schuld! keinen!bzw.!nur!einen!geringen!Zins! zu! zahlen.!Warum?!Weil! ihre! Schuld!
eben!Geld!darstellt.!!

Wie!steht!es!nun!aber!mit!den!Banknoten!der!Zentralbank?!In!dem!(geringen)!Ausmaß,!als!
das!Buchgeld! in!Banknoten!eingelöst!wird,!steigt!deren!Menge!parallel!zur!Ausweitung!der!
Buchgeldmenge,! indem!die!Zentralbank!den!Banken!Zentralbankgeld!auf!dem!Kreditweg!–!
genauer;!durch!Übernahme!eines!Teils!der!Kredite,!die!die!Banken!gewährt!haben!–!in!Form!
von! Einlagen! bei! sich! zur! Verfügung! stellt.! Die! Banken! verschulden! sich! also! bei! der!
Zentralbank.! Das! Zentralbankgeld,! d.h.! die! Zentralbankeinlagen! der! Banken! bzw.! die!
Banknoten,!sind!aber!ebenfalls!eine!Schuld!–!eine!Schuld!der!Zentralbank.!Sie!wird!auf!der!
Passivseite!der!Zentralbankbilanz!gebucht,!denn!die!Zentralbank!musste!sie!ursprünglich! in!
Gold!einlösen.!Auch!hier!handelt! es! sich!also!um!eine!gegenseitige!Verschuldung,!nämlich!
eine!Verschuldung!der!Banken!bei!der!Zentralbank!und!der!Zentralbank!bei!den!Banken.!

Auch! in!diesem!Fall!sind!die!Verschuldungen!asymmetrisch.!Die!Banken!müssen!die!Schuld!
begleichen,!d.h.!die!Kredite!an!ihre!Kreditnehmer,!die!sie!an!die!Zentralbank!weitergereicht!
haben,!wieder!zurücknehmen!und!für!den!Kredit!einen!Zins!bezahlen.!Die!Zentralbank!selber!
muss!aber!–!das!ist!nun!das!Entscheidende!–!ihre!Schuld!nie!begleichen,!weil!sie!sie!nie!mehr!
in!Gold!einlösen!muss.!Es!handelt!sich!um!eine!»ewige«!Schuld.!Die!Zentralbank!zahlt!auch!
den! Banken! in! der! Regel! keine! Zinsen,! weil! die! Zentralbankschuld! für! die! Banken! –! und,!
wenn!sie!in!Banknoten!umgewandelt!wird,!auch!für!die!NichtUBanken!–!Geld!darstellt.!

Daraus! resultiert:! Da! die! einzige! Schranke! für! die! Ausgabe! von! Buchgeld! der! Banken! ihre!
Einlösbarkeit!in!Zentralbankgeld!bzw.!Banknoten!ist,!diese!aber!nicht!mehr!in!Gold!eingelöst!
werden! müssen,! und! weil! die! Zentralbank! den! Banken! daher! grundsätzlich! unbeschränkt!
Zentralbankgeld! bzw.! Banknoten! zur! Verfügung! stellen! kann,! beruht! unser! ganzes!
Geldsystem!heute!auf!der!Vermehrung!»ewiger«!Schulden.!»Ewige«!Schulden,!die!man!nie!
bezahlen! muss,! kann! man! unendlich! vermehren!! So! werden! Schulden! zu! Geld,! d.h.! zu!
Vermögen,! das! sich! unendlich! anhäuft.! Das! ist! das!Wesen! der! im! Geldsystem! waltenden!
Magie:!aus!Minus!(U)!gleich!Schuld!wird!ein!Plus!(+!)!gleich!(GeldU)!Vermögen.!
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2.*Die*Metamorphose*des*Geldes:*Das*Wachstum*der*Geldmenge*verwandelt*sich*in*reales*

Wachstum!

Maßgebend! für! die!Metamorphose! des! Geldes! in! reale! Güter! ist:! Die! Kredite! der! Banken!
werden! von! den!Unternehmungen! im!Wesentlichen! dazu! verwendet,! zu! investieren,! d.h.,!
um!zusätzliche!Rohstoffe,!Energie!und!Arbeitsleistungen!zu!kaufen!und!mit!deren!Hilfe!die!
Produktion!zu!steigern,!denn!sie!wollen!ja!Geld!verdienen,!indem!sie!Güter!produzieren,!die!
sie!verkaufen!können.!So!wird!das!neu!geschöpfte!Geld,!wenn!auch!erst!nachträglich,!doch!
einlösbar!–!zwar!nicht!in!Gold,!aber!in!zusätzlich!produzierte!Güter.!Es!ist!zwar!in!der!Regel!
eine! geringe! Erhöhung! des! Preisniveaus! damit! verbunden,! die! sogenannte! schleichende!
Inflation,! aber! die! Produktionsmenge! steigt! normalerweise! schneller.!Die!Geldvermehrung!
verpufft! also! nicht! einfach! in! Inflation.! Die! Geldschöpfung! führt! vielmehr! zur! realen!
Wertschöpfung,! d.h.! zu! einem! realen! Zuwachs! des! Sozialprodukts.! Dies! ist! die! moderne!
Metamorphose! des! Geldes,! d.h.! die! Verwandlung! des! Geldes! in! reale! Güter.! So! wird! das!
Geld,!das!(GeldU)Vermögen,!auch!zu!einem!realen!Vermögen.!

3.*Das*Perpetuum*mobile:*Die*Geldschöpfung*führt*über*die*Wertschöpfung*zur*Zunahme*

der* Gewinne* –* und* die* Zunahme* der* Gewinne* ermöglicht* weitere* GeldY* und*

Wertschöpfung!

Damit! die! Verwandlung! der! Geldschöpfung! in! reale! Wertschöpfung! gelingt,! müssen! die!
Unternehmungen,! die! in! Ergänzung! zum! Eigenkapital! Kredite! aufnehmen,! einen! Gewinn!
erzielen!können,!aus!dem!der!Zins!für!die!Kredite!bezahlt!wird!und!der!darüber!hinaus!auch!
noch!einen!Reingewinn!enthält,!der!das!Investitionsrisiko!des!Eigenkapitals!kompensiert.!

Das!Investitionsrisiko!ergibt!sich!daraus,!dass!die!Investitionen!erst!in!der!Zukunft!ausreifen,!
indem! die! Güter,! die! aufgrund! der! Investitionen! heute! produziert! werden,! erst! morgen!
verkauft! werden! können;! denn! sie! können! erst! verkauft! werden,! wenn! sie! produziert!
worden! sind.! Die! Arbeitsleistungen! und! Produktionsmittel! (Boden,! Energie,! Rohstoffe)!
müssen! aber! heute! schon! bezahlt! werden! –! und! die! Zukunft! ist! immer! unsicher.! Ohne!
Aussicht! auf! einen! Gewinn,! d.h.,! ohne! dass! der! Erwartungswert! des! Gewinns! positiv! ist,!
werden! daher! die! Unternehmungen! nicht! investieren,! kein! Kapital! einsetzen,! das!
Investitionsrisiko! nicht! auf! sich! nehmen.! Dies! muss! im! Durchschnitt! für! alle!
Unternehmungen!gelten,!wenn!die!Wirtschaft!funktionieren!soll.!!

Das!heißt:!Es!muss!die!Chance!eines!Gewinns!stets!größer!sein!als!die!Chance!eines!Verlusts.!
Der! Erwartungswert! des!Gewinns! in! der!Gesamtwirtschaft!muss! positiv! sein.!Dies! ist! aber!
nur!dann!der!Fall,!wenn!die!Häufigkeit!des!Gewinns!stets!größer!war!und!weiterhin!größer!
ist!als!die!Häufigkeit!des!Verlusts,!wenn!also!die!Unternehmungen! im!Saldo!stets!Gewinne!
gemacht! haben! und!machen,! also! aus! der! Summe! von!Gewinnen! und! Verlusten! stets! ein!
Gewinnüberschuss!resultiert.!Wie!ist!dies!möglich?!!

Die! Gewinne! aller! Unternehmungen! zusammen! sind! grundsätzlich! gleich! der! Differenz!
zwischen!den!Einnahmen!und!den!Ausgaben!der!Unternehmungen,!genauer:!zwischen!den!
Einnahmen!und!den!Ausgaben!der!Unternehmungen!für!die!Herstellung!der!Produkte,!aus!
denen!sie!dann!Einnahmen!erzielen.!Damit!die!Unternehmungen!zusammen!im!Saldo!stets!
Gewinne! erzielen! können,! müssen! daher! die! Einnahmen! aller! Unternehmungen!
zusammengenommen!stets!größer!sein!als!die!Ausgaben!aller!Unternehmungen!zusammen.!
Dies!ist!offensichtlich!nicht!möglich,!wenn!das!Geld!nur!im!Kreis!läuft,!d.h.,!wenn!das!Geld,!
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das!die!Unternehmungen!den!Haushalten!für! ihre!Produktionsleistungen!bezahlen,!einfach!
wieder! von! den! Haushalten! dazu! verwendet! wird,! um! die! Produkte! zu! kaufen,! die! die!
Unternehmungen!mit!ihrer!Hilfe!hergestellt!haben.!Denn!dann!würden!sich!Einnahmen!und!
Ausgaben! der! Unternehmungen! nur! immer! gerade! ausgleichen.! Es! entstünde! also! in! der!
Summe!von!Gewinnen!und!Verlusten! kein!positiver!Gewinnsaldo.! Es! könnten!dann!weder!
Zinsen!bezahlt!noch!Reingewinne!erzielt!werden,!die!das!Risiko!des!Kapitaleinsatzes!decken.!
Ein! positiver! Gewinnsaldo! und! damit! die! Möglichkeit,! Zinsen! für! das! Fremdkapital! zu!
bezahlen! und! Reingewinne! zu! erzielen,! kann! gesamtwirtschaftlich! nur! entstehen,! wenn!
ständig!Geld!zufließt.!

Wie! fließt! aber! in! der! modernen! Wirtschaft! Geld! zu?! Wir! wissen! es! bereits:! indem! die!
Unternehmungen!bei!den!Banken!Kredite!aufnehmen,!die!die!Banken!mindestens!zum!Teil!
durch! Geldschöpfung! bereitstellen,! also! durch! Vermehrung! der! Geldmenge! auf! dem!
Kreditweg.!Die!Unternehmungen!brauchen!die!Kredite!–!wie!gesagt!–! ,!um!zu! investieren,!
d.h.,!um!das!aufgenommene!Geld,! zusammen!mit!dem!reinvestierten!Reingewinn,! für!den!
Kauf! zusätzlicher! Arbeitsleistungen! und! Produktionsmittel! zu! verwenden,! also! um! zu!
wachsen.! Die! Einkommen! der! Haushalte! als! Anbieter! dieser! Arbeits! –! und!
Produktionsvorleistungen! steigen! auf! diese!Weise!mit! dem!Wachstum!des! Sozialprodukts,!
und! die! Gewinne! der! Unternehmungen! steigen! ihrerseits! mit! dem! Wachstum! der!
Einkommen! der! Haushalte,! die! für! den! Kauf! der! Produkte! ausgegeben! werden,! die! die!
Unternehmungen!hergestellt!haben.!

Dabei! ist! zu! beachten:! Die! Haushalte! geben! ihr! Einkommen! für! den! Kauf! der! Produkte,!
welche!die!Unternehmungen!herstellen,!sofort!aus.!Ihre!Einkommen!werden!daher!sofort!zu!
Einnahmen! der! Unternehmungen,! die! aus! dem! Verkauf! der! Produkte! an! die! Haushalte!
resultieren.! Der! Einkommenseffekt! der! Investitionen! tritt! also! unmittelbar! ein.! Zu! diesem!
Zeitpunkt! können! die! Unternehmungen! aber! nur! die! Produkte! verkaufen,! die! schon!
produziert!worden!sind,!die!sie!also!vor!der!neuen!Investition!hergestellt!haben;! für!deren!
Herstellung! sie! also! im! Betrag! der! neuen! Investitionssumme! weniger! Geld! ausgegeben!
haben.! Der! KapazitätsU! bzw.! Produktionseffekt! hinkt! somit! dem! Einkommenseffekt!
hinterher.! Der! Vorsprung! des! Einkommens! vor! dem! KapazitätsU! bzw.! Produktionseffekt!
bedeutet,!dass!die!Einnahmen!der!Unternehmungen!vor!den!Ausgaben!für!die!Produkte,!die!
sie! verkaufen,! steigen.! So! entsteht! in! der! Volkswirtschaft! gesamthaft,! d.h.! im! Saldo! aller!
Gewinne!und!Verluste,!stets!ein!Gewinn,!wenn!sich!das!Wachstum!der!Wirtschaft!fortsetzt.!

Dies! sind! die! drei! Schritte! zur! Erklärung! der! Wachstumsspirale! und! der! ihr! zugrunde!
liegenden!Magie.! Der!Wirtschaftskreislauf!weitet! sich! zu! einer!Wachstumsspirale! aus.! Auf!
diese!Weise! hält! sich! der!Wachstumsprozess! mit! Hilfe! stets! neuer! Schulden,! die! zu! Geld!
werden,!selbst!im!Gange.!Er!wird!zu!einem!Perpetuum!mobile!(Vgl.!Abb.!1).!
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!
Abbildung*1:!Die!Wachstumsspirale.!Der!wirtschaftliche!Kreislauf!zwischen!Haushalten!und!Unternehmungen!– !
Kauf!der!von!Haushalten!erbrachten!ArbeitsU!und!Produktionsleistungen!durch!die!Unternehmungen!und!Kauf!
der! von! den! Unternehmungen! produzierten! Konsumgüter! durch! die! Haushalte! –! weitet! sich! durch! die!
Investitionen! der! Unternehmungen! sowie! durch! die! Einkommenssteigerung! der! Haushalte! bei! jeder!
»Umdrehung«! aus.! So! wird! aus! dem! Kreislauf! eine! Spirale.! Die! Zahlungen! der! Unternehmungen! an! die!
Haushalte! und! die! der! Haushalte! an! die! Unternehmungen! erfolgen! über! das! Bankensystem! (PapierU! und!
Bankgeld).!Das!Bankensystem!weitet!sich!aus!durch!das!Wachstum!der!Bankbilanzen!aufgrund!der!Erhöhung!
der!KreditU!und!Geldmenge.!Die!Ausweitung!des!Kreislaufs!zur!Spirale!wird!ermöglicht!durch!die!Entnahme!von!
Ressourcen! aus! der! Natur! (bei! gleichzeitiger! Abgabe! von! Abfällen! und! Emissionen! an! die! Natur),! durch! die!
Imagination! des!Menschen,! der! neue! Produkte! und! Verfahren! erfindet,! sowie! durch! die! Geldschöpfung! auf!
dem!Kreditweg!(dicke!Pfeile).!
!

4.*Der*Wachstumszwang:*Die*Alternative*zum*Wachstum*ist*Schrumpfung!*!

Das!Wachstum!des!Sozialprodukts!mündet!allerdings!–!das!ist!die!Kehrseite!der!Medaille!–!in!
einen!Wachstumszwang.!Der!Wachstumsprozess!muss!immer!weitergehen,!denn!wenn!nicht!
immer!eine!neue!Ausweitung!der!Geldmenge!aufgrund!neuer!Investitionen!erfolgt,!die!eine!
zusätzliche! Nachfrage! erzeugt,! fällt! die! aus! der! letzten! Investition! nachrückende!
Angebotserhöhung! sozusagen! ins! Leere.! Dann! steht! dem! schon! erfolgten! Zuwachs! des!
Angebots! kein! entsprechender! Zuwachs! der! Nachfrage! gegenüber.! Der! KapazitätsU! bzw.!
Produktionseffekt! der! Investitionen! der! vergangenen! Periode! tritt! ein,! ohne! dass! er! vom!
Einkommenseffekt! einer! neuen! Investition! aufgenommen! wird.! Entsprechend! sinkt! die!
Gewinnrate.!
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Dabei! ist! zusätzlich! zu! berücksichtigen,! dass! sich! durch! die! Zinszahlungen! der!
Unternehmungen! an! die! Banken! die! Geldmenge! ständig! reduziert.! Dieser! Geldschwund!
muss!wieder!durch!eine!zusätzliche!Erhöhung!der!Bankkredite!ausgeglichen!werden.!Sonst!
sinkt! die! Gewinnrate! schließlich! unter! die! Höhe,! welche! die! Unternehmungen! bzw.! die!
Kapitalgeber! im!Minimum!für!das!Eingehen!des! Investitionsrisikos!erwarten.!Dann!werden!
die! Unternehmungen! nicht! mehr! für! Ersatzinvestitionen! sorgen! und! so! allmählich! die!
Produktion!auslaufen!lassen.!Schließlich!können!auch!die!Zinsen!nicht!mehr!bezahlt!werden.!
Ein! immer! größerer! Teil! der! Unternehmungen! wird! Verluste! machen! und! daher! durch!
Bankrott! aus! dem! Produktionsprozess! ausscheiden.! An! die! Stelle! des! Wachstums! der!
Wirtschaft!tritt!eine!fortlaufende!Schrumpfung!der!Wirtschaft.!Die!Wachstumsspirale!kehrt!
sich! um! und! mündet! in! eine! Schrumpfungsspirale.! Offenbar! besteht! also! im! heutigen!
Geldsystem!ein!Wachstumszwang! in!dem!Sinne,!dass,!wenn!eine!minimale!Wachstumsrate!
unterschritten!wird,!die!Alternative!zum!Wachstum!Schrumpfung!ist.!(Vgl.!Abb.!2)!Das!heißt:!
Stabilität!und!Nullwachstum!sind!im!heute!gegebenen!Geldsystem!nicht!möglich.!!

!

!
Abbildung*2:!Der!Wachstumszwang.!Die!Alternative!zum!Wachstum!ist!Schrumpfung.!

!

Es! darf! bei! den! gegebenen! Bedingungen! unseres! Geldsystems! kein! Ende! des!Wachstums!
geben.!Dieser!Zwang!ist!sozusagen!der!Preis,!den!wir!für!die!Magie!zahlen!müssen,!die!unser!
Geldsystem!mit!dem!ihm!immanenten!wirtschaftlichen!Wachstum!kennzeichnet.!

!
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5.*Der*Wachstumsdrang:*Gewinnmaximierung*und*Spekulation*führen*zu*Finanzblasen*und*

Wirtschaftskrisen!

Dem!Wachstumszwang!steht!ein!Wachstumsdrang!zur!Seite.!Dieser!ergibt!sich!daraus,!dass!
die! Unternehmungen! bzw.! die! Eigenkapitalgeber,! also! vor! allem! die! Aktionäre! der!
Aktiengesellschaften,! wenn! sie! schon! das! Risiko! der! Investition! eingehen,! nicht! nur! einen!
minimalen,! sondern! einen! möglichst! großen! Reingewinn! erzielen! wollen.! Dieses! Streben!
nach!Gewinnmaximierung!wird!dadurch!verstärkt,!dass!der!Wert!des!Eigenkapitals!bzw.!der!
Aktien! gleich! dem! Gegenwartswert! der! Summe! der! mit! dem! Zinssatz! abdiskontierten!
erwarteten! künftigen!Reingewinne! ist,! und!weil! die!Gewinnerwartung!und!damit! auch!die!
Dividendenerwartung! umso! höher! ist,! je! größer! die! Investitionen! sind,! je! größer! also! das!
Wachstum!der!Produktion!ist.!

Der! Wachstumsdrang! macht! aber! nicht! bei! der! Forcierung! des! realen! Wachstums! halt.!
Vielmehr!werden!in!der!Dynamik!der!Geldvermehrung!auch!Bankkredite!aufgenommen,!die!
nicht! der! Finanzierung! produktiver! Investitionen! dienen,! sondern! dazu,! spekulative!
Vermögenswerte! zu!kaufen.!Man!kauft!Vermögenswerte,! von!denen!man!annehmen!darf,!
dass! sie! im! Preis! steigen! werden,! wenn! sich! die! Nachfrage! wegen! der! ständigen!
Geldausweitung!weiter!erhöht.!Wenn!man!sie!jetzt!kauft,!kann!man!daher!sozusagen!gratis!
einen!Vermögensgewinn!erzielen.!Dies!gilt!insbesondere!für!Aktien,!deren!Wert!sich!wegen!
der! Reinvestition! eines! Teils! der! Gewinne! erwartungsgemäß! ständig! erhöht.! Es! lohnt! sich!
daher,! sich!zu!verschulden,!also!Kredite!aufzunehmen!und!dafür!Zinsen!zu!zahlen,! solange!
die! erwartete! Kurssteigerung! höher! ist! als! der! Zins.! Diese! Erwartung! ist! allerdings! eine!
Spekulation.!Wie! jede! Spekulation! ist! sie! gefährdet,! und! zwar! insbesondere!dadurch,! dass!
die!Zinsen,!die!man!für!die!spekulativen!Kredite!aufgenommen!hat,!steigen!können.!Dies!ist!
dann! der! Fall,! wenn! die! Zentralbank! den! Geschäftsbanken! zur! Ausweitung! von! deren!
Krediten! nur! noch! gegen! höhere! Zinsen! Kredit! gewährt! und! die! Banken! ihrerseits!
entsprechend!höhere!Zinsen!verlangen.!Die!Zentralbanken!erhöhen!die!Zinsen,!wenn!sie!–!
gerade!wegen!der!spekulativen!Geldvermehrung!–!eine!inflationäre!Entwicklung!befürchten.!
Wenn! die! Zinssätze! für! Bankkredite! die! erwartete! Steigerung! der! Vermögenswerte!
übersteigen,! kommt! es! zum! Zusammenbruch! der! Spekulation! und! damit! der! Finanzblase,!
woraus!eine!Wirtschaftskrise!folgen!kann.!!

6.*Wachstumszwang,*Wachstumsdrang*und*die*Knappheit*der*Natur*!

Was!wäre! aber,! wenn! es! keine! Finanzkrisen! geben!würde?!Wäre! dann! alles! in! Ordnung?!
Nein,! weil! sich! Wachstumszwang! und! Wachstumsdrang! nur! durchsetzen! lassen,! wenn!
genügend!natürliche!Ressourcen!vorhanden!sind,!aus!denen!die!Rohstoffe!und!die!Energie!
gewonnen!werden,!welche! die! Basis! der! Produktion! bilden.! Dabei! gilt:! Die! Rohstoffe! und!
Energieträger!können!der!Natur!entnommen!werden,!ohne!dass!der!Eigentümer!etwas!dafür!
bezahlen! muss.! Der! Verbrauch! der! Natur! ist! gratis.! Dies! kommt! einer! Verschuldung!
gegenüber! der! Natur! gleich,! die! man! nie! begleichen! muss.! Das! macht! es! lukrativ,! sich!
möglichst!viele!Ressourcen!der!Natur!anzueignen!und!diese!produktiv!zu!verwerten,!denn!es!
entstehen!selbstverständlich!dort!die!größten!Gewinne,!wo!man!etwas!verkaufen!kann,!das!
man!nicht!gekauft!hat,!weil!man!es!einfach!ohne!Bezahlung!in!Besitz!nehmen!kann.!

Mehr!und!mehr!wird! jedoch!das!Wirtschaftswachstum!mit!der! langfristigen!Knappheit!der!
Natur!konfrontiert,!denn!die!Welt!und!damit!die!Natur!ist!nicht!unendlich!groß.!Ihre!Nutzung!
kann!nicht!beliebig! ausgedehnt!werden.! Im!Gegensatz! zum!PapierU! und!Bankgeld,! das!der!
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Mensch!selber!herzustellen!vermag,! ist!die!Welt!–!die!Natur!–!dem!Menschen!vorgegeben!
und!damit!begrenzt.!!

Er! sollte! haushälterisch! damit! umgehen,! d.h.! die!Natur! nachhaltig! bewirtschaften.!Diesem!
Imperativ! stehen! aber! der! Wachstumszwang! und! der! Wachstumsdrang! entgegen.!!
Bei! Licht! betrachtet! ist! die! Wachstumsspirale! der! Wirtschaft! ein! Schneeballsystem,! das!
darauf! beruht,! dass! die!Gewinnauszahlungen! an! frühere! Investoren! aus! den! Einzahlungen!
neuer! Investoren! gespeist! werden.! Man! zahlt! alte! Schulden! mit! neuen! Schulden.! Im!
Unterschied! allerdings! zu! kriminellen! Schneeballsystemen,! wie! sie! immer! wieder! durch!
betrügerische! Kettenbriefaktionen! lanciert! werden! entstehen! im! gesamtwirtschaftlichen!
Schneeballsystem!der!Wachstumsspirale!reale!Gewinne!und!Einkommenszuwächse,!weil!die!
Natur!gezwungen!wird!mitzuspielen.!Die!Schulden!an!die!Natur!müssen! ja!nicht!beglichen!
werden.! Wenn! aber! die! Natur! nicht! mehr! mitspielt,! d.h.,! wenn! sich! die! natürlichen!
Ressourcen!und!unser!Lebensraum!verknappen,!weil!wir!die!Natur!bzw.!die!Naturleistungen!
nicht!nachhaltig!bewirtschaften,!sondern!vergeuden,!dann!macht!sich!dies!schließlich!auch!
wirtschaftlich!bemerkbar.!Die!Ressourcenpreise! steigen! tendenziell! an,!wodurch! entweder!
die! Inflation! weiter! angeheizt! wird! oder! die! Gewinne! der! Unternehmungen! bzw.! die!
Einkommen! der! Haushalte! sich! schmälern.! Gleichzeitig! erhöhen! sich! die! Kosten! für! den!
Umweltschutz,! d.h.! die! Reparationskosten! für! die! Natur,! soweit! Reparaturen! überhaupt!
möglich! sind.! Oder! wir! gehen! der! direkten! Naturleistungen! verlustig,! indem!wir! auf! gute!
Luft,! sauberes!Wasser,! schöne! Landschaften,! Artenvielfalt! und! ein! menschenverträgliches!
Klima! verzichten! müssen.! Damit! drohen! aber! schließlich! unsere! Existenzgrundlagen! zu!
schwinden.!

Die! Herausforderung,! vor! der! wir! stehen,! ist! es,! das! Schneeballsystem,! d.h.! die! sich!
kumulierende! ökonomische! und! ökologische! Verschuldung,! rechtzeitig! zu! bremsen.! Wir!
müssen! uns! mehr! der! Qualifizierung! des! Reichtums! als! der! Steigerung! seiner! Quantität!
widmen,!um!so,!wenn!auch!in!quantitativ!bescheidenerer!Weise!als!bisher,!reich!zu!bleiben.!

!
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„Expandiere oder stirb“

Wachstumsziele, die OECD und die Steigerungslogik
wirtschaftlicher Expansion

von Matthias Schmelzer*

Abstract: When, how and why did the expectation of exponential economic growth
emerge historically? This article explores this question through a transnational his-
torical analysis of economic and policy-making expertise within the debates of the
industrialized countries’ think tank, the Organization for Economic Cooperation and
Development (OECD) and its predecessor, the OEEC. It focuses in particular on the
setting of growth targets in the years 1952, 1961, and 1970. These targets not only
illustrate the escalatory logic of exponential growth but also highlight the changing
concepts, justifications, and implications that mark the (re-) making of the economic
growth paradigm at key junctures in postwar history.

1969 beschrieb ein Bericht der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) auf symptomatische Art und Weise den
damals vorherrschenden Glauben, dass kontinuierliches und sich steigerndes
Wirtschaftswachstum ein „quasi-automatischer oder spontaner“ Prozess sei,
der „selbst-reproduzierend“ und „selbst-verstärkend“ funktioniere. „Von
praktisch allen Regierungen“ werde, so stellte die Organisation zufrieden fest,
das Streben nach, das Bekenntnis zu und der Einsatz für Wirtschaftswachstum
geteilt. Diese können daher als selbstevidente Fakten „nicht länger als eine
Politikentscheidung betrachtet werden: Es ist schwierig, sich Umstände
vorzustellen, wo dies aufgegeben wird.“ Da alle vorliegenden Prognosen
andeuteten, dass die schnellen Wachstumsraten der 1960er Jahre – im OECD-
Durchschnitt lagen diese bei fast 5 Prozent pro Kopf Wachstum jährlich – sich
weiter steigern würden und da das „potentielle BSP für die OECD Region sich
zwischen jetzt und dem Ende des Jahrhunderts wohl verdrei- oder vervier-
fachen wird“, kam die OECD zu folgendem weitreichenden Schluss: „Das
Risiko moderner Industrieländer ist nicht das, zu wenig Wachstum zu
haben.“1

* Für hilfreiche Kommentare und Diskussionen, die in diesen Artikel eingeflossen sind,
danke ich Samuel Beroud, Ludovic Fulleringer, Hartmut Kaelble, Matthieu Leimgruber,
Alexander Nützenadel, Laura Rischbieter, Adam Tooze, Heike Wieters sowie den
Gutachterinnen und Gutachtern. Die Forschungen wurden durch den Schweizer
Nationalfonds ermöglicht.

1 OECD Historisches Archiv in Paris [im Folgenden OECD-HA], CPE / WP2 (69) 17, The
Growth of Output in OECD Countries, 1960 – 1980, Introduction: Retrospect, Prospects,
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Wachstum galt Ende der 1960er Jahre weithin als primäres Politikziel und
wurde, im Kontext allgemeiner Planungs- und Machbarkeitseuphorie, als
quasi sichere Zukunft angenommen.2 Ein Jahr später stellte der OECD-
Generalsekretär Emile van Lennep offiziell fest: „Eine größere Rezession wäre
[heute] nicht mehr ein deus ex machina, sondern könnte nur durch
Misskalkulationen oder bewusstes Regierungshandeln herbeigeführt wer-
den.“3 Die OECD stand damit nicht alleine, im Gegenteil, diese Einstellung
stand symptomatisch für Öffentlichkeit, Wissenschaft und Politik der Zeit. Die
beiden Ökonomen und Träger des Nobelpreises Robert Solow und Paul
Samuelson, die damals die neoklassische Synthese der Wachstumsökonomie
verkörperten, riefen im gleichen Jahr das Ende kapitalistischer Instabilität und
destruktiver Konjunkturzyklen aus.4 Und der hochrangige Wirtschaftsberater
der US-Regierung Arthur Okun argumentierte, dass dank der modernen
Wachstumstheorie, die allen Regierungen zur Verfügung stehe, Rezessionen
nun vermeidbar seien „wie Flugzeugabstürze“.5 Folgerichtig entschied die
OECD-Ministerratstagung im Mai 1970 nicht nur, das sehr ambitionierte
Wachstumsziel der letzten Dekade noch einmal zu wiederholen, sondern
dieses sogar noch zu steigern. Statt das gemeinsame Wirtschaftsprodukt wie in
den 1960er Jahren um 50 Prozent zu erhöhen, setzten sich die kapitalistischen
Industrieländer ein kollektives Wachstumsziel von 65 Prozent für die 1970er
Jahre.
Diese allgemein durchgesetzte Zukunftserwartung exponentiellen Wirt-
schaftswachstums war nicht nur ein verhältnismäßig junges Phänomen,
sondern hatte fundamentale Auswirkungen auf fast alle Gesellschaftsbereiche.
Nicht zuletzt transformierte sie auch grundlegend das Verhältnis von Staat und
Ökonomie: Einerseits führte die Hegemonie des Wachstumsparadigmas zu

and Policies, 16. 6. 1969; ebd., CPE / WP2 (69) 25, Growth of Output in OECD Countries
1960 – 1980, Chapter 5: Conclusion, 29. 10. 1969. Siehe auch OECD, The Growth of
Output 1960 – 1980. Retrospect, Prospect and Problems of Policy. Report of Working
Party No. 2 to the Economic Policy Committee, Paris 1970, S. 79. Alle im Original
englischen Zitate aus Quellen und Literatur wurden durch den Autor übersetzt.

2 In diesem Beitrag verstehe ich unter „Wachstum“ oder „Wirtschaftswachstum“ das
langfristige Ansteigen des inflationsbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) oder
Bruttosozialprodukts (BSP) pro Kopf, wobei die Unterschiede zwischen beiden für das
Argument unerheblich sind und daher vernachlässigt werden können. Zur Geschichte
des BIP vgl. Daniel Speich Chass", Die Erfindung des Bruttosozialprodukts. Globale
Ungleichheit in der Wissensgeschichte der Ökonomie, Göttingen 2013; Philipp
Lepenies, Die Macht der einen Zahl. Eine politische Geschichte des Bruttoinlandspro-
dukts, Frankfurt 2013.

3 OECD-HA, CPE (70) 8, The Present Problem of Inflation, Report by the Secretary-
General, 30. 10. 1970; vgl. auch OECD, Inflation. The Present Problem. Report by the
Secretary General, Paris 1970, S. 8.

4 Robert M. Solow, Review, in: Economic History Review 23. 1970, S. 409 f. , hier S. 410.
5 Arthur M. Okun, The Political Economy of Prosperity, Washington 1970, S. 33.
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einer Ökonomisierung vormals nicht-ökonomischer Politikbereiche und
beförderte den Aufstieg der Ökonomie zur gesellschaftlichen Leitwissenschaft
und der Wirtschaftsexpertinnen und -experten in einflussreiche Regierungs-
ämter. Andererseits vergrößerten die auf kontinuierlichem Wachstum basie-
renden steigenden Steuereinnahmen, teils noch durch defizitäres Wirtschaften
und Staatsschulden gestärkt, grundlegend die politischen Gestaltungsspiel-
räume und finanziellen Interventionsmöglichkeiten der Staatsapparate.6 Die
international dominierende Erwartung exponentiellen Wachstums war ent-
scheidend für die nationalstaatliche Verschuldungspolitik nach 1945 und
stellte den vorstellungsweltlichen Hintergrund staatlicher Akteure dar, vor
dem der langsame, aber kontinuierliche Anstieg der öffentlichen Verschul-
dung der Industrieländer in der Zeit „nach dem Boom“ als Folge wert- und
zweckrationalen Handelns verständlich wird.7

Aber wie, wann, und warum ist diese Erwartung exponentiellen Wirtschafts-
wachstums historisch entstanden? Dieser Fragestellung geht dieser Artikel
durch eine Analyse der Produktion ökonomischer Expertise zu Wirtschafts-
wachstum innerhalb der OECD und ihrer Vorgängerorganisation, dem
Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) nach. Dabei sind besonders die Aus-
handlungsprozesse und Debatten um drei Wachstumsziele aufschlussreich,
die die OECD 1951, 1961 und 1970 verabschiedete (siehe Abbildung 1). Die
drei Wachstumsziele veranschaulichen nicht nur die Steigerungslogik, die den
Wachstumsdiskurs der Nachkriegszeit prägte: 1951 strebte die Staatenge-
meinschaft ein kollektives Wachstum von 25 Prozent in fünf Jahren an und
erreichte es; 1961 waren es bereits 50 Prozent innerhalb zehn Jahren, ein
damals ausgesprochen ambitioniertes Ziel, das die OECD trotz gegenteiliger
Prognosen übertraf; und 1970 steigerte sich das Ziel sogar auf 65 Prozent in
zehn Jahren, jedoch schossen diesmal die Erwartungen bei weitem über die
Realität hinaus. Neben dieser Steigerungslogik verdeutlichen die teils sehr
kontroversen Diskussionen um die drei Wachstumsziele vor allem auch die
sich jeweils verändernden Konzepte, Begründungen und Implikationen des
Wachstumsparadigmas an Schlüsselmomenten der Nachkriegsgeschichte.
Basierend auf Quellen aus dem OECD-Archiv in Paris sowie aus den
Nationalarchiven der USA, Großbritanniens und Westdeutschlands argumen-
tiere ich, dass vier Diskursstränge besonders wichtig dabei waren, die
Hegemonie des Wachstumsparadigmas zu stärken und diese „unentbehrliche

6 Alexander Nützenadel, Stunde der Ökonomen. Wissenschaft, Politik und Experten-
kultur in der Bundesrepublik 1949 – 1974, Göttingen 2005; Burkart Lutz, Der kurze
Traum immerwährender Prosperität. Eine Neuinterpretation der industriell-kapitalis-
tischen Entwicklung im Europa des 20. Jahrhunderts, Frankfurt 1989.

7 Anselm Doering-Manteuffel u. Lutz Raphael, Nach dem Boom. Brüche und Kontinui-
täten der Industriemoderne seit 1970, Göttingen 2010. Für Daten zur Staatsverschul-
dung vgl. Carmen M. Reinhart u. Kenneth Rogoff, This Time is Different. Eight
Centuries of Financial Folly, Princeton 2009.
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Staatsideologie“ hervorzubringen, zu legitimieren und zu rationalisieren.8

Diese beinhalten die Sicht, dass das Bruttoinlandsprodukt mit all den in
diesen statistischen Standard eingeschriebenen Annahmen, Reduktionen und
Ausschlüssen adäquat wirtschaftliche Aktivität misst; dass Wachstum ein
wichtiges Allheilmittel für eine Vielzahl von sich immer wieder wandelnden,
gesellschaftlichen Herausforderungen ist; dass Wachstum praktisch unend-
lich ist, vorausgesetzt die richtigen (inter-) nationalen Politiken werden
verfolgt; und dass Wachstum ein universeller Maßstab für einige der
grundlegendsten gesellschaftlichen Ziele wie Fortschritt, Wohlfahrt und
nationale Macht ist.9 Eine Analyse der OECD-Wachstumsziele verdeutlicht,
wie diese unterschiedlichen Stränge des Wachstumsparadigmas aufkamen,
sich gegenseitig verstärkten und stützten, und gemeinsam die Idee naturali-

Abbildung 1: BSP der OECD-Länder (in Millionen 1990 International Geary-Khamis Dollar)
und drei Wachstumsziele der OECD
Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf Angus Maddison (2007), Historical Statistics for
the World Economy, 1 – 2003 AD, GGDC database, http://www.ggdc.net/MADDISON/
oriindex.htm.

8 John Robert McNeill, Something New Under the Sun. An Environmental History of the
Twentieth-Century World, New York 2000, S. 335; Terry Eagleton, Ideology. An
Introduction, London 1991, S. 45.

9 Zu ähnlichen Charakterisierungen vgl. Gareth Dale, The Growth Paradigm. A Critique,
in: International Socialism 134. 2012, http://isj.org.uk/the-growth-paradigm-a-cri-
tique; Stephen J. Purdey, Economic Growth, the Environment and International
Relations. The Growth Paradigm, London 2009; vgl. auch Isabelle Cassiers (Hg.),
Redefining Prosperity, New York 2015.
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sierten, das Wachstum notwendig und wünschenswert sei. Dabei waren die
entscheidenden gesellschaftlichen Kontexte nicht nur die außergewöhnlich
hohen Wachstumsraten der zwei goldenen Nachkriegsjahrzehnte, sondern
auch die bedrohlich erscheinende Systemkonkurrenz im Kalten Krieg und der
Gewichtsverlust der Industrieländer in internationalen Gremien wie der UNO
im Kontext der Dekolonisierung.
Der erste Abschnitt präsentiert allgemeine Überlegungen zur Geschichte des
Wachstumsparadigmas und der OECD und bettet diese in die bestehende
Forschungslandschaft ein. Darauf aufbauend diskutiere ich in den folgenden
drei Abschnitten jeweils die zentralen Merkmale des Wachstumsparadigmas
und wie sie sich in den Wachstumszielen 1951, 1961 und 1970 darstellen, wobei
ich besonders auf die Diskussionen und Expertennetzwerke in der OECD
eingehe.10

I. Die Geschichte des Wachstumsparadigmas im Kontext

Angesichts der universellen Akzeptanz von Wachstum als Politikziel wird
leicht vergessen, dass sowohl die Realität ökonomischer Expansion, als auch
Wachstum als Schlüsselkategorie politischer und öffentlicher Diskurse ver-
hältnismäßig neue Phänomene sind. Relevante Wachstumsraten gibt es erst
seit der Industrialisierung im frühen 19. Jahrhundert und Wachstumsdiskurse
setzten sich erst in der Nachkriegszeit des 20. Jahrhunderts durch (siehe
Abbildung 2).11 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener
Disziplinen, unter ihnen renommierte Historikerinnen und Historiker,
haben die Dominanz des Wachstumsstrebens immer wieder hervorgehoben
und Wachstum als „Fetisch“ (John R. McNeill) oder „Besessenheit“ (Barry
Eichengreen, Herman van der Wee), „Ideologie“ (Alan Milward, Charles
Maier), als das „gesellschaftliche Imaginäre“ (Cornelius Castoriadis, Serge
Latouche) oder als „axiomatische Notwendigkeit“ (Nicholas Georgescu-
Roegen) beschrieben.12 Der Historiker John R. McNeill argumentiert sogar,

10 Einige der Thesen des Artikels werden ausführlicher dargestellt in Matthias Schmelzer,
The Hegemony of Growth. The Making and Remaking of the Economic Growth
Paradigm and the OECD, 1948 – 2010, Cambridge [in Vorbereitung].

11 Der gleiche Trend ergibt sich auch mit Google’s Ngram Viewer, auch für Französisch
und Deutsch, vgl. https://books.google.com/ngrams.

12 McNeill, Something New; Clive Hamilton, Growth Fetish, Crows Nest 2003; Barry J.
Eichengreen, The European Economy Since 1945. Coordinated Capitalism and Beyond,
Princeton 2007, S. 59; Hermann Van der Wee, Der gebremste Wohlstand. Wiederaufbau,
Wachstum und Strukturwandel der Weltwirtschaft seit 1945, München 1984, S. 24; Alan
S. Milward, The Reconstruction of Western Europe 1945 – 1951, Berkeley 1987, S. 36;
Charles S. Maier, The World Economy and the Cold War in the Middle of the Twentieth
Century, in: Melvyn P. Leffler u. Arne Westad (Hg.), The Cambridge History of the Cold
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die „umfassende Priorität des Wirtschaftswachstums war bei Weitem die
wichtigste Idee des 20. Jahrhunderts.“13 Aber während Arbeiten über Wirt-
schaftswachstum, die seine Ursachen und Wirkungen erklären, messen,
bewerten und modellieren, den Kern sowohl der Volkswirtschaftslehre als
auch der Wirtschaftsgeschichte ausmachen, gibt es bemerkenswert wenige
Studien darüber, wie Wachstum in den Sozialwissenschaften, in der Politik
und der generellen Öffentlichkeit zur Priorität geworden ist.14

Das Aufkommen des Wachstumsparadigmas muss in längerfristige Entwick-
lungen eingebettet werden, die bis zum Einsetzen kapitalistischer Industria-
lisierung im frühen 18. Jahrhundert zurückreichen und, grob vereinfacht, in
drei Schritten verliefen. Damals kamen überhaupt erst moderne Zeitlichkeit,
säkularisierte Konzeptionen wirtschaftlichen Fortschritts, und damit einher-
gehend eine erste Generation klassischer Wachstumstheorien auf, die aber mit
dem Aufstieg der Ökonometrie und neoklassischer Theorien im späten
19. Jahrhundert in Vergessenheit gerieten. Aufbauend auf statistischen Ent-
wicklungen im frühen 20. Jahrhunderts entstand erst wieder im Kontext der
Großen Depression ein erneutes Interesse an makroökonomischen Fragestel-
lungen, das die moderne Konzeption von „der Wirtschaft“ und staatsinter-
ventionistische Wirtschaftspolitiken, die auf Stabilität und Vollbeschäftigung
abzielten, hervorbrachte. Schließlich war es jedoch nicht vor den späten 1940er
und frühen 1950er Jahren, dass sich im Kontext von Zweitem Weltkrieg,
Wiederaufbau und wirtschaftlichem Wettbewerb im Kalten Krieg das moderne
Wachstumsparadigma herausbildete.15

War, Cambridge 2010, S. 44 – 66, hier S. 48; Cornelius Castoriadis, Philosophy, Politics,
Autonomy. Essays in Political Philosophy, New York 1991, S. 184; Serge Latouche,
Farewell to Growth, Cambridge, 2010; Nicholas Georgescu-Roegen, The Steady State
and Ecological Salvation. A Thermodynamic Analysis, in: BioScience 27. 1977,
S. 266 – 270, hier S. 266.

13 McNeill, Something New, S. 236.
14 Bemerkenswerte Ausnahmen sind Heinz W. Arndt, The Rise and Fall of Economic

Growth. A Study in Contemporary Thought, Melbourne 1978; Robert M. Collins, More.
The Politics of Economic Growth in Postwar America, Oxford, 2000; Scott O’Bryan, The
Growth Idea. Purpose and Prosperity in Postwar Japan, Honolulu 2009; Eva Friman, No
Limits. The 20th Century Discourse of Economic Growth, Diss. Ume# University, 2002;
Jürgen Bossmann, Arrested Development, Obsessionen im Wachstumsdenken, in:
Michael Jeismann (Hg.), Obsessionen. Beherrschende Gedanken im wissenschaftlichen
Zeitalter, Frankfurt 1995, S. 26 – 77; Andr" Steiner, Wachstum als wirtschaftspolitisches
Leitbild, in: Jürgen Elvert u. Jürgen Sikora (Hg.), Leitbild Europa? Europabilder und ihre
Wirkungen in der Neuzeit, Stuttgart 2009, S. 244 – 255.

15 Vgl. dazu Anthony Brewer, The Making of the Classical Theory of Economic Growth,
London 2010; Mark Blaug, Economic Theory in Retrospect, Cambridge 1996; Reinhart
Koselleck u. Christian Meier, Fortschritt, in: Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches
Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, hg. v. Otto Brunner u. a., Bd. 2,
Stuttgart 1975, S. 351 – 423; Philip Mirowski, More Heat Than Light. Economics as Social
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Es unterschied sich in dreifacher Hinsicht von früheren Vorstellungen: Erst die
internationale Standardisierung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
(VGR) ermöglichte eine über Zeit und Raum vergleichbare und einheitliche
Konzeption „der Wirtschaft“ und damit eine ökonomische Matrix, die
messbar machte, was überhaupt wachsen sollte. Nach dem Zweiten Weltkrieg
wurde Wachstum zu einem zentralen Ziel von Wirtschaftspolitik, einer
Verantwortlichkeit von Regierungen und zum wichtigsten Indikator für
nationalen Erfolg und soziale Wohlfahrt. Nicht vor Mitte der 1950er Jahre
setzte sich die Idee durch, dass langfristiges, stabiles und unbegrenztes
Wachstum überhaupt möglich ist, womit die ersten modernen Wachstums-
theorien aufkamen und das Narrativ wirtschaftlichen Fortschritts aufs engste
mit kontinuierlichem Wachstum des BSP verknüpft wurde.
Um zu analysieren, wie die Erwartung exponentiellen Wachstums als zentraler
Bestandteil des Wachstumsparadigmas in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts aufgekommen ist, stellt die OECD eine exemplarische und besonders

Abbildung 2: Prozentsatz aller in den akademischen Journalen der JSTOR-Datenbank
enthaltenen jährlich publizierten Artikel, die das Wort „economic growth“ enthalten, nach
Disziplin, 1930 – 2010
Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf der DFR (Data For Research)-Datenbank, http://
dfr.jstor.org.

Physics, Physics as Nature’s Economics, Cambridge 1989; Timothy Mitchell, Fixing the
Economy, in: Cultural Studies 12. 1998, S. 82 – 101; Adam Tooze, Imagining National
Economies. National and International Economics Statistics 1900 – 1950, in: Geoffrey
Cubitt (Hg.), Imagining Nations, Manchester 1998, S. 212 – 228.
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aussagekräftige Beobachtungsplattform dar.16 Einerseits wegen ihres Arbeits-
schwerpunktes, denn sie ist die internationale Organisation, die am ehesten
mit dem Wachstumsziel verknüpft ist und am intensivsten und umfassendsten
dazu gearbeitet hat. Andererseits wegen ihrer spezifischen Rolle in der
globalen governance: Da die OECD über keine legale Macht oder finanzielle
Hebel verfügt, sondern ausschließlich über soft-power-Mechanismen, gilt sie
weithin als das Forum, in dem die westlichen Industrieländer kollektiv
ökonomische Expertise, Standards und Normen produzierten, aushandelten,
und legitimierten. Sie ist die internationale Organisation, deren Aufgabe es ist,
einen Konsens zu etablieren über best practices, gutes Regierungshandeln, und
darüber, was es bedeutet, ein idealer kapitalistischer Staat zu sein. Und daher
eignet sie sich besonders gut, um transnationale ökonomische Normen
historisch zu analysieren. Die Untersuchung in diesem Aufsatz liegt damit an
der Schnittstelle zwischen zwei historischen Forschungsfeldern, der Ge-
schichte internationaler Organisationen, die durch transnationale historische
Ansätze inspiriert ist, und der Wissensgeschichte, die auf Arbeiten der
Kulturgeschichte, Ideengeschichte, und der Geschichte ökonomischer Exper-
tise aufbaut.

II. Vom Wiederaufbau zur Expansion:
Das 25-Prozent-Wachstumsziel von 1951

In den politischen Diskussionen der unmittelbaren Nachkriegszeit war die
Idee des Wirtschaftswachstums, also die Vorstellung eines kontinuierlichen
Anstiegs des Nationalprodukts, auffällig abwesend. Nicht nur war ihre
statistische Grundlage erst im Entstehen: Die moderne volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung wurde in den 1940er Jahren parallel in den für wirtschaft-
liche Kriegsproduktion verantwortlichen Ministerien in den USA und England
entwickelt, direkt nach dem Krieg vereinheitlicht und über internationale
Organisationen, vor allem die OEEC und die UN, international standardisiert
und globalisiert.17 Vielmehr dominierten andere politische Sorgen und
Interessen wie Vollbeschäftigung, Stabilität, und Wiederaufbau die politischen
Entscheidungsträger und Ökonomen. Symptomatischerweise heißt es in
Artikel 1 der Gründungskonvention der OEEC, das zentrale wirtschaftspoli-
tische Ziel sei es, „ein befriedigendes Niveau ökonomischer Aktivität ohne
außergewöhnliche externe Hilfe zu erreichen.“18 Die zu erreichende „Prospe-

16 Sandrine Kott, International Organizations. A Field of Research for a Global History, in:
Zeithistorische Forschungen 8. 2011, S. 446 – 450.

17 Vgl. z. B. Lorenzo Fioramonti, Gross Domestic Problem. The Politics Behind the World’s
Most Powerful Number, London 2013; Schmelzer, Hegemony, Kap. 1; Chass", Erfin-
dung.

18 OECD-HA, FAC, Box 368, File 10, Agreement for OEEC, 26. 3. 1948.
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rität“ wurde nicht als ein kontinuierlich expandierender Markt für mehr und
mehr Güter und Dienstleistungen interpretiert, sondern als das Wiedererrei-
chen und Erhalten des Vorkriegsniveaus an Produktion und die Verhinderung
von Wirtschaftskrisen wie in der Zwischenkriegszeit. Die Hauptstoßrichtung,
wie sie in Dutzenden nationalen Proklamationen und über fast das gesamte
politische Spektrum hinweg verkündet wurde, war der Kampf für Vollbe-
schäftigung und soziale und ökonomische Stabilität.19 Vor 1950 gab es, so fasst
der Wirtschaftshistoriker Heinz W. Arndt die Situation treffend zusammen,
„kaum eine Spur von Interesse an Wirtschaftswachstum als Politikziel in den
politischen Erklärungen oder der Fachliteratur der westeuropäischen Län-
der“.20

Aber in den folgenden Jahren wurde Wachstum im Kontext von Wiederaufbau,
Kaltem Krieg und dem, was Charles S. Maier als „politics of productivity“
beschrieben hat, an die Spitze der Politikziele katapultiert.21 In der nicht-
kommunistischen Welt wurde Wachstum erstmals 1949 vom Vorsitzenden des
US-amerikanischen Council of Economic Advisers (CEA) zum Ziel nationaler
Wirtschaftspolitik erklärt.22 Und es dauerte nicht lange, bis spätestens ab Mitte
der 1950er Jahre ökonomische Expansion nicht nur in den USA, Europa und
Japan zum primären Politikziel wurde, sondern auch innerhalb der Länder des
Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe sowie im globalen Süden.23 Als der
hochrangige französische Beamte und erste Generalsekretär der OEEC, Robert
Marjolin, in seinen 1989 erschienenen Memoiren das damals vorherrschende
Ziel einer „Wirtschaftspolitik für die Zukunft“ beschrieb, verkündete er
bezogen auf die 1950er Jahre: „Nachhaltiges und so schnelles wie mögliches
,Wachstum‘ war das höchste Ziel, dem [andere Politikziele] untergeordnet
werden mussten.“24 Die USA, die aus dem Zweiten Weltkrieg als die
wirtschaftlich mächtigste Nation hervorging und einen zweimal höheren
Lebensstandard hatte als Europa vor dem Krieg, wurde der allgemein

19 Ebd. Zu den Proklamationen gehören die zwei Beveridge Reports, das 1944 erschie-
nende „British White Paper on Employment Policy“, der „Employment Act“ der USA
1946 sowie ähnliche Äußerungen in Schweden, Kanada, Australien und Neuseeland
sowie der Vollbeschäftigungsresolution der Vereinten Nationen. Vgl. Mark Blyth, Great
Transformations. Economic Ideas and Institutional Change in the Twentieth Century,
Cambridge 2002, S. 49 – 95.

20 Arndt, Rise and Fall, S. 30.
21 Charles S. Maier, The Politics of Productivity. Foundations of American International

Economic Policy after World War II, in: International Organization 31. 1977,
S. 607 – 633.

22 Charles S. Maier, In Search of Stability. Explorations in Historical Political Economy,
Cambridge 1987, S. 177; Collins, More, S. 17 – 25.

23 Arndt, Rise and Fall; Collins, More; O’Bryan, Growth Idea.
24 Robert Marjolin, Architect of European Unity. Memoirs 1911 – 1986, London 1989,

S. 155.

Geschichte und Gesellschaft 41. 2015, S. 355 – 393
! Vandenhoeck & Ruprecht GmbH & Co. KG, Gçttingen 2015
ISSN (Printausgabe): 0340-613X, ISSN (online): 2196-9000

„Expandiere oder stirb“ 363

http://www.v-r.de/de
http://www.v-r.de/de


angestrebte Maßstab. Marjolin charakterisiert die Gemütsverfassung der
jungen Ökonominnen und Ökonomen, die in den europäischen Institutionen
der Nachkriegszeit arbeiteten, folgendermaßen:

[We] tended to reduce human ambition to a set of objectives: namely to produce more and
more, to invest more in order to produce still more, to modernize in order to give an
additional boost to production. America hypnotized us, her material success was our ideal;
we had almost no other aim but to bridge the gap between European industry and American
industry.25

Die OEEC war 1948 gegründet worden, um die Marshallplanhilfe an Westeu-
ropa zu koordinieren, die europäische Wirtschaftsintegration organisatorisch
voranzubringen und die innereuropäischen Zahlungsverkehrskontrollen ab-
zubauen. Wie Alan Milward argumentiert hat, war das Interesse amerikani-
scher und vieler westeuropäischer Politiker an europäischer Integration aufs
engste verknüpft mit der Idee des Wirtschaftswachstums „als Instrument, um
einen politischen Konsens zu formen“. Mit dem Schlagwort „ökonomische
Integration“ brachte Paul Hoffmann, Vorsitzender der US-amerikanischen
Economic Cooperation Administration (ECA) 1949 in einer Rede vor dem Rat
der OEEC die Hoffnung auf den Punkt, dass ein innereuropäischer Handel die
pro-Kopf-Einkommen steigern würde und sich so pluralistische Demokratien
befördern und kommunistische Tendenzen unterwandern ließen. Zudem
könne die Verständigung großer Bevölkerungssegmente auf ein gemeinsames
Regierungsziel helfen, die bitteren Verteilungskämpfe, die die europäische
Geschichte seit langem geprägt hatten, zu überwinden.26

Im Juni 1950 präsentierte Marjolin eine Rede vor dem Rat der OEEC, in der er
ein „Programm für weitere europäische Wirtschaftsexpansion“ als Leitvision
für die Zeit nach dem Ende des Marshallplans präsentierte. Darin betonte er,
dass die europäischen Wirtschaften das bereits erreichte Niveau nicht als das
finale Ziel ansehen dürften, sondern eher als „Startpunkt für zukünftigen
Fortschritt.“ Er hob immer wieder hervor, dass es „absolut essentiell [sei] nicht
gleichbleibend (stationary) zu bleiben bei dem derzeitigen relativ niedrigen
Level.“27 Ähnlich wie viele US-Experten war Marjolin eindeutig besorgt um
den Mangel an Dynamik unter europäischen Managern und Politikern.28 1950
war die OECD nicht der einzige Vertreter expansionistischer Politik. In den
USA brachte der CEA unter Leon Keyserling die „Expansionsökonomie“ voran
und veröffentliche einen Bericht, der treffend als „growthmanship’s declara-

25 Ebd., S. 228. Vgl. auch das Zitat von Marjolin auf S. 241.
26 Milward, Reconstruction, S. 478, vgl. auch S. 59 – 61. Vgl. auch Maier, Politics of

Productivity ; Steiner, Wachstum, S. 244 – 255.
27 OECD-HA, C (50) 139, Statement by the Secretary-General to the Council, 1. 6. 1950.
28 OECD-HA, C / M (50) 15, Minutes of the Council, 2. 6. 1950; The National Archive Kew,

Britain [im Folgenden TNA], FO 371 / 86974, Plowden, Note of a Conversation with
Marjolin, 22. 5. 1950.
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tion of principles“ beschrieben worden ist.29 Die neue Betonung von
Wachstum als primärem Politikziel, die gegen die ältere „Doktrin langfristiger
Stagnation“ gerichtet war, sollte „den alten Konflikt zwischen sozialer
Gleichheit und ökonomischen Anreizen“ verringern und grundlegende Fragen
sozialer Beziehungen, der Balance zwischen Profiten, Löhnen, Investitionen
und dem Staatshaushalt transformieren, die durch „wissenschaftliche Analy-
se“ lösbar seien und dadurch soziale Konflikte befrieden würden:

It then becomes possible, albeit not easy, for businessmen, workers, and farmers to seek that
share of the total product which is most conducive to the progress of the whole economy and
thus to their own best interests in the long run.30

Ähnliche Argumente wurden auch in der United Nations Economic Commis-
sion for Europe (UNECE) unter ihrem ersten Exekutivsekretär und keynesia-
nischen Ökonomen, Gunnar Myrdal, sowie ihrem Forschungsdirektor und
einem der ersten modernen Wachstumstheoretiker, Nicholas Kaldor, propa-
giert.31

Auf einer Ministerratstagung im August 1951 verkündeten die Mitgliedsländer
der OEEC offiziell, dass „das umfassende Ziel ihrer politischen Strategien […]
die Expansion der Produktion Westeuropas um 25 Prozent innerhalb der
nächsten fünf Jahre“ sei. Diese Erklärung, die der Wirtschaftshistoriker David.
W. Ellwood als „Kulmination […] des gesamten Marshall-Plans“ charakteri-
sierte, wurde als „Europäisches Manifest“ bekannt, da sie die grundlegenden
Prinzipien europäischer Wirtschaftspolitik der 1950er Jahre absteckte.32 Nach
dem Ausbruch des Koreakrieges im Juni 1950 wurden die Rüstungsanstren-
gungen in Westeuropa so schnell vorangetrieben, dass die Wirtschaften wie in
den unmittelbaren Nachkriegsjahren erneut mit dem Problem des Rohstoff-
und Energiemangels und entsprechenden Einschränkungen des Konsums
konfrontiert waren, das durch die Dollarlücke – es mangelte an US-Dollars, um
die notwendigen Importe zu bezahlen – noch verstärkt wurde.33 Diese
Aufrüstungsanstrengungen und die damit einhergehenden ökonomischen
Engpässe bilden den entscheidenden Kontext des ersten OEEC-Wachstums-
ziels. Obwohl die Erklärung, die seit Monaten in der OEEC, nationalen
Ministerien und dem Europarat vorbereitet worden war, als eine europäische

29 Collins, More, S. 20. Vgl. auch Arndt, Rise and Fall, S. 35.
30 Council of Economic Advisers, Business and Government, Fourth Annual Report to the

President, Washington 1949, S. 5 – 7.
31 United Nations Economic Commission for Europe, Economic Survey of Europe 1949,

Geneva 1950, S. iii f. Vgl. auch Arndt, Rise and Fall, S. 35 – 38.
32 David W. Ellwood, Rebuilding Europe. Western Europe, America, and Postwar

Reconstruction, London 1992, S. 181.
33 Eric J. Hobsbawm, Age of Extremes. The Short Twentieth Century, 1914 – 1991, London

1995, S. 266 – 268; Eichengreen, European Economy, S. 86 – 130. Vgl. auch Marjolin,
Architect, S. 163.
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Initiative dargestellt wurde, war das Wachstumsziel Teil einer amerikanischen
„Kampagne“ der ECA, die wachstumsorientierte Einstellungen in Europa
verbreiten sollte.34 Das Expansionsziel zielte darauf ab, eine hochpolitische
Diskussion über die Verteilung ökonomischer Gewinne in eine Reihe von
technischen Fragen über das richtige Management der Wirtschaft mit dem Ziel
der Produktionssteigerung in bestimmten Sektoren zu transformieren: Die
Hauptstoßrichtung war es, Rüstungsausgaben und -investitionen zu steigern
und die westeuropäischen Zahlungsbilanzprobleme mit dem Dollarraum zu
verringern. Und zwar durch sektorielle Planung und den Aufschub gegen-
wärtigen Konsums, der aber, so das Ziel, zu einem späteren Zeitpunkt im
Kontext umfassenderer Expansion anziehen würde. Das Manifest machte
deutlich:

At first in many countries, the increase in production will have to be devoted largely to
strengthening their defense as well as to expanding exports to meet the higher cost of
imports.

Der britische Finanzminister und Labour-Politiker Hugh Gaitskell war
deutlich expliziter und erklärte während der Ratssitzung, das Ziel der
Initiative sei es, der Öffentlichkeit zu versichern, dass es „gegenwärtig keine
Erhöhung des Lebensstandards geben kann und es vielleicht sogar zu einer
Verringerung kommt, dies nur vorrübergehend sei.“35 Indem es eine zeitweise
Verringerung des Lebensstandards als notwendige Begleiterscheinung öko-
nomischer und auf Wiederaufrüstung abzielender Expansion ansah, machte
das Europäische Manifest deutlich, dass in den frühen 1950er Jahren der
Lebensstandard nicht als kongruent, sondern teils unabhängig vom Level des
BSP angesehen wurde, eine Binsenweisheit, die bald in Vergessenheit geraten
sollte.
Das Expansionsziel der OEEC wurde sehr positiv aufgenommen, nicht nur von
den Regierungen der Mitgliedsländer, sondern auch von vielen Industriellen
und großen Teilen der Arbeiterbewegung. Die westeuropäischen, nicht-
kommunistischen Gewerkschaften entwickelten sich zu mächtigen Verfech-
tern des aufkommenden Wachstumsparadigmas und befürworteten die
OEEC-Initiative, weil diese es ermöglichte, „den dringenden Bedarf an
Wiederaufrüstung zu erfüllen und gleichzeitig den Lebensstandard der
Arbeiterklasse aufrecht zu erhalten.“ Und ein ECA-Beamter unterstützte das
25-Prozent-Ziel der OEEC als „ermutigende und stimulierende Entwicklung“,
die zeige, dass die OEEC „genau die reale Antwort auf viele von Europas

34 U. S. National Archives and Records Administration [im Folgenden NARA], RG 469,
Entry UD 379, Box 91, Folder OEEC General 1952 – 1953, ECA to Embassy Paris and
London, 16. 8. 1951.

35 OECD-HA, C / M (51) 35, 29. 8. 1951.
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Schwierigkeiten identifiziert [habe] – die Produktion zu expandieren und die
Produktivität zu erhöhen.“36

Das Herzstück der Erklärung war das Versprechen, innerhalb von fünf Jahren
die kollektive Produktion um 25 Prozent zu steigern. Die Quantifizierung von
politischen Maßnahmen entsprach dem Zeitgeist, aber die Techniken der
wirtschaftlichen Prognostik steckten noch in den Kinderschuhen. Obwohl die
OEEC wiederholt betonte, dass die Zahlen „nicht in einer zufälligen Weise
festgelegt“ wurden, war das Expansionsziel, das auf den ersten gesammelten,
harmonisierten BSP-Daten basierte, mutige Spekulation.37 Die tatsächliche
Arbeit der OEEC war noch weit von makroökonomischer Wachstumspolitik
entfernt und konzentrierte sich weitgehend auf sektorspezifische Voraussagen
für Kohle, Stahl, Elektrizität, Landwirtschaft, Wohnungsbau, und später auch
Arbeitskräfte und Transport, die Expansion nicht in abstrakten Tauschwerten
ausdrückten, sondern in Tonnen, Kilowatt oder Mengeneinheiten.38 Es ist
daher kaum verwunderlich, dass die reale Entwicklung in den jeweiligen
Wirtschaftssektoren sehr stark von den Voraussagen abwich, als die OEEC die
Wachstumserfahrungen nach fünf Jahren auswertete. Aber die durchschnitt-
lichen Wachstumsraten für die Aggregate „industrielle Produktion“ sowie das
BSP waren überraschend genau, eine Erfahrung, die später zum Aufkommen
von besser fundierten langfristigen Wachstumsprognosen beitrug. Bis 1956
entsprach die Entwicklung im OEEC-Wirtschaftsraum mit einem durch-
schnittlichen Wachstum von 4,5 Prozent dem 25-Prozent-Expansionsziel fast
genau.39

Das übergreifende Ziel der wachstumsspezifischen Aktivitäten des europäi-
schen Wirtschaftsrats in den frühen 1950er Jahren war es, das Wachstumsideal
innerhalb der westeuropäischen nationalen Regierungen und der allgemeine-
ren Öffentlichkeit zu stärken. Die öffentliche Akzeptanz von wirtschaftlicher
Expansion als Politikziel sowie die Unterstützung einflussreicher gesellschaft-
licher Gruppen wie Arbeitgebervereinigungen, Gewerkschaften oder der
Presse musste aktiv hergestellt werden. Symptomatischerweise forderte der
1952 vom OEEC-Ministerrat verabschiedete Bericht, der das Expansionsziel
konkret ausbuchstabierte, die Regierungen der Mitgliedsländer auf, alle
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen

36 OECD-HA, C (52) 148, Relations with the Trade Union Advisory Board of E. R. P.,
27. 5. 1952; NARA, RG 469, Entry UD 346, Box 9, Folder Moody Amendment:
1951 – 1952, ECA Press Release, 31. 8. 1951.

37 OECD-HA, EC (52) 9, Statement by the Chairman of WP-5 of the Council, 9. 6. 1952;
C / WP5 (52) 2, Comments on EC (52) 6, 31. 5. 1952.

38 OECD-HA, SNI / NI / 51.25, Objectives for the Program of European Economic Expan-
sion, 2. 11. 1951.

39 OECD-HA, EC / EWP / 56.2, Memorandum du Secr"tariat comparant les r"sultats acquis
et les objectifs du Programme d’Expansion de 25 pour-cent, 20. 4. 1956; vgl. auch OEEC,
A Decade of Co-Operation. Achievements and Perspectives, Paris 1958, S. 40.
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to ensure the support and co-operation of all elements of the population in order to widen the
general understanding of the vital importance of economic expansion and to enlist the active
co-operation of industrial management, labor, agriculture, financial institutions, the press,
and the general public, in steps designed to secure the success of this policy.40

Die OEEC-Arbeit, die auf das Europäische Manifest folgte, konzentrierte sich
auf zwei Schlüsselkonzepte: „Selektive Expansion“ und „Produktivität“. Diese
können als zwei konkurrierende politische Maßnahmen interpretiert werden,
die beide auf wirtschaftliche Expansion abzielten, aber mit sehr unterschied-
lichen zugrundeliegenden Rationalitäten. „Selektive Expansion“ war ein wenig
erfolgreicher Zwischenschritt zum Wachstumsparadigma, der auf der Logik
von Sektorplanungen, die die Norm des Wiederaufbaus in den unmittelbaren
Nachkriegsjahren definiert hatte, basierte. Expansion war dabei nur ein Mittel,
um die Dollarlücke zu schließen und Außenbilanzstabilität zu erreichen, und
dieses Mittel war nicht allgemeine, sondern eine selektive Expansion in den
Sektoren, die aus außenbilanzspezifischen oder rüstungspolitischen Gründen
als besonders wichtig eingeschätzt wurden. Dieses Konzept wurde nur für zwei
Jahre diskutiert und dann in einer hitzigen Kontroverse um wirtschaftliche
Planungen und Rohstoffmangel in bestimmten Bereichen beendet.
Die Produktivitätskampagne der OEEC auf der anderen Seite war langlebiger
und prägte die OEEC-Arbeit während der gesamten 1950er Jahre. Allgemeine
Expansion war das Ziel, und die Steigerung der Produktivität sowie der
Wettbewerbsfähigkeit das Mittel.41 Die wachsende Sorge um die Wettbewerbs-
nachteile Westeuropas im Vergleich zu den USA, wo nach dem Krieg die
Industrieproduktivität teils doppelt so hoch war, hatte zunehmend den Fokus
auf Produktivität als Schlüssel gelenkt, um „die Wettbewerbsfähigkeit euro-
päischer Produzenten zu steigern“.42 Aber die Produktivitätskampagne ging
über technische und organisatorische Innovationen auf der Betriebsebene
hinaus und zielte darauf ab, das Gewebe westeuropäischer Gesellschaften zu
verändern. Durch das Herausholen der „besten Resultate aus jedem der vielen
Produktionsfaktoren – Kapital, Arbeit, Rohstoffe, Fabriken und Maschinen,
Land, Arbeitskräfte etc.“, so eine Definition von 1953, war das Ziel die
Erreichung eines höheren Lebensstandards „durch einen schnelleren Fluss an
Gütern und Dienstleistungen mit einer korrespondierenden höheren Kauf-
kraft in den Händen der Konsumenten“.43 Dadurch wurde eine Beschleuni-
gung des Flusses von Gütern und Dienstleistungen in die höchste Riege der

40 OECD-HA, C (52) 59 (Final), Recommendation of the Council concerning Measures to
be taken with Regard to the Increase in Overall Production, 31. 3. 1952.

41 Bent Boel, The European Productivity Agency and Transatlantic Relations, 1953 – 1961,
Copenhagen 2003.

42 OEEC, Twelfth Annual Report of the OEEC, Paris 1961, S. 12.
43 OECD-HA, C (53) 311, Annual Program of Action of the European Productivity Agency

for 1953 – 1954, 9. 12. 1954.
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Politikziele erhoben, was innerhalb des Rahmens der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung auf eine Erhöhung des BSP hinauslief. Dieses Ziel wurde
dezidiert von älteren statischen Vorstellungen abgegrenzt: „To achieve a
dynamic atmosphere of expansion it is vital that the concept of some ,normal‘
and static level of production, which is prevalent in the minds of many, should
be discarded.“ Und Produktivität wurde konsequenterweise vor allem als ein
Problem der „Veränderung von Einstellungen“ diskutiert.44

Interessanterweise resultierte das Aufkommen von Wachstum als Politikziel
nicht aus Fortschritten in ökonomischem Wissen und die frühen politischen
Maßnahmen basierten fast gar nicht auf wissenschaftlichen Theorien. Dies
hatte eine Vielzahl an Gründen, wie die Tatsache, dass die meisten Bürokra-
tinnen, Bürokraten und Delegierten der Regierungen in internationalen
Organisationen damals nicht als Ökonominnen oder Ökonomen ausgebildet
waren und viele aus der Praxis kamen, obwohl sich dies bald ändern sollte.45

Vor allem aber war die Wachstumstheorie selbst noch kaum entwickelt. Als die
American Economic Association (AEA) 1952 einen umfassenden „Survey of
Contemporary Economics“ in Angriff nahm, beschrieb Moses Abramovitz,
der selbst in diese Forschungen involviert war, die Wachstumstheorie als
„rudimentär“ und „unterentwickelt“ und begann seinen Aufsatz mit folgender
Aussage:

Unlike most of the topics treated in the Survey, the problem with economic growth [is that it]
lacks any organized and genuinely known body of doctrine whose recent development might
illuminate the subject of this essay.46

Und Paul Samuelson fügte seiner Ausgabe des klassischen Textbuchs für
Volkswirtschaftslehre aus dem Jahr 1951 keine Diskussion über Wachstum
oder Entwicklung bei.47 Nichtsdestotrotz, angeschoben durch den Erfolg der
Produktivitätspolitik im Rahmen des Marshallplans, das Aufkommen von
„unterentwickelten“ Nationalstaaten, die darauf warteten modernisiert zu
werden, und die Intensivierung des Kalten Krieges, in dem über militärische
und wirtschaftliche Hegemonie gerungen wurde, erlebten die Jahre nach 1952

44 Ebd.; vgl. auch NARA, RG 469, Entry UD 346, Box 4, Folder EPA Documents, EPA / D / 11,
First Quarterly Report of the Agency, 20. 11. 1953.

45 Zum Aufstieg der Ökonomie als internationaler Wissenschaft und deren Beziehungen
zu Gesellschaften und Regierungen vgl. Marion Fourcade, Economists and Societies.
Discipline and Profession in the United States, Britain, and France 1890s to 1990s,
Princeton 2009.

46 Moses Abramovitz, Economics of Growth, in: Bernard Francis Haley (Hg.), A Survey of
Contemporary Economics, Homewood 1952, S. 132 – 178, hier S. 132 f. u. S. 153.

47 Vgl. die Diskussion in Collins, More, S. 28; Arndt, Rise and Fall, S. 33 – 35.
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einen Schub an Theoriebildung zu Wachstum, die zunehmend auch Einfluss
auf die politische Sphäre nahm.48

III. Wachstumskonkurrenz im Kalten Krieg:
Das 50-Prozent-Wachstumsziel von 1961

Während der 1950er und frühen 1960er Jahre wurde Wirtschaftswachstum zu
dem global akzeptierten Maßstab für Fortschritt, nicht nur in den kapitalis-
tischen Industrieländern, sondern auch in der Sowjetunion, in China und in
den Ländern des globalen Südens. Nationalstaaten und politische Systeme
traten nicht in Bezug auf Gleichheit, Emanzipation oder Arbeitsplätze in einen
Wettbewerb, sondern in Bezug auf die Quantität an Gütern und Dienstleis-
tungen, die ein Land produzieren konnte. Symptomatisch für den politischen
Fokus auf Wachstum in dieser Zeit war das, was Zeitgenossen als „competitive
targetry“ beschrieben.49 Angetrieben durch Planungseuphorie, technokrati-
schen Optimismus, internationalen Wettbewerb und die Rivalitäten des Kalten
Kriegs formulierten Regierungen und internationale Organisationen in der
ganzen Welt mutige und in Zahlen ausgedrückte Politikziele, vor allem aber
Wachstumsziele.
Die bekanntesten Wachstumsziele wurden in der Sowjetunion verabschiedet.
Aufbauend auf den Planzielen, die seit den 1920er Jahren verabschiedet
wurden, aber nicht gesamtökonomische Wachstumszahlen beinhalteten,
erklärte Nikita Chruschtschow 1958: „Wachstum der industriellen und
landwirtschaftlichen Produktion ist der Rammbock, mit dem wir das
kapitalistische System zerschlagen werden.“50 Auf dem XXI. Parteitag der
KPdSU 1959 präsentierte er einen Siebenjahresplan, in dem Wachstum zur
Hauptaufgabe der Wirtschaftspolitik erklärt und proklamiert wurde, dass die
Sowjetunion bis 1970 einen höheren Lebensstandard als die USA haben würde.
Und auf dem XXII. Parteitag 1961 verabschiedete die Partei einen weitrei-
chenden Wachstumsplan, der darauf abzielte, die Produktion innerhalb von
zehn Jahren um 150 Prozent und innerhalb von zwanzig Jahren um 500 Pro-

48 Arndt, Rise and Fall, S. 33 – 54; Evsey D. Domar, Essays in the Theory of Economic
Growth, New York 1957; William Arthur Lewis, The Theory of Economic Growth,
Homewood 1955; Robert M. Solow, The Last 50 Years in Growth Theory and the Next 10,
in: Oxford Review of Economic Policy 23. 2007, S. 3 – 14, hier S. 3.

49 Selwyn Lloyd nutzte den Ausdruck auf der ersten Ministerratstagung der OECD. Siehe
OECD-HA, OECD / C / M (61) 7, 16. – 17. 11. 1961. Zur Bedeutung ökonomischer Ziele in
dieser Zeit vgl. auch Collins, More, S. 51 – 67; Alan Budd, The Politics of Economic
Planning, Manchester 1978, S. 84 – 86; O’Bryan, Growth Idea, S. 157 – 171.

50 Zit. n. Thomas Robertson, Development, in: Ruud van Dijk (Hg.), Encyclopedia of the
Cold War, Bd. 1, London 2008, S. 255.
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zent zu steigern.51 In ähnlicher Weise erklärte der Generalsekretär des ZK der
SED, Walter Ulbricht, im August 1959 mit seiner berühmten Formel „über-
holen ohne einzuholen“, dass die DDR innerhalb von wenigen Jahren
Westdeutschland in Bezug auf alle essentiellen Konsumbereiche übertreffen
würde.52

Aber nicht nur planwirtschaftliche Länder proklamierten ihre politischen
Ziele als numerische Wachstumsziele. Auf dem ersten Ministerratstreffen der
OECD im November 1961 verabschiedete die neu geschaffene, und um die USA
und Kanada erweiterte, westliche Wirtschaftsorganisation das berühmteste
westliche Wachstumsziel. Das Ziel, welches die vorherrschende Vision
menschlichen Fortschritts der Zeit symbolisierte, war das ausgesprochen
ambitionierte Versprechen, das BSP der OECD-Länder innerhalb der 1960er
Jahre um 50 Prozent zu steigern. Die OECD, die von einem hochrangigen
Direktor recht treffend als „Wachstumstempel der Industrieländer“ beschrie-
ben wurde, in dem „Wachstum um des Wachstums willen das höchste und
unhinterfragbare Ziel“ wurde, war keine Ausnahme.53 In den frühen 1960er
Jahren verabschiedeten Regierungen in so unterschiedlichen Ländern wie
Jugoslawien, Japan, Indien, Schweden, Frankreich oder England Wachstums-
ziele.54 Und Entwicklungsökonominnen und -ökonomen im Kontext der UN
arbeiteten in einer ähnlichen Richtung: Im Dezember 1961, nur Monate nach
dem das OECD-Wachstumsziel gesetzt worden war, proklamierte die Gene-
ralversammlung der UN die „Entwicklungsdekade“, setzte als Ziel für die
dekolonisierenden Länder „Wachstum plus Wandel“ und forderte durch-
schnittliche Wachstumsraten von 5 Prozent für Entwicklungsländer.55

Wie kann dieser „Wettbewerb um Zielvorgaben“ erklärt werden?56 Zuerst
einmal waren die frühen 1960er Jahre der Höhepunkt von dem, was

51 K. C. Thalheim (Hg.), Wachstumsprobleme in den osteuropäischen Volkswirtschaften,
Berlin 1968, S. 4; Bundesarchiv Koblenz [im Folgenden BArch], B 102 / 77352, o. A.,
Westen antwortet auf die russische Herausforderung, in: Deutsche Zeitung, 16. 11. 1961.
Vgl. auch Paul R. Gregory, The Political Economy of Stalinism. Evidence from the Soviet
Secret Archives, Cambridge 2004; Pekka Sutela, Economic Thought and Economic
Reform in the Soviet Union, Cambridge 1991.

52 Andr" Steiner, Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR, München 2004,
S. 110 – 114; ders., Überholen ohne einzuholen. Die DDR-Wirtschaft als Fußnote der
deutschen Geschichte?, Berlin 2006.

53 Zit. n. Robert Shannan Peckham, Alexander King, in: The Independent, 26. 3. 2007.
54 James Tobin, Economic Growth as an Objective of Government Policy, in: The American

Economic Review 54. 1964, S. 1 – 20, hier S. 1.
55 Dietrich Rauschning u. a. (Hg.), Key Resolutions of the United Nations General

Assembly 1946 – 1996, New York 1997, S. 240 f.
56 OECD-HA, OECD / C / M (61) 7, 16. – 17. 11. 1961.
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zeitgenössische Kritiker als „growthmanship“ beschrieben.57 Unter Ökono-
minnen und Ökonomen war Wachstumstheorie das heißeste Thema, Politiker
in allen Ländern priesen die Vorteile wirtschaftlicher Expansion und auch in
öffentlichen Debatten waren Wachstum, Technologie und Konsum zentrale
Themen. Ein Beobachter schrieb später : „In den 1960er überstieg die
Wachstumsrate der ,Wachstumsliteratur‘ bei weitem das Phänomen, welches
diese zu erklären versuchte.“58 Noch wichtiger, unter westlichen Politikern
wurden die sowjetischen Wachstumsraten als grundlegende Herausforderung
für die kapitalistische Ordnung angesehen, als Ausdruck der Intensivierung
der Rivalitäten an der wirtschaftlichen Front des Kalten Krieges. Während in
den frühen 1950er Jahren die sowjetische Wirtschaft von westlichen Sowje-
tologen noch als rückständig beschrieben wurde, veränderte sich dies rasch,
vor allem nach dem „Sputnikschock“. Die Frage, die unter westlichen
Wissenschaftlern und Sicherheitsexperten viel diskutiert wurde, war nicht
ob, sondern wann die Sowjetunion die USA einholen würde. Sogar vorsichtige
Ökonomen wie Abram Bergson sagten in den frühen 1960er Jahren voraus,
dass dies relativ bald geschehen würde.59 Um nur ein Beispiel der weit
verbreiteten Sorge unter westlichen Eliten zu nennen: Bundeskanzler Konrad
Adenauer argumentierte 1960 in bilateralen deutsch-amerikanischen Gesprä-
chen über die Machtbeziehungen des Kalten Krieges, dass seiner Einschätzung
nach die UdSSR bis 1965 wirtschaftliche Parität mit den USA erreichen
würde.60 In diesem Kontext entwickelte sich die Devise „expandiere oder stirb“
(expand or die), die der OEEC-Generalsekretär 1953 ausgab, zur übergeord-
neten Vorgabe westlicher Wirtschaftspolitik.61

Internationale Organisationen und besonders die komparativen Daten über
Wachstumsraten, die sie seit Ende der 1950er Jahre produzierten und
publizierten, spielten eine Schlüsselrolle bei der Konstruktion einer kompe-
titiven, normativen Epistemologie der Wachstumsraten, die dem Wachstums-
fokus zugrunde lag. Der Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

57 Colin Clark, Growthmanship. A Study in the Mythology of Investment, London 1961;
John Kenneth Galbraith, The Affluent Society, Boston 1958.

58 Dennis Mueller, Introduction, in: ders., The Political Economy of Growth, New Haven
1983, S. 1.

59 David C. Engerman, Know Your Enemy. The Rise and Fall of America’s Soviet Experts,
Oxford 2009; Evanthis Hatzivassiliou, Images of the Adversary. NATO Assessments of
the Soviet Union, 1953 – 1964, in: Journal of Cold War Studies 11. 2011, S. 89 – 116.

60 Department of State, Conference Files, LOT 64 D 559, CF 1610, Drafted by Merchant,
Memorandum of Conversation, 16. 3. 1960, FRUS 1958 – 1960, Bd. IX: Berlin Crisis
1959 – 1960, Germany, Austria, S. 678 f. , https://history.state.gov/historicaldocuments/
frus1958–60v09/d257.

61 NARA, RG 56, Entry UD-UP 734-A1, Box 58, Folder OEEC / 1 / 40, Treasury Participation
in Economic Review, Vol. 1, Hauge to Stassen, 9. 9. 1953; Paris to MSA, 10. 9. 1953; Paris
to MSA, 14. 9. 1953.
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hatte einen universellen Raum konstruiert, in dem die Höhe des BSP oder BIP
pro Person als indikativ für die wirtschaftliche oder soziale Position eines
Landes konzeptualisiert werden konnte und in dem die Wachstumsrate dazu
auserkoren wurde, den Fortschritt, das wirtschaftliche Potential und den
politischen Erfolg eines Landes anzuzeigen.62 Innerhalb der OECD-Debatten
wurden vergleichende Daten der Wachstumsraten zunehmend als „Ranglis-
ten“ (league tables) interpretiert, wobei die Länder mit den niedrigsten
Wachstumsraten die „niedrigsten Plätze“ innerhalb dieser Hierarchie inne-
hatten.63 Besonders die reichsten Länder der Zeit, die USA und England, sahen
damals ihre wirtschaftliche Performance, die in den 1950er Jahren deutlich
niedrigere Wachstumsraten aufwies als die kontinentaleuropäischen Länder,
als ungenügend und unterhalb der Norm an. So entwickelte sich beispielsweise
im Rahmen des Nachkriegsnarrativs des british decline 1960 eine große
Diskussion in der Whitehall über das schlechte Abschneiden der britischen
Wirtschaft, die durch eine Veröffentlichung von Tabellen der OEEC ausgelöst
wurde, welche die Wachstumsraten der Mitgliedsländer nebeneinander
stellte.64 Obwohl die USA viel wohlhabender war als die westeuropäischen
Partnerländer, diagnostizierten Zeitgenossen einen „nationalen Minderwer-
tigkeitskomplex über unsere Wirtschaft“, der durch die neu verfügbaren
Vergleiche der Wachstumsraten ausgelöst worden war, die die OEEC und
andere internationale Organisationen produzierten.65 Und bei einem Treffen
der Wirtschaftsexperten innerhalb der OECD 1961 beschwerte sich Louis
Rasminsky, Deputy Governor der Bank of Canada, über den „exclusive Anglo-
Saxon club of stunted growth.“66 Während westeuropäische Länder, ganz zu
schweigen von dem sowjetischen Block, in den 1950er Jahren relative hohe
Wachstumsraten aufwiesen, mit der OEEC inklusive England im Durchschnitt
bei 5 Prozent, lagen die USA mit 3,5 Prozent und England mit 2,6 Prozent
deutlich abgeschlagen auf den hinteren Plätzen.67

62 Vgl. besonders Milton Gilbert u. a., Comparative National Products and Price Levels. A
Study of Western Europe and the United States, Paris 1958.

63 TNA, T 230 / 604, Ross, OEEC Working Party on Growth, 16. 5. 1961; NARA, RG 56, Entry
UD-UP 734-H, Box 1, Folder OECD / 3 / 00 Ministerial Meetings, Vol. 1, Problems and
Prospects for U. S. Economic Growth, 20. 11. 1962.

64 TNA, T 230 / 579, P. Vinter to R. W. B. Clarke, Elements of a Policy for Economic Growth,
27. 2. 1961. Vgl. auch Hugh Pemberton, Relative Decline and British Economic Policy in
the 1960s, in: The Historical Journal 47. 2004, S. 989 – 1013; Jim Tomlinson, The Politics
of Decline. Understanding Post-War Britain, Harlow 2000.

65 Allen Wallis, A Philosophy of Economic Growth, in: Wall Street Journal, 24. 10. 1960. Vgl.
auch Arndt, Rise and Fall, S. 62.

66 TNA, FO 371 / 158091, M 511 / 29, Robert Hankey, Annex A to Economic Policy
Committee, 26. 4. 1961.

67 NARA, RG 56, Entry UD-UP 734-H, Box 3, Folder OECD / 5 / 00, Economic Policy
Committee, Vol. 1, Annex to Walter W. Heller, Memorandum for the President, 5. 5. 1961.

Geschichte und Gesellschaft 41. 2015, S. 355 – 393
! Vandenhoeck & Ruprecht GmbH & Co. KG, Gçttingen 2015
ISSN (Printausgabe): 0340-613X, ISSN (online): 2196-9000

„Expandiere oder stirb“ 373

http://www.v-r.de/de
http://www.v-r.de/de


Als John F. Kennedy im Januar 1961 US-Präsident wurde, war er besonders
interessiert daran, „das ,Rätsel‘ des Wachstums“ der europäischen Länder zu
verstehen, um es „auf die langsam vorankommende US-Ökonomie anwenden“
zu können.68 Die Kennedy-Administration schien wie besessen vom Wachs-
tum: Im Commerce Department wurden an allen Büros und Schreibtischen
Schilder aufgehängt, auf denen gefragt wurde „What have you done for Growth
today?“69 Das Wachstumsrätsel sollte innerhalb der 1961 als Folgeorganisation
der OEEC gegründeten OECD gelöst werden, und die Organisation lancierte in
den frühen 1960er Jahren eine Vielzahl an Aktivitäten, die darauf abzielten,
Wachstumspolitiken in den Mitgliedsländern zu institutionalisieren und
international zu harmonisieren. 1961 gründete die Organisation auf amerika-
nische Initiative hin eine neue Arbeitsgruppe des Economic Policy Committee
(EPC), die so genannte „Working Party No. 2 on Policies for the Promotion of
Economic Growth“ (WP-2), die damit beauftragt wurde, die Gründe für die
unterschiedlichen Wachstumsraten zu erforschen und ein universell anwend-
bares Rezept für schnelles Wachstum zu erarbeiten.70 Und die USA setzte sich
mit allen diplomatischen Druckmitteln dafür ein, bei der ersten Ministerrats-
tagung der OECD ein kollektives Wachstumsziel des Westens zu verabschie-
den, nicht nur als Antwort auf die Wachstumsproklamationen der Sowjetuni-
on, sondern auch als internationale Unterstützung, um intern eine expansivere
Wachstumspolitik zu rechtfertigen.
Der Vorschlag für das OECD-Wachstumsziel wurde zuerst von Roger Ockrent,
dem belgischen Delegierten und Vorsitzenden des OECD-Exekutivkommittees
und einem der langjährigsten Mitarbeiter der Organisation, auf einem Treffen
des EPC im Oktober 1961 gemacht, um die erste Ministerratstagung der neuen
Organisation „newsworthy“ zu machen und ihr „political oomph“ zu verlei-
hen. Zunächst aber lehnten alle Delegationen den Vorschlag ab.71 Nur die US-
Ökonomen des CEA präsentierten die Idee ihrem neu gewählten US-Präsi-
denten Kennedy. Dieser war nach dem sowjetischen Parteitag 1961 „von der
Idee, Wachstumsziele aufzugreifen, gefesselt worden“ und versuchte, den CEA
zu überzeugen, „die gleiche Übung […] für die Vereinigten Staaten“ zu
machen.72 Während die hochrangigen Ökonomen dies zuerst als eine „Kap-
rize“ des Präsidenten ansahen, entschieden sie auf das starke Insistieren
Kennedys hin, die beiden Ideen zu kombinieren und darauf hinzuarbeiten,
„ein Wachstumsratenziel auf der OECD Ministerratstagung zu platzieren“ und

68 O. A., OEEC to Study Economic Growth, in: Financial Times, 20. 4. 1961.
69 Zit. n. Collins, More, S. 2. Zu Kennedy’s Wachstumspolitik vgl. ebd. S. 48 – 61.
70 TNA, T 230 / 508, Downie to Hall, 3. 3. 1961.
71 NARA, RG 59, Entry A1 5605, Box 1, Folder OECD Ministerial 1961, Position Paper,

PMM D-II, 9. 11. 1961; TNA, T 299 / 178, Hankey to Foreign Office, 22. 10. 1961; Hankey
to Jackling, 27. 10. 1961.

72 NARA, RG 59, Entry 5304, Box 22, Folder OECD Ministerial Meeting 1961, J. Robert
Schaetzel to Mr. Fessenden, 2. 11. 1961.

Geschichte und Gesellschaft 41. 2015, S. 355 – 393
! Vandenhoeck & Ruprecht GmbH & Co. KG, Gçttingen 2015
ISSN (Printausgabe): 0340-613X, ISSN (online): 2196-9000

374 Matthias Schmelzer

http://www.v-r.de/de
http://www.v-r.de/de


gleichzeitig einen internen Wachstumsplan für die USA zu erarbeiten.73 Trotz
interner Kritik – ein Bericht des US-Finanzministeriums hinterfragte den
Fokus auf das BSP als einen Maßstab für Fortschritt und den Propagandawert
eines Ziels unterhalb der unrealistischen Wachstumsrate von 5 Prozent
jährlich – forcierte der CEA diese Idee innerhalb der OECD.74 Die US-
Ökonomen erarbeiteten den Vorschlag, dass eine Expansion des kollektiven
BSP, also des addierten BSP aller OECD-Mitgliedsländer, um 50 Prozent bis
1970 ein angemessenes „Versprechen“ sei, um von der neuen Organisation
verkündet zu werden. Dieses Wachstumsziel von 50 Prozent innerhalb von
neun Jahren oder einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 4,6 Prozent
basierte auf recht oberflächlichen ökonometrischen Analysen und wurde vor
allem gewählt, um eine aufmerksamkeitserregende und erinnerungswürdige
Zahl zu erreichen. Der CEA schrieb sogar einen Entwurf für das Kommuniqu"
der OECD-Minister, dessen zentraler Teil von niemand anderem als Robert
Solow geschrieben wurde, dem Paten modernen Wachstumsmodellierens am
MIT, der damals für Kennedys CEA arbeitete.75

Zu Anfang waren jedoch alle anderen Mitgliedsländer sowie die Ökonomen im
Sekretariat der Organisation gegen solch eine weitreichende Erklärung. Die
erste Diskussion zeigte „ziemlich abschließend die Unmöglichkeit, dass solch
ein Ziel als Teil des Kommuniqu"s durch die Delegationsführer angenommen
wird.“76 Die Diskussion verdeutlichte vor allem die Spannungen zwischen dem
politischen Interesse der USA, eine internationale Organisation zu nutzen, um
die eigene politische Agenda voranzubringen, und der Anspannung der
technischen Bürokraten des neu etablierten Sekretariats, die darum besorgt
waren, das Bild der OECD als eines objektiven und verlässlichen Think Tanks
zu bewahren.77 Der US-Repräsentant musste seinen Kollegen sogar versichern,
dass der Vorschlag „nicht nur ein Stunt“ war, sondern auf fundiertem

73 NARA, RG 59, Entry 5304, Box 22, Folder OECD Ministerial Meeting 1961, Edward R.
Murrow to McGeorge Bundy, 1. 11. 1961.

74 NARA, RG 56, Entry UD-UP 734-H, Box 4, Folder OECD / 5 / 30 EPC Working Party 2,
Vol. 6, Proposed Growth-Rate Target for OECD Countries, 2. 11. 1961.

75 NARA, RG 59, Entry 5304, Box 22, Folder OECD Ministerial Meeting 1961, Robert Solow,
Portion of Draft Communiqu", 2. 11. 1961. Zu seinen wegweisenden Arbeiten vgl. Robert
M. Solow, A Contribution to the Theory of Economic Growth, in: The Quarterly Journal
of Economics 70. 1956, S. 65 – 94; Robert M. Solow, Technical Change and the Aggregate
Production Function, in: The Review of Economics and Statistics 39. 1957, S. 312 – 320.

76 NARA, RG 59, Entry 5304, Box 22, Folder OECD Ministerial Meeting 1961, J. Robert
Schaetzel to Mr. Fessenden, 2. 11. 1961.

77 Kristensens Kritik basierte auch auf seinen eigenen Analysen zu langfristigen Wachs-
tumstrends in verschiedenen Weltregionen. Vgl. Thorkil Kristensen, The Economic
World Balance, Copenhagen 1960.
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ökonomischen Wissen basierte.78 Auf der anderen Seite drückte OECD-
Generalsekretär Kristensen „deutliche Besorgnis“ aus und warnte, dass das
Wachstumsziel vollkommen unrealistisch sei und die OECD solle ihren
„Standard nicht absenken, um eine Propagandaagentur“ zu werden. Man
könne nicht gleichzeitig Chruschtschows Methoden „kritisieren und imitie-
ren“. Als der US-amerikanische Vorschlag im OECD-Rat diskutiert wurde, war
die Diskussion entsprechend kontrovers und die Idee wurde allgemein als
„unreif“, „unrealistisch“ und basierend auf „oberflächlichen“ Analysen
kritisiert.79

Dennoch setzte die US-Administration das Ziel von 50 Prozent auf die
offizielle Agenda der Ministerratstagung, indem sie einen Brief an alle Minister
schickte, in welchem Kennedys dringende Forderung ausgedrückt wurde, das
kollektive Wachstumsziel zu verabschieden.80 Der durch Solow geschriebene
Entwurf für das „Wachstumskommuniqu"“ war angehängt. Dieser Text
versprach, dass die OECD „die Erfolge der Fünfziger Jahre übertreffen“
würde, da die OECD-Länder ihr gemeinsames BSP nicht erst in zehn Jahren um
50 Prozent steigern würden, sondern in dieser „neuen Dekade wirtschaftlicher
Expansion“ in nur neun Jahren. Durch dieses Wachstum von 1.000 Milliarden
US-Dollar auf 1.500 Milliarden US-Dollar, so der US-Entwurf für die Ab-
schlusserklärung, könne die OECD „zur Atlantischen Gemeinschaft das
Äquivalent eines anderen Landes der Größe der Vereinigten Staaten hinzu-
fügen.“81 Die Botschaft im Kalten Krieg war deutlich: Die westliche Allianz
würde enorm gestärkt.
Dieser Vorschlag, der erst weniger als zwei Wochen vor dem Treffen gemacht
wurde, löste eine sehr intensive und kontroverse Diskussion in der OECD und
den Mitgliedsländern aus, in der neben dem Sekretariat vor allem die Länder
mit langsamen Wachstumsraten, wie England und Kanada, sowie die neutra-
len Länder, die die OECD nicht zu sehr im Kalten Krieg verwickelt sehen
wollten, versuchten, den US-Vorschlag abzuwenden. Die gesamte Dynamik
der Debatte änderte sich schlagartig, als die Delegierten auf der Ministerrats-
tagung feststellen mussten, dass der Vorschlag zur Presse durchgesickert war.
Zuerst die New York Times und dann Zeitungen aus aller Welt analysierten en
d!tail, wie realistisch das Ziel sei und spekulierten über die versteckten Motive.
Die Presselandschaft war dabei ausgesprochen skeptisch, besonders in

78 NARA, RG 59, Entry A1 5605, Box 1, Folder OECD Ministerial 1961, Position Paper,
PMM D-II, 9. 11. 1961.

79 TNA, T 236 / 6519, Hankey to Foreign Office, 7. 11. 1961; BArch, B 102 / 77352, Jentsch to
Müller-Armack, 9. 11. 1961; OECD-HA, C / M (61) 3, Council Minutes, 27. 10. 1961.

80 BArch, B 102 / 77352, George W. Ball to Prof. Ludwig Erhard, 7. 11. 1961. Vgl. auch TNA,
T 236 / 6519, Hankey to Foreign Office, 7. 11. 1961.

81 BArch, B 102 / 77352, Draft Communiqu" on Economic Growth Target, November 1961,
Anhang an einen Brief von George Ball an Ludwig Erhard, 7. 11. 1961.
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Europa, und der Vorschlag wurde generell als unrealistisch eingestuft.82 So
argumentierte das westdeutsche Handelsblatt beispielsweise, dass eine Reihe
von Mitgliedsländern „gar nicht über die notwendigen wirtschaftspolitischen
Handhaben verfügt, um ihrer Industrie und Landwirtschaft eine gewisse
Wachstumsrate aufzuzwingen“.83 Angesichts der plötzlichen Öffentlichkeit für
den Vorschlag sahen sich alle Mitgliedsländer quasi gezwungen, den Vorschlag
anzunehmen. Besonders Großbritannien und das Sekretariat um Thorkil
Kristensen erreichten zwar, dass der Vorschlag in einigen Punkten etwas
aufgeweicht wurde: Es wurde explizit festgelegt, das Ziel gelte nur kollektiv
und nicht für einzelne Mitgliedsländer, die Zeitperiode wurde von neun auf
zehn Jahre verlängert und die aggressive Sprache des US-Entwurfs für das
Kommuniqu" wurde etwas abgeschwächt. Dennoch verkündete die OECD im
November 1961 offiziell das Wachstumsziel von 50 Prozent.
Obwohl diese Erklärung auf den ersten Blick als eine mächtige Demonstration
des Vertrauens in zukünftiges, sich beschleunigendes Wachstum, der Vor-
herrschaft ökonomischer Prognostik und das Selbstvertrauens der neuen
„ökonomischen NATO“ erscheint, zeigen die internen Diskussionen vor allem
substantielle Unsicherheiten und Zweifel. Das Wachstumsziel war nicht nur
durch die Angst vor sowjetischen Wachstumsraten motiviert, sondern basierte
auf unvollständigen Zahlenreihen und fragwürdiger Theorie. Wie Stephen
Marris, einer der wichtigsten Ökonomen der OECD, knapp zwanzig Jahre
später zusammenfasste :

It does seem a funny thought now, you know, that with a totally inadequate analytical base
and not very many figures, we fixed ourselves a figure for the growth over the next ten years
and we (over) achieved it within about 3 or 4 per cent!84

Vielmehr als das Resultat gründlicher wirtschaftlicher Analyse war die OECD-
Erklärung vor allem das Ergebnis von diplomatischen Verhandlungen und
öffentlichem und internen Druck. Und schließlich dokumentierte das Ziel
nicht das Selbstvertrauen der OECD, sondern diente vielmehr dazu, eine neue,
noch nicht etablierte und prekäre internationale Organisation mit Anerken-
nung und Bedeutung auszustatten. Ähnlich wie James Tobins Beobachtung,
dass „ein Wachstumsziel eine Nation inspirieren, aufladen und vereinigen

82 TNA, T 299 / 178, Washington to Foreign Office, 14. 11. 1961; TNA, PREM 11 / 4228,
Hankey to Foreign Office, 16. 11. 1961; O. A., Free World Goals for 1970, in: New York
Times, 13. 11. 1961; O. A., British doubt on U. S. Growth Plan for OECD, in: Financial
Times, 15. 11. 1961; O. A., Britain imperils U. S. goal in OECD, in: New York Times,
16. 11. 1961; O. A., Westen antwortet auf die russische Herausforderung, in: Deutsche
Zeitung, 16. 11. 1961. Weitere Zeitungsberichte finden sich in BArch, B 102 / 77352.

83 BArch, B 102 / 77352, o. A., USA schlagen Wohlstandsplan vor, in: Handelsblatt,
17. 11. 1961,

84 Stephen Marris, My History of My Time at the OECD. Unpublished Record of Two
Seminars given to the OECD Secretariat in June 1983.
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kann“, war eine der zentralen Funktionen des Wachstumsziels die Schaffung
einer imaginierten Gemeinschaft von Ländern sowie das Stiften von Sinn und
Identität für die neue internationale Organisation und damit für „den
Westen“.85

Die Fokusverschiebungen innerhalb der OECD in den frühen 1960er Jahren
stehen symptomatisch für die meisten Industrieländer und andere interna-
tionale Organisationen. In Jahren nach dem Wachstumsziel wurde die gesamte
Arbeit der OECD in allen Politikbereichen auf die Erreichung dieses Wachs-
tumsziels ausgerichtet: Wissenschafts-, Arbeitsmarkt-, Außenhandels-, Wäh-
rungs-, Landwirtschafts-, Industrie- und Bildungspolitik wurden so umge-
staltet, dass der jeweilige Beitrag zur Beschleunigung des Wirtschaftswachs-
tums im Mittelpunkt stand, und die Wirtschaftspolitik rückte noch mehr ins
Zentrum der Organisation. Die vorherrschenden Wachstumsraten wurden
generell als ungenügend angesehen. So fragte ein internes Papier 1961: „How
undergrowthed do you consider your economy?“86 Auch wenn die Arbeits-
gruppe zur Wachstumsförderung aufgrund unterschiedlicher Vorstellungen
über wirtschaftliche Planung und Steuerung daran scheiterte, ein gemeinsa-
mes „Rezept“ für Wachstumssteigerung zu entwickeln, rückte Wachstum ins
Zentrum allen politischen Denkens.87 Einer der Vordenker und wichtigsten
Protagonisten der Wachstumspolitik der OECD, Angus Maddison, führte die
erfolgreichen Politiken der Zeit auf einen „Prozess des gegenseitigen Lernens
innerhalb der OECD“ zurück, der eine spezifische Ausrichtung hatte:

Growth policy has three main components. In the first place governments must ensure that
the total level of demand is adequate to keep existing resources fully employed. Secondly,
government must deal with problems of external payments in a way which fosters growth.
Thirdly, governments should nurture the supply potential of the economy by stimulating
investment, technological innovation, and training of human skills.88

Defizitäres Wirtschaften stand im Zentrum der Wachstumspolitik. Wie der
Generalsekretär der Organisation auf einem Treffen des EPC 1962 zusam-
menfasste, war „die Zeit […] vorüber, in der man einen ausgeglichenen
Haushalt als wichtig erachtete. Die dreißiger Jahre haben uns gezeigt und die
Ökonominnen und Ökonomen haben deutlich gemacht, dass eine Wirtschaft

85 Tobin, Economic Growth, S. 6. Zu vorgestellten Gemeinschaften vgl. Benedict Ander-
son, Imagined Communities. Reflections on the Origin and Spread of Nationalism,
London 1985.

86 TNA, T 230 / 604, OECD Secretariat to UK delegation, Preliminary Proposals for a
Questionnaire for Enquiry into Economic Growth, 25. 5. 1961.

87 Vgl. dazu Kap. 5 u. 6 in Schmelzer, Hegemony.
88 Angus Maddison, Economic Growth. The Role of Policy, in: The OECD Observer 11.

1964, S. 36 f. Vgl. auch das damals sehr viel diskutierte Buch Angus Maddison,
Economic Growth in the West. Comparative Experience in Europe and North America,
New York 1964.
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nicht automatisch im Gleichgewicht ist.“ Daher sei ein „richtig finanziertes
Defizit“ zentraler Bestandteil einer guten Wirtschaftspolitik.89

IV. Von der Wachstumseuphorie zur Wachstumskrise:
Das 65-Prozent-Wachstumsziel von 1970

Ende der 1960er Jahre wurde zunehmend deutlich, dass die OECD das 1961
gesetzte ambitionierte Wachstumsziel nicht nur erreichen, sondern übertref-
fen würde. Zwischen 1961 und 1970, der Zeit, die seitdem als Höhepunkt des
„Goldenen Zeitalters“ erinnert wurde, erlebten die OECD-Länder phänome-
nale Wachstumsraten: Im Durchschnitt 4,8 Prozent, die das gemeinsame
Wirtschaftsprodukt um 55 Prozent steigerten, und um 60 Prozent, wenn die
neuen Mitgliedsländer Japan und Finnland eingerechnet werden.90 Die
jüngsten Voraussagen deuteten noch schnellere Expansion für das kommende
Jahrzehnt an und prognostizierten durchschnittliche Wachstumsraten von
5,2 Prozent bis 1980, die das BSP der OECD um weitere 65 bis 70 Prozent
steigern würden. Das Risiko moderner Gesellschaften, so die Schlussfolgerung
eines OECD-Berichts basierend auf diesen optimistischen Prognosen, sei nicht
mehr das, nicht genügend Wachstum zu haben.91

Doch erstaunlicherweise feierte niemand in der OECD diesen Erfolg. Nicht nur
war das Wachstum der 1960er Jahre begleitet von Zahlungsbilanzkrisen,
Wechselkursanpassungen und sich langsam beschleunigender Inflation,
Phänomene, die die Politiker und Berater der Zeit viel mehr sorgten als dies
später erinnert wurde.92 Viel entscheidender war, dass die optimistische und
technokratische Weltsicht, welche die 1960er Jahre geprägt hatte, zunehmend
brüchig wurde. Der neue Generalsekretär der OECD, Emile van Lennep, fasste
diesen Perspektivwechsel in einer Rede 1970 sehr treffend zusammen, indem
er in seiner Reflektion der ursprünglichen OECD-Ziele argumentierte: „Zuerst
waren wir erfolgreich bei unserem Wachstumsziel – nur um am Ende der
Dekade festzustellen, dass dies kein Grund für Zufriedenheit sein sollte, da das
Konzept des Wachstums selbst eine Neudefinition brauchte.“ In seiner
Ausformulierung des Wandels stellte van Lennep fest, „das Ziel von 50 Prozent
wurde als Ziel an sich selbst angesehen – und als sehr ambitioniertes noch

89 OECD-HA, C (62) 119, Meeting of the Economic Policy Committee. Report by the
Chairman, 26. 6. 1962.

90 Hobsbawm, Age of Extremes; OECD, The Growth of Output, S. 79.
91 OECD-HA, C (70) 53, Documentation for Meeting of Council at Ministerial Level,

Prospects for Economic Growth, 10. 4. 1970, Annex C, Table 3; OECD, The Growth of
Output, S. 79.

92 Dies wird diskutiert in Alec Cairncross, Introduction. The 1960s, in: ders. u. Frances
Cairncross (Hg.), The Legacy of the Golden Age. The 1960s and Their Economic
Consequences, New York 1992, S. 1 – 13.
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dazu.“ Seitdem habe die OECD jedoch gelernt „diese Annahme zu hinterfra-
gen“ durch „weitreichendere Fragen“. Während die Schlüsselfragen der
OECD-Länder in den frühen 1960er Jahren sich darum drehten, das „Rätsel des
Wachstums“ zu lösen, „Politiken für noch schnelleres Wachstum“ zu entwi-
ckeln und zu untersuchen, wie „undergrowthed“ OECD-Wirtschaften waren,
propagierte der Generalsekretär der OECD nur ein Jahrzehnt später ein
grundlegendes Hinterfragen des Wachstumsparadigmas:

To what uses should this growth be put? If increased growth does not create improved
conditions of life, will not growth become an illusion? What is the point of more unless more
means also better?93

Diese Fragen, formuliert im Herzen der damals am stärksten auf Wachstum
fokussierten Organisation weltweit, sind ausgesprochen aufschlussreich und
fangen die Unsicherheit der wirtschaftspolitischen Experten in den frühen
1970er Jahren über die Ziele wirtschaftlicher Aktivität ein.
Was hatte sich seit der ambitionierten Erklärung des 50-Prozent-Wachstums-
ziels 1961 verändert? Sobald sich das Wachstumsparadigma in den frühen
1960er Jahren einmal etabliert hatte, wurde es auch schon aus unterschied-
lichsten Richtungen attackiert und durch soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklungen unterminiert. Besonders einschneidend für die sich verändernden
sozialen Paradigmen der Epoche waren die weltweiten Proteste und sozialen
Unruhen im Kontext dessen, was als „Weltrevolution von 1968“ beschrieben
worden ist : Einem wirklich transnationalen Phänomen, das grundlegend die
Ungerechtigkeiten und Ausschlüsse von kapitalistischem Wachstum und
Materialismus kritisierte.94 Darüber hinaus kamen in den 1960er Jahren starke
Umweltbewegungen auf, die das Bild eines verletzlichen Planeten verbreiteten,
dessen prekäres Gleichgewicht durch scheinbar unkontrollierbare technolo-
gische und wirtschaftliche Entwicklungen gefährdet wurde.95 Der Fokus auf
Wirtschaftswachstum war auch in einer Vielzahl von viel gelesenen Büchern
kritisiert worden, wie beispielsweise in John Kenneth Galbraiths früher „The
Affluent Society“ (1958) oder Ezra J. Mishans „The Cost of Economic Growth“
(1967), und es gab eine Welle von Veröffentlichungen, die den mit den „Limits

93 OECD-HA, CES Divers 1970, Van Lennep at the Meeting of the Committee on Economic
Affairs and Development of the Consultative Assembly of the Council of Europe,
3. 7. 1970.

94 Immanuel Wallerstein, 1968. Revolution in the World-System, Theses and Queries, in:
Theory and Society 18. 1989, S. 431 – 449; Carole Fink u. a. (Hg.), 1968. The World
Transformed, Cambridge 1998; Ingrid Gilcher-Holtey, Die 68er Bewegung. Deutsch-
land, Westeuropa, USA, München 2011.

95 Kai F. Hünemörder, Die Frühgeschichte der globalen Umweltkrise und die Formierung
der deutschen Umweltpolitik 1950 – 1973, Stuttgart 2004; John S. Dryzek, The Politics of
the Earth. Environmental Discourses, Oxford 2005; Robert Poole, Earthrise. How Man
First Saw the Earth, New Haven 2008.
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to Growth“ assoziierten Alarmismus vorwegnahmen, wie Paul R. Ehrlichs
„Population Bomb“ (1968) oder Alvin Tofflers „Future Shock“ (1970).96

Ökonominnen und Ökonomen, aber besonders Soziologinnen und Soziologen
sowie Ökologinnen und Ökologen waren zunehmend skeptischer geworden
gegenüber dem technokratischen Glauben an die uneingeschränkt positiven
Auswirkungen quantitativen Wachstums, eine Diskussion, die durch die
aufkommende wissenschaftliche Beschäftigung mit der langfristigen Zukunft
noch verstärkt wurde.97 Mehrere internationale Organisationen wie die UN
nahmen Themen wie Umweltprobleme oder Bevölkerungswachstum auf, die
aus diesen Diskussionen hervorgegangen waren.98 In der zweiten Hälfte der
1960er Jahre gab es darüber hinaus eine Vielzahl verstörender wirtschaftlicher
Entwicklungen, wie kleinere Konjunktureinbrüche, beispielsweise die „Mini-
Rezession“ in der Bundesrepublik 1966 / 1967, aber auch zunehmende Kon-
kurrenz auf den Weltmärkten, sinkende Profite für Privatunternehmen, eine
Intensivierung der Zahlungsbilanzprobleme, und wachsende Inflationssor-
gen, die trotz generell hoher Wachstumsraten auftraten.99 Außerdem schei-
terten die Versuche, den Kalten Krieg durch eine „Modernisierung“ der
Dritten Welt zu gewinnen, nicht nur in dem vergeblichen Versuch, den
Vietnamkrieg für sich zu entscheiden.100 Und schließlich erlebten Industrie-
länder, wie zeitgenössische Sozialwissenschaftler beobachteten, die Anfänge

96 Galbraith, Affluent Society ; Ezra J. Mishan, The Costs of Economic Growth, New York
1967; Paul R. Ehrlich, The Population Bomb, New York 1968; Alvin Toffler, Future Shock,
New York 1970. Vgl. dazu auch Reinhard Steurer, Der Wachstumsdiskurs in Wissen-
schaft und Politik. Von der Wachstumseuphorie über „Grenzen des Wachstums“ zur
Nachhaltigkeit, Berlin 2002; Sabine Höhler, „Carrying Capacity“. The Moral Economy
of the „Coming Spaceship Earth“, in: Atenea 26. 2006, S. 59 – 74; Kai F. Hünemörder,
Kassandra im modernen Gewand. Die umweltapokalyptischen Mahnrufe der frühen
1970er Jahre, in: Frank Uekötter u. Jens Hohensee (Hg.), Wird Kassandra heiser? Die
Geschichte falscher Ökoalarme, Stuttgart 2004, S. 78 – 97.

97 Vgl. z. B. Jenny Andersson, The Great Future Debate and the Struggle for the World, in:
The American Historical Review 117. 2012, S. 1411 – 1430. Symptomatisch dafür sind
die Debatten des „colloque d’Arras“ im Juni 1965, in denen Pierre Bourdieu und
Regierungsstatistiker und -ökonomen des INSEE unter Claude Gruson die makroöko-
nomischen Auswirkungen des Wachstums auf Gleichheit diskutierten. Vgl. Fr"d"ric
Lebaron, Pierre Bourdieu. Economic Models Against Economism, in: Theory and
Society 32. 2003, S. 551 – 565; Alain Desrosi$res, Bourdieu et les statisticiens. Une
rencontre improbable et ses deux h"ritages, in: Pierre Encrev" u. Rose Mary Lagrave
(Hg.), Travailler avec Bourdieu, Paris 2003, S. 209 – 218.

98 Richard Jolly u. a. (Hg.), UN Ideas That Changed the World, Bloomington 2009; Matthew
J. Connelly, Fatal Misconception. The Struggle to Control World Population, Cambridge
2009.

99 Eichengreen, European Economy, S. 216 – 224.
100 Nils Gilman, Mandarins of the Future. Modernization Theory in Cold War America,

Baltimore 2003, S. 203 – 277.
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eines tiefgreifenden Wertewandels hin zu „post-materiellen“ oder „post-
modernen“ Werten.101

Diese unterschiedlichen Entwicklungen, besonders die 1968er Proteste und
die damit einhergehenden Kritikformen, kulminierten in einer ideologischen
Krise des Wachstumsparadigmas. In fast allen OECD-Ländern wurden in den
Jahren nach 1968 die Probleme, die durch kontinuierliches quantitatives
Wachstum entstanden waren, sowie die Wünschbarkeit und langfristige
Möglichkeit von Wirtschaftswachstum, hitzig diskutiert. Diese sehr breiten
Diskussionen wurden von sozialen Bewegungen, Gewerkschaften, den Kir-
chen, in der Wissenschaft und innerhalb von Regierungsapparaten geführt, an
ihnen waren große Bevölkerungsteile beteiligt und sie schufen neue Konflikt-
linien sowohl innerhalb des konservativen, als auch des progressiven politi-
schen Lagers. Diese überlagerten etablierte nationale und ideologische
Teilungen, und zwar nicht nur in OECD-Ländern inklusive Japan, sondern
auch in der Sowjetunion und vielen Ländern des globalen Südens.102

Seit einigen Jahren haben Historikerinnen und Historiker die grundlegenden
Veränderungen in gesellschaftlichen Leitmotiven und Strukturen am Beginn
der Ära „nach dem Boom“ diskutiert, die durch tiefe Strukturbrüche
gekennzeichnet waren, von denen viele mit dem „Shock of the Global“ in
Verbindung standen. Aus der Perspektive einer Analyse der historisch
umstrittenen Hegemonie des Wachstumsparadigmas ist jedoch die Periode
davor, also zwischen den zwei symbolischen Jahren 1968 und 1973 / 1974,
besonders interessant.103 Diese „Krise vor der Krise“ war besonders ausgeprägt
innerhalb der OECD, in der sich unter dem Titel „Probleme moderner
Gesellschaften“ eine ausgesprochen lebhafte Diskussion über die nicht-

101 Vgl. besonders die Studien von Ronald Inglehart, z. B. The Silent Revolution. Changing
Values and Political Styles Among Western Publics, Princeton 1977. Vgl. auch die
kritischen Bemerkungen der Nutzung sozialwissenschaftlicher Konzepte durch Zeit-
historiker in Rüdiger Graf u. Kim Christian Priemel, Zeitgeschichte in der Welt der
Sozialwissenschaften. Legitimität und Originalität einer Disziplin, in: VfZ 59. 2011,
S. 479 – 508.

102 Collins, More, S. 98 – 125; Sutela, Economic Thought, S. 47. In den späten 1960er Jahren
diskutierten Ökonominnen und Ökonomen in vielen Ländern, auch in Japan, neue
Möglichkeiten, soziale Wohlfahrt zu messen. In Japan skandierte die Umweltbewegung
damals den Slogan „Kutabare GNP!“ (Zur Hölle mit dem BSP!); vgl. Shigeto Tsuru,
Japan’s Capitalism. Creative Defeat and beyond, Cambridge 1993, S. 146.

103 Vgl. z. B. Doering-Manteuffel u. Raphael, Nach dem Boom, S. 134 – 137; Niall Ferguson
u. a. (Hg.), The Shock of the Global. The 1970s in Perspective, Cambridge 2010; Konrad
H. Jarausch (Hg.), Das Ende der Zuversicht? Die siebziger Jahre als Geschichte,
Göttingen 2008. Öffentliche Diskussionen zu diesen Themen dauerten deutlich länger
an und waren am stärksten in den Jahren nach der Veröffentlichung des ersten Berichts
an den Club of Rome 1972.
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intendierten Nebenwirkungen von Wirtschaftswachstum entwickelte.104 Die
OECD, die ihre Rolle als „Hüter der Schlüssel“ neoklassischer Wachstums-
ökonomie ausübte, reagierte auf diese unterschiedlichen gesellschaftlichen
Entwicklungen, wie auch andere internationale Organisationen und politische
Akteure. Der generelle Rahmen, in dem die aufkommenden sozialen und
ökologischen Probleme konzeptualisiert, operationalisiert und regierbar
gemacht wurden, war das, was später als „planet management“ analysiert
wurde.105 In Bezug auf die Kritik am BSP-Wachstum und die Integration von
Umweltproblemen in allgemeine ökonomische Analysen begannen die OECD-
Diskussionen jedoch früher, beeinflussten Debatten in anderen Foren und
waren in ihrer ursprünglichen Form weitreichender und grundlegender als in
anderen internationalen Organisationen oder Regierungsinstitutionen.
Die Debatte um die „Probleme moderner Gesellschaften“ wurde nicht durch
nationale Delegationen oder hochrangige Regierungsvertreter der Mitglieds-
länder angestoßen, wie das konventionell in der Theorie der Internationalen
Beziehungen angenommen wird.106 Vielmehr war die treibende Kraft hinter
dieser neuen Perspektive eine Gruppe von Wissenschaftlern und Bürokraten
um das wissenschaftspolitische Direktorat der Organisation und dessen
Generaldirektor Alexander King, die entweder im OECD-Sekretariat arbeite-
ten oder Mitglieder im Committee for Science Policy (CSP) waren. Was bislang
sowohl von der relativ breiten Forschung, als auch in der öffentlichen
Erinnerung an den Club of Rome vernachlässigt wurde: Es war diese Gruppe
internationaler Beamter, die aus ihrer geteilten Sorge um die negativen
Wirkungen von Modernisierung und wirtschaftlicher Expansion heraus
entscheidend zur Gründung des Club of Rome beitrugen und diesen in seiner
Frühphase maßgeblich prägten. Sie etablierten eine transnationale Diskurs-
koalition, um neue Perspektiven auf Wirtschaftswachstum zu verbreiten, und
zwar einerseits durch die OECD, deren Diskussionen auf zentrale Ökonomin-
nen und Ökonomen und Ministerialbeamte aus den Mitgliedsländern abziel-
ten, und andererseits durch die Gründung des privaten Club of Rome, dessen

104 OECD-HA, PRESS / A (69) 10, Problems of the Modern Society. Statement by the
Secretary-General, Thorkil Kristensen, 14. 2. 1969; Matthias Schmelzer, The Crisis
Before the Crisis. The „Problems of Modern Society“ and the OECD, 1968 – 1974, in:
European Review of History 19. 2012, S. 999 – 1020.

105 Fernando Elichirigoity, Planet Management. Limits to Growth, Computer Simulation,
and the Emergence of Global Spaces, Evanston 1999. Vgl. auch Sabine Höhler,
„Spaceship Earth“. Envisioning Human Habitats in the Environmental Age, in: GHI
Bulletin 42. 2008, S. 65 – 85.

106 Jarle Trondal u. a. , Unpacking International Organisations. The Dynamics of Compound
Bureaucracies, Manchester 2010. Vgl. auch Michael Barnett u. Martha Finnemore, Rules
for the World. International Organizations in Global Politics, Ithaca 2004.
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Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ im Jahr 1972 die öffentlichen Diskus-
sionen nachhaltig prägte.107

Das jährliche Ministerratstreffen der OECD, das im Mai 1970 stattfand, war
bestimmt durch die grundlegende Ambivalenz der politische Debatten der
Zeit, die unsicher zwischen hyperbolischem Vertrauen in Wachstum und
grundlegender Verunsicherung über die „blinde Anbetung von aggregiertem
materiellen ,Fortschritt‘“ manövrierten.108 Auf der einen Seite verabschiedeten
die Wirtschafts- und Finanzminister der westlichen Industrieländer in Paris
ein neues Wachstumsziel von 65 Prozent für das nächste Jahrzehnt. Wie 1961
war dieses übergeordnete Organisationsziel in der quantitativen Sprache
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung ausgedrückt und, in der vorherrschen-
den Logik exponentiellen Wachstums, deutlich höher als neun Jahre davor.109

Exponentielles quantitatives Wirtschaftswachstum war die Norm, Realität und
Zukunft, die als gegeben angenommen wurde. Andererseits diskutierte das
Treffen ein Diskussionspapier des neuen Generalsekretärs Emile van Lennep,
dass das BSP als „konventionelles Konzept von begrenzter Reichweite“
kritisierte.110 Und in ihrer Abschlusserklärung betonten die Minister, „Wirt-
schaftswachstum ist nicht ein Ziel an sich selbst, sondern vielmehr ein Mittel,
um bessere Lebensbedingungen zu schaffen.“111 In scharfem Kontrast zum
uneingeschränkten Glauben an Wachstum in den frühen 1960er Jahren und in
Anlehnung an Umweltökonomie und Wohlfahrtsökonomie argumentierte die
Organisation in offiziellen Konferenzunterlagen, das BSP sei irreführend, da es
nur Marktaktivitäten messe: Auf der einen Seite missachte das BSP zentrale
Aspekte wie „die kostenlose Nutzung natürlicher Ressourcen, Verschmutzun-
gen und andere ,externe Wirtschaftlichkeitsverluste‘ (external diseconomies),
die der Gesellschaft aufgezwungen werden“, und auf der anderen Seite schließe
das BSP „eine Vielzahl an Dienstleistungen, die nicht durch Marktpreise
gemessen werden“, aus der Produktion aus. Statt an quantitativem Wachstum
sollte sich Wirtschaftspolitik an der Steigerung von menschlicher Wohlfahrt
orientieren, so argumentierte die OECD:

Economic policy is meaningless unless it is related to a broad concept of well-being. This
depends not only on the quantity of new goods and services which appear on the market, but
also on a whole series of factors which are only imperfectly recorded by economic accounts:

107 Matthias Schmelzer, „Born in the Corridors of the OECD“. The Forgotten Origins of the
Club of Rome and the Unraveling of the Postwar Confidence in Economic Growth, [in
Vorbereitung].

108 William Nordhaus u. James Tobin, Is Growth Obsolete?, in: National Bureau of
Economic Research (Hg.), Economic Research. Retrospect and Prospect, Bd. 5:
Economic Growth, New York 1972, S. 1.

109 OECD-HA, C / M (70) 4, Council Minutes, 11. 2. 1970.
110 OECD-HA, C (70) 70, Documentation for Meeting of Council at Ministerial Level,

Agenda Item 2, Economic Policies and Prospects in the OECD Area, 15. 5. 1970.
111 OECD-HA, C (70) 94, Communiqu" approved by the Council, 22. 5. 1970.
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security of employment, fair distribution of income, working conditions and leisure, the
existence of adequate public services, harmonious social relations, the level of health and
culture, the quality of the environment and so forth.112

Ein OECD-Bericht des folgenden Jahres stellte fest, dass die Erklärung des
Ministerratstreffens 1970 „gleichzeitig das Ende einer Ära und den zögerlichen
Start einer anderen“ markiere.113 Und auch wenn die Gruppe von Beamten um
das Wissenschaftsdirektorat, die gleichzeitig den Club of Rome gründete,
einen starken Einfluss auf diese kritische Perspektive ausübte, spiegelten die
Diskussionen doch die Ambivalenz des Zeitgeistes wieder. In Regierungs-
kreisen war diese unorthodoxe und kritische Perspektive auf quantitatives
Wachstum jedoch von kurzer Dauer. Während die Ölkrise ab 1973 die
Szenarien der OECD-Zukunftsstudien und des Club of Rome zu belegen
schienen, verebbte die Infragestellung des Wirtschaftswachstums innerhalb
regierungsnaher Institutionen wie der OECD mit dem Einsetzen der Stagfla-
tion. In nur wenigen Jahren und mit nur geringen Anpassungen gewann das
Wachstumsparadigma seine hegemoniale Position unter den Regierungszielen
zurück.
Auch wenn hier noch viel durch historische Forschungen aufgearbeitet werden
muss, helfen drei Entwicklungen dabei, dieses Resultat zu erklären. Während
kritische Strömungen der Wachstumsskepsis in den späten 1960er und frühen
1970er Jahren für das politische Establishment teilweise akzeptabel waren,
verschoben sich der politische Diskurs und die Interessen der Industrieländer
nach der Veröffentlichung des ersten Berichts an den Club of Rome 1972 und
dem Einsetzen der Öl- und Wirtschaftskrise 1973 / 1974 hin zur Wiederbele-
bung der Wachstums. Es gab keine ausgefeilte Begründung, aber der
Aufmerksamkeitsfokus verschoben sich zu dem, was als die drängenderen
kurzfristigen Probleme angesehen wurden, die mit der Wirtschaftskrise
zusammenhingen: Energiekrise, Währungsturbulenzen und Stagflation.
Symptomatischerweise verlor die Fraktion um Alexander King innerhalb
der OECD zunehmend an Einfluss und wurde verdrängt von dem wachs-
tumsorientierten Wirtschaftsdirektorat, dessen Argumente und Ausblick
mehr auf der Linie der Interessen der mächtigen Mitgliedsländer lagen, und
von einem Wechsel der Orientierung der Sekretariatsspitze. Schließlich war die
OECD erfolgreich dabei, mit dem Konzept des „qualitativen Wachstums“ die
soziale und ökologische Kritik teilweise zu integrieren, ohne den Kern des
Wachstumsparadigmas aufzuweichen. Indem einige der Schlüsselthemen der
kritischen Diskussionen in Spezialprojekte und separate Gremien zu Umwelt-
politik und Sozialindikatoren transferiert wurden, blieb die Grundausrichtung
weitgehend unverändert. Diese Verschiebungen vollzogen sich jedoch nicht

112 OECD-HA, C (70) 70, Documentation for Meeting of Council at Ministerial Level,
Agenda Item 2, Economic Policies and Prospects in the OECD Area, 15. 5. 1970.

113 OECD, Science, Growth and Society, Paris 1971, S. 25.
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ohne Auseinandersetzungen. Bereits 1974 wurde im OECD Observer Kritik
geäußert:

The energy crisis has recently diverted attention from the longer range objective
governments have set themselves: to change the emphasis from the quantitative to the
qualitative aspects of economic growth.114

Aber die offizielle Position der OECD war eindeutig. Ein Buch zu Umweltpro-
blemen fasste das folgendermaßen zusammen:

Zero growth would mean zero progress in coping with the accumulated problems of the past,
not to mention those of the future. Only an expanding economy can provide the resources to
meet the higher expectations of man in his quest for a better quality of life, either through
increasing income or through more adequate public services.115

Im Einklang mit den Mainstreamreaktionen der Zeit stellte die Organisation
weiterhin fest, dass der gesamte Ansatz der Infragestellung quantitativen
Wachstums verfehlt sei und dass die Aufgaben der Regierungen „bei der
Aufrechterhaltung und Förderung einer akzeptablen menschlichen Umwelt
nun im Rahmen von Wachstumspolitiken entwickelt werden müssen.“116

Obwohl die Diskussion über Grenzen des Wachstums zentrale Themen auf
die Tagesordnung gesetzt hatte, von denen man hätte erwarten können, dass
sie durch die Öl- und Wirtschaftskrise an Bedeutung gewinnen würden,
verschwand die Suche nach einem neuen Leitparadigma ökonomischer
Entwicklung, als sich die wirtschaftliche Lage zuspitzte. Nichtsdestotrotz
stellte diese internationale Diskussion die intellektuelle Folie zur Verfügung,
vor der in den folgenden Jahren die Ereignisse der 1970er Jahre interpretiert
wurden.117

In diesem Zusammenhang, und besonders ab Ende der 1970er Jahre, setzte
sich zunehmend eine neoliberale Reartikulation des Wachstumsparadigmas
durch, nicht zuletzt auch in der OECD, das die Vermarktlichung in allen
Gesellschaftsbereichen vorantrieb.118 Argumente, die die Vorteile des Wachs-

114 OECD, Towards a More Desirable Allocation of Resources. The Case of Pollution
Control, in: The OECD Observer 71. 1974, S. 34 f.

115 OECD, OECD at Work for the Environment, Paris 1973, S. 8.
116 Ebd. u. S. 15.
117 TNA, FCO 55 / 420, Roger to Arculus, 3. 4. 1970; Emile Van Lennep, Working for the

World Economy. A Personal History, Amsterdam 1998, S. 226. Für mehr Details dazu
siehe Schmelzer, Crisis.

118 Zum aufkommenden Neoliberalismus innerhalb der OECD vgl. Rawi Abdelal, Capital
Rules. The Construction of Global Finance, Cambridge 2007; Samuel Beroud u. Matthieu
Leimgruber, A Pilot Fish Ahead of the Sharks? The Changing Fortunes of the OECD
During the „Long 1970“, Konferenzbeitrag zu „Crisis, Ideas and Policy Transformation.
Experts and Expertise in European International Organizations, 1973 – 1987“, Maas-
tricht University 2014. Zum größeren Kontext vgl. Wendy Brown, Undoing the Demos.
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tums rechtfertigten, wurden angepasst, um trickle-down-Effekte hervorzuhe-
ben: Nicht staatliche Umverteilung sondern die uneingeschränkten Markt-
kräfte würden auch den am meisten Benachteiligten dienen. Und anstatt
Regierungen in diversen Politikfeldern für die Steigerung von Wachstum in
Verantwortung zu nehmen und es als zentrale Regierungsaufgabe zu sehen,
durch wohlfahrtsstaatliche Politiken abzusichern, dass die Vorteile allen
zugutekamen, interpretierte dieser „antistatist growthmanship“ Regierungs-
interventionen, die nicht die Aktivitäten des freien Marktes förderten, als
Hindernisse für Wachstum. Anstatt Nachfragesteuerung in den Mittelpunkt
der Analyse zu rücken, wie bis in die 1970er Jahre, propagierte die Organi-
sation in den frühen 1980er Jahren Strukturanpassungen, einen Rückbau des
Sozialstaates, Arbeitsmarkflexibilität sowie die vollständige Liberalisierung
des Kapitalverkehrs und internationaler Investitionsflüsse.119

Es ist faszinierend zu sehen, wie in den späten 1970er Jahren die Regierungen
der OECD-Länder und das Sekretariat an dem festhielten, was bis dahin zur
angenommenen Normalität geworden war, nämlich einem stabilen Wachs-
tumspfad von durchschnittlich 4 oder 5 Prozent jährlich. Auf der Minister-
ratstagung 1974 proklamierten die OECD-Minister die Doktrin einer „nor-
malen nachhaltigen Wachstumsrate von ungefähr 5 Prozent“, obwohl zu
dieser Zeit das Sekretariat nur ein Wachstum von 1,5 Prozent für das
kommende Jahr voraussagte und die weiteren Aussichten aufgrund der
prekären Energiesituation und steigender Inflation nicht besser waren. Zwei
Jahre später einigten sich die Minister basierend auf OECD-Analysen erneut
auf eine mittelfristige Wachstumsrate von mindestens 5 Prozent bis 1980. Und
1977 glaubte die OECD immer noch, dass das Wachstumsziel von mehr als
5 Prozent realistisch sei und van Lennep forderte die Mitgliedsländer dazu auf,
ihre Anstrengungen zu verstärken, um „zurück auf den Zielkurs zu gelangen“.
Erst 1978 erklärte das Sekretariat schließlich das „lange erwartete Post-
mortem auf OECD-Voraussagen“, was zu realistischeren und deutlich nied-
rigeren Wachstumsvoraussagen führte, die jedoch auf Jahre hinaus noch die
realen Entwicklungen bei Weitem überstiegen.120

Neoliberalism’s Stealth Revolution, New York 2015; David Harvey, A Brief History of
Neoliberalism, Oxford 2007.

119 Peter Hill, Profits and Rates of Return, Paris 1979; Matthieu Leimgruber, The Embattled
Standard-Bearer of Social Insurance and Its Challenger. The ILO, the OECD and the
„Crisis of the Welfare State“ 1975 – 1985, in: Sandrine Kott u. Jo%lle Droux (Hg.),
Globalizing Social Rights. The International Labor Organization and Beyond, Basings-
toke 2013, S. 293 – 309; OECD, The Challenge of Unemployment. A Report to Labour
Ministers, Paris 1982; Girolamo Ramunni u. Muriel Le Roux, L’OCDE et les politiques
scientifiques. Entretien avec Jean-Jacques Salomon, in: La revue pour l’histoire du CNRS
3. 2000, http://histoire-cnrs.revues.org/2952; Abdelal, Capital Rules.

120 OECD-HA, C (74) 80, Documentation for Meeting of Council at Ministerial Level,
Agenda Item 1, 16. 5. 1974; ebd., CPE / WP2 (76) 5, A Growth Scenario to 1980,
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V. Schlussbetrachtung: Keine Verlierer, nur Gewinner?

Im Rahmen des Wachstumsparadigmas gibt es einen klar definierten linearen
Siegerpfad: Gesellschaftlicher Fortschritt hängt von wirtschaftlichem Wachs-
tum ab und geht sogar weitgehend in diesem auf. Während des „goldenen
Zeitalters“ hat Wachstum tatsächlich zur Verbesserung des Lebensstandards
von Millionen von Menschen beigetragen, wenn auch sozial und geographisch
uneinheitlich, und es bleibt die Hoffnung von vielen weiteren.121 Und wie der
französische Ökonom Thomas Piketty in „Le capital au XXIe si$cle“ gezeigt
hat, scheint Wirtschaftswachstum essentiell zu sein, um die dem Kapitalismus
inhärente Tendenz zu steigender Ungleichheit aufzufangen, da nur bei hohem
Wachstum die Löhne nicht langsamer ansteigen als die Kapitalrenditen.122

Aber es gibt gute Gründe zu hinterfragen, ob in den nächsten Jahrzehnten
quantitatives Wachstum in den frühindustrialisierten Ländern wünschenswert
oder überhaupt möglich ist. Zum einen sind die universellen Vorteile von
Wachstum zweifelhaft. Eine Vielzahl an Studien der Wohlfahrtsökonomie,
Sozialgeschichte und der ökologischen Ökonomie zeigen nicht nur, dass der
Fokus auf BIP-Wachstum „unser Leben falsch misst.“ Vielmehr haben sie
stichhaltige Zweifel an dem fortdauernden positiven Zusammenhang zwi-
schen weiterem BIP-Wachstum auf der einen und Wohlfahrt, Gleichheit,
Verteilung, Glück oder Arbeitsplätzen auf der anderen Seite aufkommen
lassen. Diese Studien zeigen, dass Wachstum nicht nur Gewinner hervor-
bringt, sondern auch viele Verlierer, dass ab einer gewissen Einkommens-
schwelle Gleichheit viel entscheidender ist für gesellschaftliche Wohlfahrt als
steigende Pro-Kopf-Einkommen und dass in Industrieländern ungefähr seit
den 1970er Jahren trotz weiteren Wachstums Wohlfahrt und Lebensqualität
stagnieren oder sogar zurückgehen und Wachstum daher „unwirtschaftlich“
geworden ist.123

30. 4. 1976; TNA, T 387 / 109, Fitchew to Littler, 30. 5. 1977; NARA RG 56, Entry A1 803,
Box 4, Folder OECD EPC 1978, American Embassy Paris to Secretary of State, 26. 7. 1978;
OECD-HA, C (79) 103, Overcoming the Obstacles to Sustained Economic Growth. Note
by the Secretary-General, 5. 6. 1979. Vgl. auch die Diskussion der OECD-Voraussagen
und deren Scheitern in den 1970ern Jahren in G. E. John Llewellyn u. a., Economic
Forecasting and Policy. The International Dimension, London 1985.

121 Hobsbawm, Age of Extremes; Tony Judt, Postwar. A History of Europe Since 1945, New
York 2005; Hartmut Kaelble, Sozialgeschichte Europas. 1945 bis zur Gegenwart,
München 2007.

122 Thomas Piketty, Le capital au XXI$me Si$cle, Paris 2013.
123 Avner Offer, The Challenge of Affluence. Self-Control and Well-Being in the United

States and Britain Since 1950, Oxford 2006; Joseph Stiglitz u. a. , Mismeasuring Our
Lives. Why GDP Doesn’t Add Up, New York 2010; Marilyn Waring, Counting for
Nothing. What Men Value and What Women Are Worth, Toronto 1999; Richard
Wilkinson u. Kate Pickett, The Spirit Level. Why Greater Equality Makes Societies
Stronger, New York 2011.
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Zweitens sind die exponentiell anwachsenden sozialen und ökologischen
Kosten des Wirtschaftswachstums nicht unerheblich, besonders im Kontext
der ökologischen Krisen der Gegenwart und des Erreichens globaler Klima-
gerechtigkeit im Nord-Süd-Verhältnis. Ökonomische Analysen legen nahe,
dass das Erreichen gerechter Entwicklung im globalen Süden bei gleichzei-
tigem Einhalten der planetaren ökologischen Grenzen nur möglich ist, wenn
die Länder des Nordens ihren ökologischen Fußabdruck drastisch reduzieren
und dafür ihre wirtschaftliche Produktion nicht weiter steigern.124 Drittens,
aufgrund kontinuierlich sinkender Wachstumsraten seit den 1960er Jahren
sind die zukünftigen Möglichkeiten zunehmend unsicher geworden, langfris-
tig die Wachstumsraten zu erreichen, auf die die gegenwärtige Wirtschafts-
weise und eine Vielzahl an gesellschaftlichen Herausforderungen wie Arbeits-
plätze, Wohlstandssteigerung, ökonomische Stabilität und nicht zuletzt
staatliche und private Verschuldung angewiesen ist. Im 21. Jahrhundert wird
Wachstum aller Wahrscheinlichkeit nach deutlich langsamer sein oder sogar
ausbleiben, besonders in den Industrieländern (siehe Abbildung 3).125

Diese drei Themenkomplexe, die das Festhalten am Streben nach Wachstum
aus Wohlfahrtsperspektive fragwürdig, ökologisch problematisch und ange-
sichts sinkender Wachstumsraten unrealistisch kritisieren, kamen bereits in
der ideologischen Krise der Wachstumsidee in den 1970er Jahren auf und sind
seitdem kontinuierlich diskutiert worden. Angesichts dieser Kritiken scheinen
die Vorherrschaft des BIP als zentraler gesellschaftlicher Maßstab für Wohl-
stand und des Wachstums als Politikziel als ein „Puzzle“ oder „Paradox“, das
erklärt werden muss.126 In diesem Aufsatz habe ich versucht, dieses Puzzle
historisch zu bearbeiten, und zwar durch eine Analyse der drei Wachstums-
ziele, die die OECD 1951, 1961 und 1970 verabschiedete, und der sich jeweils
verändernden wirtschaftspolitischen Normen und damit einhergehenden
Wachstumspolitiken (siehe Tabelle 1).
Die Wachstumsziele verdeutlichten nicht nur die Steigerungslogik der Vor-
stellung exponentiellen Wachstums, sondern auch, wie grundlegend Vorstel-
lungen über die historische und geographische Position von Ländern sowie
über gesellschaftliche Grundfragen danach, was Entwicklung, Wohlergehen
oder nationales Prestige bedeuten, mit dem Wachstumsparadigma verknüpft

124 Ida Kubiszewski u. a., Beyond GDP. Measuring and Achieving Global Genuine Progress,
in: Ecological Economics 93. 2013, S. 57 – 68; Herman E. Daly u. Joshua C. Farley,
Ecological Economics. Principles and Applications, Washington 2011; Tim Jackson,
Prosperity without Growth. Economics for a Finite Planet, London 2009.

125 Hans Christoph Binswanger, Die Wachstumsspirale. Geld, Energie und Imagination in
der Dynamik des Marktprozesses, Marburg 2009; Richard Heinberg, The End of
Growth. Adopting to Our New Economic Reality, Gabriola Island 2011; Piketty, Le
capital ; Jeff Rubin, The End of Growth, Toronto 2012.

126 Offer, The Challenge of Affluence, S. 17; Jeroen C. J. M. van den Bergh, The GDP Paradox,
in: Journal of Economic Psychology 30. 2009, S. 117 – 135.
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waren. Vielmehr zeigt diese Analyse auch die ausgesprochene Flexibilität der
Wachstumsidee. Das Wachstumsparadigma war keine monolithische Dis-
kursformation und sein Aufkommen war keine lineare und unumkehrbare
Entwicklung, sondern wurde kontinuierlich neu ausgehandelt und angepasst
in einem offenen und kontingenten Prozess, der durch historische Brüche,
konkurrierende Theorien und Gegenströmungen gekennzeichnet war. Dabei
bewies sich das Wachstumsparadigma als bemerkenswert flexibel, konnte
immer wieder an sich wandelnde Umstände angepasst werden und dabei neu
aufkommende Probleme integrieren, ohne seinen wesentlichen Gehalt aufzu-
geben.
In den Nachkriegsjahrzehnten hat das Wachstumsparadigma eine Schlüssel-
rolle dabei gespielt, den ausgesprochen wirkmächtigen gesellschaftlichen
Diskurs über Verteilungsfragen und damit einhergehende Konflikte um
Verlierer und Gewinner wirtschaftlicher Aktivität von einem Nullsummen-
spiel in ein scheinbares Positivsummenspiel zu transformieren, in dem alle
vom wachsenden Wirtschaftsprodukt profitierten und daher auch ein ge-
meinsames Interesse daran hatten. Soziale Konflikte wurden in technische
Probleme umgewandelt, die, so die Vorstellung, von Expertinnen und
Experten zum Wohle der Allgemeinheit „gemanagt“ werden konnten. Wie
Charles S. Maier das auf den Punkt brachte: „The true dialectic was not one of
class against class, but waste versus abundance.“127

Abbildung 3: Wachstumsraten der OECD-Länder (PPP), 1961 – 2012 und Trendlinie
Quelle: OECD, OECD Economic Outlook No. 89, in: OECD Economic Outlook. Statistics and
Projections (database), 2011, http://www.oecd-ilibrary.org/statistics; OECD-Mitgliedslän-
der, die vor 1990 beigetreten sind.

127 Maier, Politics of Productivity, S. 615.
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In den späten 1960er Jahren wurde die Kritik an materieller Konsumsteige-
rung, Technikgläubigkeit und der zunehmenden Umweltzerstörung immer
lauter. Als diese mit der Kritik an einer quantitativen Wachstumsfixierung
verknüpft wurde und sich daher auch in den etablierten Institutionen wie der
OECD niederschlug, wurde der Wachstumsfokus als „qualitatives“ Wachstum
so reformuliert, dass er ökologische und soziale Belange integrierte. Auch in
den folgenden Jahrzehnten hielten die Expertinnen und Experten in den
Wirtschaftswissenschaften und internationalen Organisationen weiter am
Wachstumsfokus fest, wobei sich das Wachstumsparadigma kontinuierlich
und chamäleonartig vom „nachhaltigen“ zum „inklusiven“ und zum „grünen
Wachstum“ transformierte.128

Tabelle 1: Die Wachstumsziele der OECD im Überblick

1948 – 1959 1960 – 1969 1969 – 1979 1979 – heute

Wachstums-
ziel

1951: 25 Prozent
innerhalb von fünf
Jahren – erreicht

1961:
50 Prozent
innerhalb von
zehn Jahren –
übertroffen

1970: 65 Prozent
innerhalb von
zehn Jahren –
nicht erreicht

„Targetry“ in der
Krise

Wirtschaft-
liche Norm

Wiederaufbau,
„selektives
Wachstum“,
Produktivität

Quantitatives
Wachstum,
„Wachstum um
des Wachstums
willen“

Qualitatives
Wachstum,
„Probleme
moderner
Gesellschaften“

Neoliberales
Wachstums-
paradigma,
„antistatist
growthmanship“

Wachstums-
politik

Sektorplanungen,
Produktivitäts-
offensive, erste
Anfänge
langfristiger
Planungen

Keynesianische
Nachfrage-
steuerung,
Planung,
Humankapital-
ansatz

Staatliche
Regulierung des
Wachstums,
Umweltpolitik,
Sozialindikatoren

Liberalisierung,
Deregulierung

Initiatoren
innerhalb
der OECD

Marjolin US-
Administration,
europäische
Produktivitäts-
experten

Kennedy-
Administration
CEA

OECD-Sekretariat,
Committee for
Science Policy,
Club of Rome

McCracken-
Report

128 Vgl. dazu Iris Borowy, Defining Sustainable Development. The World Commission on
Environment and Development (Brundtland Commission), London 2013; Stephen
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Die Erwartung exponentiellen Wachstums, die sich in der Nachkriegszeit vor
dem Hintergrund historisch einmalig hoher Wachstumsraten und der Kon-
kurrenz des Kalten Kriegs herausbildete, stellte den erfahrungsgeschichtlichen
Hintergrund dar, vor dem Ökonominnen und Ökonomen und Akteuren in
staatlichen Institutionen defizitäres Wirtschaften notwendig und sinnvoll
erschien. Während in der Zeit hoher Wachstumsraten und rapide steigender
Steuereinnahmen von den 1950er Jahren bis zur Mitte der 1970er Jahre die
staatliche Verschuldung im Durchschnitt der Industrieländer abnahm, ver-
änderte sich diese Situation mit dem Einbruch der Weltwirtschaftskrise
1973 / 1974. Trotz aller öffentlich geäußerten Kritik an wachsender Staatsver-
schuldung und defizitärer Wirtschaftspolitik wirkte auch in den folgenden
Jahrzehnten die Erwartung hohen zukünftigen Wachstums weiterhin als
Rationalisierung staatlicher Schuldenpolitik.
Auch wenn das Aufkommen neoliberaler Denk- und Politikmuster seit den
1980er Jahren staatliche Steuerung und aktive Wachstumspolitik tendenziell
in den Hintergrund gedrängt hat, bildete das Wachstumsdenken der Nach-
kriegszeit eine zentrale Grundlage für die Marktgläubigkeit der neoliberalen
Ära. Wendy Brown hat kürzlich argumentiert, dass in den 1980er Jahren der
Staat in einem dreifachen Sinne radikal ökonomisiert wurde:

The state secures, advances, and props the economy ; the state’s purpose is to facilitate the
economy, and the state’s legitimacy is linked to the growth of the economy – as an overt actor
on behalf of the economy. State action, state purpose, and state legitimacy : each is
economized by neoliberalism.129

Ein Fokus auf das Aufkommen des Wachstumsdenkens zeigt aber, das bereits
seit den 1950er Jahren der Staat diese umfassende Verantwortung übernom-
men hatte, die im Kontext der Wachstumspolitik ganz grundlegend zur raison
d’!tat wurde, wie beispielsweise die Diskussionen um das Wachstumsziel der
OECD 1961 verdeutlichen. Ökonomische Wachstumszwänge, die Abhängig-
keit des Wohlfahrtsstaates von ökonomischer Expansion und die Gleichset-
zung von BIP-Wachstums mit Fortschritt, Entwicklung, und Wohlergehen,
haben den modernen Staat zu einem Wachstumsstaat gemacht. Wenn
gleichzeitig jedoch die realen Wachstumsraten, langfristig gesehen, kontinu-
ierlich zurückgehen, erzeugt das grundlegende Probleme, wie sich an der
aktuell in der Wirtschaftswissenschaft entbrannten Kontroverse über die
sogenannte „secular stagnation hypothesis“ gut verfolgen lässt.130 Die nächs-

Macekura, Of Limits and Growth. The Rise of Global Sustainable Development in the
Twentieth Century, Cambridge 2015.

129 Brown, Undoing the Demos, S. 64.
130 Siehe Tyler Cowen, The Great Stagnation. How America Ate all the Low-Hanging Fruit of

Modern History, Got Sick, and Will (Eventually) Feel Better, New York 2011; Robert J.
Gordon, The Demise of U. S. Economic Growth. Restatement, Rebuttal, and Reflections,
Working Paper of the National Bureau of Economic Research, February 2014, http://
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ten Jahrzehnte werden zeigen, inwiefern es möglich sein wird, das Wachs-
tumsparadigma und die Denkweise, die in den 1950er Jahren nach dem Motto
„expandiere oder stirb“ aufgekommen ist, an die Gegebenheiten sehr langsam
wachsender oder stagnierender Ökonomien anzupassen.

Matthias Schmelzer, Universität Zürich, Forschungsstelle für Sozial- und
Wirtschaftsgeschichte, Rämistraße 64, 8001 Zürich, Schweiz
E-Mail: matthias.schmelzer@uzh.ch

www.nber.org/papers/w19895; Richard Baldwin u. Coen Teulings (Hg.), Secular
Stagnation. Facts, Causes and Cures, London 2014.
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Christoph Sanders

Degrowth-Politik, Resonanz und mentale
Infrastrukturen

Abstract

Auf der Basis einer theoretischen Verfeinerung des Konzepts der mentalen Infra-
strukturen des Wachstums werden konkrete Politiken diskutiert, wie dominante so-
zial-psychologische Prägungen der Moderne im Sinne von Degrowth transformiert
werden können. Diese Infrastrukturen werden als zentrale Hürde für eine Überwin-
dung der Wachstums- und Steigerungszwänge spätmoderner Gesellschaften identi-
fiziert.  Als Orientierungsrahmen für ihre Transformation werden Hartmut Rosas
Resonanzkonzept sowie Marcel Huneckes Arbeit zu psychischen Ressourcen für
Postwachstumsgesellschaften verwendet. Die vorgeschlagenen Politikmaßnahmen
setzen vor allem auf die Stärkung sozial-ökologischer Nischen und entsprechender
Akteure, da hier einerseits alternative Denk- und Handlungsweisen eingeübt wer-
den  können.  Dadurch  kann  andererseits  der  starke  Zusammenhang  zwischen
Macht- und Produktionsverhältnissen sowie mentalen Infrastrukturen des Wachs-
tums,  der  bislang  eine umfassende sozial-ökologische Transformation blockiert,
angegangen werden.

1 Einleitung

Warum  teilen  Menschen  sozial-ökologische  Überzeugungen,  aber  konsumieren
ressourcenintensive Produkte und Dienstleistungen? Warum lieben sie ihre Haus-
tiere,  essen aber industriell  produziertes  Fleisch? Wieso erkennt die  Politik  den
Klimawandel an, steuert aber nicht angemessen um? Wieso klafft diese Lücke zwi-
schen unseren Einsichten und Lebensweisen, die weiterhin die Ausbeutung der Na-
tur und anderer Menschen (vor allem im globalen Süden) antreiben?

Hierfür sind zunächst etablierte  Machtverhältnisse und Organisationsstrukturen
verantwortlich,  die  Lebensrealitäten prägen und Alternativen  erschweren.  Aller-
dings streben moderne Menschen besagte Lebensweisen auch selbst an. Dabei wer-
den   sie  von  tief  verinnerlichten  und  meist  unhinterfragten  Vorstellungen  von
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Glück und gutem Leben geleitet, aus denen alltägliche Routinen resultieren. Diese
Vorstellungen, diese kulturellen und sozial-psychologischen Muster können »men-
tale Infrastrukturen« (Welzer 2011) genannt werden. Ihre Transformation ist eine
drängende Aufgabe, die bislang weder im gesellschaftlichen Diskurs noch in der
politischen Praxis (ausreichend) berücksichtigt wird. Genau hier setzt dieser Arti-
kel an.

Im ersten Teil wird eine knappe Erweiterung des Konzepts der mentalen Infra-
strukturen  vorgenommen.  Hierfür  werden drei  dominante  Prägungen  vorge-
schlagen, die unsere Weltbeziehungen (alle Beziehungen zu Menschen, Lebewe-
sen, Dingen) beeinflussen: das Streben nach Beschleunigung, das unternehmeri-
sche Selbst und Naturbeherrschung.  Hinsichtlich möglicher Alternativen wird im
zweiten Teil Hartmut Rosas Resonanzkonzept als Orientierungsrahmen eingeführt.
Resonanz ist ein Beziehungsmodus, in dem sich »Subjekt und Welt gegenseitig be-
rühren und zugleich transformieren« (Rosa 2016, S. 298). Damit er erreicht werden
kann, müssen unsere mentalen Infrastrukturen resonanzfähig werden. Dies läuft im
Wesentlichen auf das Einüben von mehr Altruismus, Mitgefühl, Wohlwollen und
Kooperation sowie den dazu notwendigen (kommunikativen) Fähigkeiten hinaus.
Weiterhin spielt der Umgang mit Ängsten eine wichtige Rolle. Um Resonanzfähig-
keit herzustellen ist die politisch gestützte Förderung psychischer Ressourcen für
Postwachstumsgesellschaften (Hunecke 2013) sinnvoll. Resonanz bedarf aber auch
eines Umfeldes, das sie ermöglicht und auf das Politik Einfluss nehmen kann. Zu
Beginn des dritten Teils werden daher vier staatliche Gestaltungsfelder identifiziert
 – (1) Arbeits- und Sozialpolitik, (2) Bildungspolitik, (3) Umweltpolitik und (4) de-
mokratische Teilhabe – anhand derer diskutiert wird, wie Degrowth-Politik1 Anrei-
ze und Strukturen bereitstellen kann, um alternative mentale Infrastrukturen zu för-
dern, sowie darüber, welche Akteure dafür aussichtsreich sind.

2 Mentale Infrastrukturen des Wachstums und 
Ressourcenfixierung

Für Rosa ist die Ressourcenfixierung eine Folge des modernen Selbstbestimmungs-
anspruchs, das eigene Leben (gut) zu gestalten. Es gibt in der Moderne eine Viel-
falt an Lebensentwürfen. Diese Offenheit ist ihr ethisches Fundament. Sich frei für
einen Lebensentwurf entscheiden zu können, ist ihre anspruchsvolle Verheißung.
Vor diesem Hintergrund scheint es generell ratsam, sich zunächst auf die eigene
Ressourcenausstattung zu konzentrieren, um sich viele (Wahl-)Möglichkeiten zu

1 Für eine Unterscheidung zwischen »Degrowth«, »Postwachstum« und anderen Positionen zu
sozial-ökologischen Transformationen siehe: Schmelzer 2014.



Degrowth-Politik, Resonanz und mentale Infrastrukturen 105

bewahren und zu schaffen: »Sich Rechte und Positionen zu sichern, mittels Geld,
Wissen  und  Beziehungen  buchstäblich  die  physische,  soziale  und  technische
›Weltreichweite‹ zu vergrößern, [...] Fähigkeiten zu erweitern, [...] Netzwerke aus-
zudehnen etc. erweist sich als eine, nein: als die geeignete Lebensstrategie« (Rosa
2016, S. 45). Obwohl letztere nicht per se gelingendes Leben und Sicherheit garan-
tiert, wird die Ressourcenfixierung nicht nur als Voraussetzung, sondern im Laufe
der Moderne zunehmend als das gute Leben selbst wahrgenommen (ebd., S. 46).
Dies ist eine Erklärung für die noch immer klaffende Lücke zwischen unserem
Wissen über sozial-ökologische Krisen und unserem tatsächlichen Handeln. Mei-
nes Erachtens dienen die folgenden drei dominanten psycho-sozialen Prägungen in
der Wettbewerbsgesellschaft der Ressourcensicherung.

Streben nach Beschleunigung
Derzeit bindet die Ressourcenfixierung sehr viel individuelle Lebensenergie, weil
im Kontext der  von Konkurrenz getriebenen sozialen Beschleunigung Stillstand
mit Zurückfallen verbunden ist: Menschen müssen tendenziell schneller werden,
um ihre Position zu halten (Rosa 2012). Es geht um ein »Mehr« in derselben knap-
pen und teuren Zeit. Dieser Zwang erzeugt psycho-soziale Probleme und dennoch
ist der Wunsch nach Beschleunigung tief in uns eingeschrieben, weil sie verheißt:
Beschleunige dein Leben, um deine Ressourcenausstattung zu vergrößern, mög-
lichst viele Lebenswünsche zu realisieren, nicht abgehängt zu werden und dadurch
selbstbestimmt und glücklich zu sein. Getrieben von Angst und Verheißung streben
wir nach mehr Geld, Rechten, Ressourcen, Gütern, Kontakten, Status, Reisen, Er-
lebnissen und Bildung.

Unternehmerisches Selbst
Das unternehmerische Selbst (Bröckling 2007) ist ein weit verbreitetes Leitbild für
die Steuerung des eigenen Lebens (Selbstführung) in Wettbewerbsgesellschaften,
das Bröckling aus verschiedenen Wirtschaftstheorien ableitet.  Dabei besteht das
Rollenangebot  zum  Einen  aus  dem  eigennützigen  Homo  Oeconomicus.  Dieser
muss entsprechend seiner Modellierung in jeder Situation nach dem eigenen (Wett-
bewerbs-)Vorteil fragen und urteilen. Er ist stets auf (Selbst-)Optimierung im Sin-
ne einer alle Lebensbereiche umfassenden Kosten-Nutzen-Analyse bedacht. Auch
der zweite Bestandteil des Leitbilds, das des »Unternehmers«, zielt auf Erfolg im
sozialen und ökonomischen Wettbewerb ab und läuft auf rastloses Aktivsein und
sich stetiges Verändern hinaus (ebd., S. 108-125).2 Diese beiden (durchaus wider-

2 Insofern ist die Bezeichnung des »unternehmerischen Selbst« irreführend, da nicht jede öko-
nomische Handlung eine unternehmerische Handlung ist (Bröckling 2007, S. 108): Die öko-
nomischen Handlungen des Homo Oeconomicus sind nicht auf rastloses Aktivsein ausgerich-
tet und daher im Prinzip nicht unternehmerisch im hier gemeinten Sinne. Meines Erachtens
wäre es daher treffender, wenn das Leitbild »ökonomisches Selbst« und nicht »unternehmeri -
sches Selbst« hieße.
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sprüchlichen) Rollenangebote werden mittels vielfältiger Anrufungen, etwa in Er-
folgsratgebern, Wirtschaftslehrbüchern, Werbung, aber auch in öffentlichen Dis-
kursen von Subjekten verinnerlicht, so dass Selbst- und Fremdführung miteinander
verschmelzen:  Menschenstreben  im  Sinne  des  unternehmerischen  Selbst  nach
Handlungen, weil sie dessen Rollenangebot zum Teil ihrer Persönlichkeit gemacht
haben – sie müssen nicht mehr zu einem hohen Maß an Produktivität, Aktivität und
Selbstausbeutung gezwungen werden (Fremdführung).

Naturbeherrschung
Naturbeherrschung ist eine Weltbeziehungsform, die aus einer spezifisch modernen
Wahrnehmung resultiert. Wir tendieren dazu, uns getrennt von der Natur zu sehen:
Hier Geist, dort Materie; hier Kultur, dort Natur. Diese Trennung wurde ab dem
17. Jahrhundert maßgeblich von modernen Wissenschaftlern vorangetrieben. Sie
nahmen an, dass Natur berechenbar ist: Wenn Natur geistlos ist, kann sie nicht ab-
sichtsvoll handeln und muss regelmäßigen, vorhersehbaren Gesetzen folgen. Für
Descola stellen sie daher die »Welt nach dem Bild einer Maschine dar […], deren
Räderwerk  von  den  Gelehrten  auseinandergenommen  werden  kann«  (Descola
2013, S. 105). Aus der wahrgenommenen Trennung resultieren Ausbeutung und
Herrschaft (Naturbeherrschung), wenn diese nicht durch respektvolle Vermittlun-
gen zwischen den Polen Kultur  und Natur  oder  gar  durch eine  Aufhebung der
Trennung verhindert wird.3 Der Versuch der umfassenden Beherrschung äußerer
und innerer Natur ist eng mit dem modernen Fortschrittsverständnis verbunden, das
den Menschen verheißt, unabhängiger von natürlichen Zwängen zu werden. Dies
ist (in gewissen Grenzen) sicherlich legitim und hat einige Jahrhunderte ganz gut
funktioniert – nicht zuletzt, weil das radikale »Zum-Ding-Machen« der belebten
und unbelebten Natur (Nicht-Menschen) Wachstumsprozesse ermöglichte, die die
Lebensqualität der Menschen (vor allem im globalen Norden) massiv steigerte. In
der Tat kann es kein fortwährendes Wachstum ohne die Wahrnehmung der Natur
als auszubeutenden Ressourcenpool geben. Doch spätestens seit den 1990er Jahren
wird die moderne Fortschrittsvorstellung vom existentiell bedrohlichen Klimawan-
del in Frage gestellt. Heute lässt sich nicht mehr pauschal argumentieren, dass zu-
nehmende Naturbeherrschung Menschen unabhängiger von der Natur macht.

3 Die Debatte, ob die Trennung vollständig aufhebbar ist und sein sollte, ist sehr komplex und
kann hier nicht geführt werden.
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3 Mentale Infrastrukturen für Degrowth-Gesellschaften

Rosa vertritt die These, dass die Krise der Moderne letztlich eine Krise der grund-
sätzlichen Modi ist, wie sich moderne Menschen auf andere Menschen, auf Lebe-
wesen und auf Dinge beziehen (Rosa 2016, S. 707). Mit Krise ist gemeint, dass
unsere  auf  Wachstum  ausgerichtete  Lebensweise  an  psychische,  planetare  und
politische Grenzen stößt. Zudem verursacht diese Ausrichtung eine zunehmende
Beziehungslosigkeit und Unverbundenheit. Zur Überwindung dieser Krisen aktua-
lisiert Rosa den Resonanzbegriff, den er als Verkörperung einer anderen Bezug-
nahme auf Welt versteht, als inhaltlich und emotional offene Beziehungsform der
Bezogenheit: »Resonanz können wir […] bestimmen als ein spezifisches kogniti-
ves, affektives und leibliches Weltverhältnis, bei dem Subjekte […] durch einen
bestimmten Weltausschnitt berührt […] werden, bei dem sie aber [...] auch selbst
›antwortend‹, handelnd und einwirkend auf Welt bezogen sind und sich als wirk-
sam erfahren – dies ist die Natur des Antwortverhältnisses oder des ›vibrierenden‹
Drahtes  zwischen  Subjekt  und  Welt«  (ebd.,  S.  279).  Resonanz  ist  dabei  nicht
gleichzusetzen  mit  Harmonie  und  Einklang.  Durch  den  Fokus  auf  Beziehung
schließt das Resonanzkonzept an die Überzeugung an, dass Transformation nicht
über rationale Aufklärung allein funktioniert. Der Trägheit der Lebenswelt muss
ganzheitlich begegnet werden. Um Resonanz eingehen zu können, müssen Subjek-
te und Welt entsprechend Rosas Definition mit jeweils eigener Stimme sprechen
und doch füreinander erreichbar bleiben, um sich aufeinander »einschwingen« und
gegenseitig durchdringen zu können. Es braucht also die Fähigkeit, auf die Welt
zuzugehen, die Erwartung, dass dies nicht abgelehnt wird, die Eigenständigkeit des
Gegenübers  sowie  die  Freiheit  für  eine  wechselseitige  Bewegung.  Beschleuni-
gungs-  und  Wachstumszwänge,  Konkurrenzdruck  und  der  Versuch,  die  Welt
umfassend instrumentell verfügbar zu machen (Naturbeherrschung, totalitäre Sys-
teme), erweisen sich als Resonanzblockaden.4

Es lässt  sich also auch aus resonanztheoretischer Perspektive analog zur De-
growth-Perspektive schlussfolgern: Ökologische, soziale, psychische und kulturelle
Krisen  können  nur  gemeinsam  gelöst  und  müssen  zusammengedacht  werden.
Zudem wird klar, dass die Transformation mentaler Infrastrukturen im Sinne reso-
nanter Weltbeziehungen wesentlicher Bestandteil für den Aufbau von Degrowth-
Gesellschaften  ist.  Sie  wird  jedoch  nicht  ohne  entsprechende  strukturelle  und
institutionelle Veränderungen gelingen. Für Politiken bieten sich somit zwei Zu-
gangsmöglichkeiten,  die  in  der  Praxis  untrennbar  sind:  Sie  können  versuchen,
Menschen direkt individuell zu befähigen, resonante Beziehungen zuzulassen (in-

4 Jedoch sind verdinglichende instrumentelle Weltbeziehungen nicht grundsätzlich problema-
tisch. Rosa hält sie sogar für Resonanzbedingungen. Es geht um eine Kritik an der Störung
der Balance zwischen stummen und resonanten Weltbeziehungen (ebd., S. 733).
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dividuelle Ebene) und den sozioökonomischen Rahmen so zu gestalten, dass Sub-
jekte und Welt in Resonanz treten können (kollektive Ebene).

Individuelle Ebene
Um  Resonanz  zuzulassen  ist  die  Einübung  »psychischer  Ressourcen  für  Post-
wachstumsgesellschaften« hilfreich. Es handelt sich dabei um: Sinnkonstruktion,
Genuss, Achtsamkeit, Selbstakzeptanz, Selbstwirksamkeit und Solidarität (Hune-
cke 2013). Wenn das ganze Ressourcenset berücksichtigt wird, können sie folgen-
dermaßen  im  Sinne  von  Resonanz  und  alternativer  mentaler  Infrastrukturen
wirksam werden.5

1) Genussfähigkeit erlaubt es, Sinneserfahrungen leiblich positiv zu erleben.
Dies umfasst auch Ruhe und Muße, die zentral sind, um Genussfähigkeit
über die Intensität und nicht die Quantität von Erfahrungen herzustellen.
Damit gelangen Aspekte wie Zeitwohlstand in den Fokus. Stress ist ein
Resonanzkiller (Rosa 2016, S. 729).

2) Selbstakzeptanz  stärkt  die  individuelle  Widerstandskraft  gegen  Formen
des  Konsums,  die  auf  die  Steigerung  sozialen  Status  abzielen,  denn:
»Je unsicherer […] eine Person ist, desto anfälliger ist sie für identitätspro-
thetische  [...]  Formen  des  materiellen  Konsums.  […]  Der  Wettlauf  in
Richtung auf immer mehr [...] wird durch soziale Vergleichsprozesse ver-
ursacht« (Hunecke 2013, S. 42). Deshalb wirkt Selbstakzeptanz sozialen
Vergleichsprozessen und den mit ihnen verbunden Ängsten entgegen, die
mentale Infrastrukturen des Wachstums befeuern. Angst ist ein Resonanz-
killer (Rosa 2016, S. 729).

3) Selbstwirksamkeit  ist  »die  subjektive  Gewissheit,  Anforderungssituatio-
nen aufgrund eigener Kompetenz bewältigen zu können« (Hunecke 2013,
S.  63).  Dies  betrifft  auch  die  Überzeugung,  die  gesellschaftlichen
(Natur-)Verhältnisse  verändern  zu  können,  wodurch  Selbstwirksamkeit
letztlich für einen sozial-ökologischen Wandel und die Qualität der Welt-
beziehungen entscheidend ist (Rosa 2016, S. 271). Wer sich selbstwirksam
fühlt, hat weniger Angst und ist potentiell weniger anfällig, durch mentale
Infrastrukturen des Wachstums geprägt zu werden. Wesentlich ist aller-
dings,  dass  Selbstwirksamkeit  nicht  instrumentell  für  die  Beherrschung
von (Nicht-)Menschen eingesetzt wird. In diesem Sinne muss die zweite
Hälfte des Ressourcensets verstanden werden, die altruistische Werte stär-
ken und für die Eigenständigkeit anderer (Nicht-)Menschen sensibilisieren
soll.

4) Achtsamkeit  ist  eine  mentale  Strategie  zur  Einnahme  einer  bewussten
nicht wertenden Haltung mit dem Ziel, durch Beobachtung den »inneren
Autopiloten« abzuschalten und sowohl eigene als auch fremde Bedürfnis-

5 Für Gefahren bei isolierter Förderung der Ressourcen siehe: Hunecke 2013, S. 120.
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se  wahrzunehmen.  Sie  ermöglicht,  Genuss  von  Quantität  auf  Intensität
umzustellen  und  erleichtert  aufgrund  ihrer  nicht-wertenden  Eigenschaft
Selbstakzeptanz. Sie ermöglicht die Verringerung von Egoismus: »Über
den Fokus auf das unmittelbare Erleben [...] erweitert die Achtsamkeit das
Bewusstsein für Sinnfragen [...] über das subjektive Wohlbefinden der ei-
genen  Person  hinaus  zum  Wohlergehen  anderer  Personen«  (Hunecke
2013, S. 69). Sie macht also die Eigenarten anderer (Nicht-)Menschen er-
fahrbar und verändert  dadurch die  Beziehung zwischen Menschen (und
Nicht-Menschen). Achtsamkeit schlägt Brücken zur Welt und sich selbst
und ermöglicht somit Resonanz.

5) Sinnkonstruktion verleiht der eigenen Existenz durch eine ergebnisoffene
Suche nach umfassenden Erklärungen eine  überindividuelle  Bedeutung,
erlaubt das eigene Leben positiv in Bezug zur Welt zu setzen und kann
sich damit auf das subjektive Wohlbefinden auswirken (ebd., S. 71f.).

6) Solidarität orientiert das eigene Handeln an der Idee sozialer Gerechtigkeit
und der Überzeugung, dass diese Idee sich gemeinsam umsetzen lässt. Sie
ist  also  eine  Kombination  aus  sozialer  Verantwortung  und  politischem
Empowerment. Solidarität schafft Verbindung und damit Resonanz.

Kollektive Ebene
Rosa  beschäftigt  sich  mit  »Konturen  einer  Postwachstumsgesellschaft«  (Rosa
2016, S. 722-737), weil eine Transformation unserer Weltverhältnisse und Reso-
nanz nur möglich sind, wenn die Steigerungszwänge von Wachstum und Beschleu-
nigung überwunden werden (ebd., S. 56). Dies gilt insbesondere für gesellschaftli-
che Bereiche, die in der Moderne resonante Weltbeziehungen ermöglichen und die
nun anhand von vier politischen Gestaltungsfeldern diskutiert werden: (1) Arbeits-
und Sozialpolitik, (2) Kulturpolitik, (3) Umweltpolitik und (4) demokratische Teil-
habe.6

4 Degrowth-Politiken zur Transformation
mentaler Infrastrukturen

Die im Folgenden vorgeschlagenen Politikmaßnahmen zur Transformation menta-
ler Infrastrukturen müssen stets zusammengedacht werden, da sie, insbesondere in
ihrer Wirkung, auf vielfältige Weise miteinander verknüpft sind.

6 Aus Platzgründen wird nur eine Auswahl  der von Rosa identifizierten »Resonanzachsen«
diskutiert.
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Arbeits- und Sozialpolitik
Eine auf Konkurrenz basierte Welt schürt Ängste und erschwert daher Resonanzer-
fahrungen.  Dies  gilt  auch  für  die  Arbeitssphäre,  die  zugleich  ein  enormes
Resonanzpotential hat, dass sich etwa über die Erfahrung der Selbstwirksamkeit
realisieren lässt: Arbeit erlaubt, die Welt zu berühren, zu bewegen, zu verändern
und  zu  gestalten;  zugleich  lässt  sich  die  Welt  ihrerseits  niemals  vollkommen
beherrschen. Das Problem ist indes, dass über die Einpassung der Arbeit in die ka-
pitalistische Verwertungslogik (Verkauf der Arbeitskraft) und aufgrund von Kon-
kurrenzverhältnissen ein instrumentelles Verhältnis entsteht und der Resonanzdraht
zu verstummen droht; »der Arbeitende kann die Stimme der Welt beziehungsweise
des Materials in der Tätigkeit nicht mehr hören und seine eigene [...] nicht mehr
geltend machen« (ebd., S. 397). Die mentalen Infrastrukturen der Beschleunigung,
das unternehmerische Selbst und Naturbeherrschung werden unter diesen Vorzei-
chen in der Arbeitswelt befeuert. Zugleich wächst die Angst, durch neoliberale Fle-
xibilisierung und Prekarisierung erwerbslos zu werden und neben dem Einkommen
eine wichtige materielle und soziale Resonanzsphäre zu verlieren.

Es gibt gute Gründe davon auszugehen, dass ein umfassender gesellschaftlicher
Wandel von sozial-ökologischen Nischen und zivilgesellschaftlichen Akteuren aus-
gehen wird. Ein direktes Einwirken auf etablierte Institutionen kann unter gewissen
Umständen hingegen sogar die bestehenden Kultur- und Machtverhältnisse stärken
(Narberhaus 2013), was diese Ansatzebene jedoch nicht ausschließt. So sollten De-
growth-Politiken, unabhängig von ihrem Ansatzpunkt, die Stärkung von Nischen-
akteuren stets berücksichtigen. Im Bereich Arbeit gilt dies auch. Hier existiert eine
Vielzahl  prominent  diskutierter  Reformansätze,  die  institutionelle  Strukturen
positiv verändern, mentale Infrastrukturen transformieren und zugleich sozial-öko-
logische Nischenakteure erheblich stärken würden; etwa das bedingungslose Gr-
undeinkommen und Arbeitszeitverkürzung. Vor allem ein Grundeinkommen würde
es erlauben,  den Grundmodus des  In-der-Welt-Seins  von Kampf auf  Sicherheit
umzustellen und somit existentielle Ängste zu reduzieren sowie resonante Arbeits-
beziehungen wiederzuentdecken (Rosa 2016, S. 730). Es würde die Stärkung der
psychischen  Ressourcen für  Postwachstumsgesellschaften im Bereich  Arbeit  er-
leichtern  (siehe  etwa  Schachtschneider  2014,  S.  49-60).  Viele  positive  Effekte
(etwa  auf  Achtsamkeit,  Solidarität  und  Sinnkonstruktion)  stellen  sich  nicht  nur
über Sicherheit,  sondern auch über die Ressource Zeit ein. Gutes Leben braucht
Zeitwohlstand (Konzeptwerk 2014a). Entsprechend lassen sich auch Kämpfe um
Arbeitszeitverkürzung für eine Transformation mentaler Infrastrukturen interpretie-
ren – besonders in Verbindung mit Bestrebungen, Sorgearbeit gesellschaftlich auf-
zuwerten: Dies beinhaltet das Potential, die Trennungsstruktur der kapitalistischen
Ökonomie hinsichtlich der Beherrschung der Natur und des Weiblichen im Sinne
des guten Lebens aufzubrechen (Biesecker et al. 2012).

Alle diese Reformprojekte stoßen aufgrund etablierter Machtverhältnisse (u.a.
Kapitalinteressen;  Sorge  vor  den  sozialen  und  emanzipativen  Transformations-
folgen;  Erwerbsarbeit  vs.  Sorgearbeit)  und  Pfadabhängigkeiten  (z.B.  Gewerk-



Degrowth-Politik, Resonanz und mentale Infrastrukturen 111

schaftsbestrebungen zur Arbeitsplatzsicherung in klimaschädlichen Sektoren) auf
erheblichen Widerstand. Hinsichtlich der Arbeitszeitverkürzung sind die Gewerk-
schaften dennoch ein unverzichtbarer Akteur, weshalb Interessenkonflikte mit der
Degrowth-Bewegung unbedingt bearbeitet werden müssen. Wie die Gewerkschaf-
ten gewonnen werden können, Arbeitszeitverkürzung auf ihrer Agenda zu stärken,
ist eine offene Frage. Aktuell scheinen Kreis- und Jugendverbände zugänglicher
für diese Thematik, als die Vorstände. Eine kurzfristig realisierbare Möglichkeit
wäre eine Stärkung der Kampagne »Arbeitszeitverkürzung-jetzt!«. Die Arbeitszeit
betrifft immer auch direkt die Unternehmen – nicht nur deshalb haben sie grund-
sätzlich  großen  Einfluss  auf  mentale  Infrastrukturen.  Hunecke  verweist  darauf,
dass Unternehmensstrukturen sich so gestalten lassen, dass sie den Aufbau psychi-
scher Ressourcen unterstützen (Hunecke 2013, S. 94). Für ihre umfassende sozial-
ökologische Transformation mangelt es jedoch an Anreizen. Diesbezüglich können
kommunale und städtische Programme adressiert werden, um soziale, demokrati-
sche und ökologische Unternehmen zu fördern (Konzeptwerk 2014b). Schließlich
kann die individuelle und gesamtgesellschaftliche Wirkung des Grundeinkommens
(verstärkt)  in  wissenschaftlich  begleiteten  Modellgruppen erforscht  werden.  Als
Kooperationspartner für Degrowth-Politiken bietet sich das Netzwerk Grundein-
kommen an.

Bildungspolitik
»Die Weltbeziehungen eines Menschen werden ganz wesentlich in der und durch
die Schule geformt« (Rosa 2016, S. 402). Grundsätzlich haben alle Lebens- und
Handlungssphären, die im Bildungsprozess ex- oder implizit berührt werden, Reso-
nanzpotential.  Dabei spielen Selbstwirksamkeit und Akzeptanz (oder Indifferenz
und Ablehnung) entscheidende Rollen für die Ausbildung der Weltbeziehungen.
Diesbezüglich hat die Tendenz zur Verengung von Bildung auf Ausbildung negati-
ve Auswirkungen. Vor dem Hintergrund der von der OECD propagierten Vorstel-
lung  von  Bildung  als  Humankapital  (unternehmerisches  Selbst)  wurden  in
Deutschland Schul-  und Studienzeiten verkürzt  (Beschleunigung) und durch die
Kultusministerkonferenz  Bildungsstandards  eingeführt,  die  im  Kern  eine  Lei-
stungs- und Outputorientierung im Dienste der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit sicherstellen. Dies ist nur konsequent, da die moderne (Hoch-)Schule bislang
immer auch darauf ausgerichtet sein muss, einen Sozialcharakter zu prägen, der in
der Steigerungsgesellschaft funktionsfähig bleibt und diese Gesellschaft bestenfalls
affirmiert (Welzer 2011, S. 23). Entsprechend trägt sie auch zu Wahrnehmungs-
weisen einer Trennung zwischen Mensch und Natur bei: Die Verdinglichung der
Nicht-Menschen wird vor allem »im mathematisch-naturwissenschaftlichen Schul-
unterricht systematisch vorgeführt, begründet und eingeübt […], bis sie als gleich-
sam  ›natürliche‹ Welthaltung  erscheint«  (Rosa  2016,  S.  382).  In  einer  solchen
Bildungslandschaft lässt sich eine »Resonanzpädagogik« kaum realisieren, die vor
allem die Begeisterung der Lehrkraft sowie intrinsisches Interesse und Angstfrei-
heit der Schüler(inn)en als Bedingung für Selbstwirksamkeitserfahrungen braucht
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(ebd., S. 412f.). Das Hochschulwesen lässt sich sehr ähnlich analysieren: Beschleu-
nigung und ökonomisches  Denken sowie  daraus  resultierende  Pathologien  sind
erkennbar (Jacobs & Sanders 2014). Die Macht von Bildung auf unsere Weltbezie-
hung ist also kaum zu überschätzen. Hinsichtlich ökonomischer Bildung gilt dies in
besonderem Maße, weshalb sie für gezielte Weltbildmanipulation verwendet wird
(siehe Arbeiten von Silja Graupe).7

Wie  sieht  eine  Bildungspolitik  aus,  die  resonante  Weltbeziehungen  über  die
Transformation mentaler Infrastrukturen ermöglicht? Sie stellt Räume, in denen die
multiplen Krisen  unseres Kulturmodells  integral  erfahrbar  werden,  individueller
Wandel »erspürt« sowie andere Haltungen und Routinen eingeübt werden können.
In diesen öffentlichen Räumen gibt es Zeit für Scheitern und Umwege sowie für
die Förderung psychischer Ressourcen für Postwachstumsgesellschaften. Sie sind
möglichst frei von Verwertungszwängen. Es werden kritisches Denken und nützli-
che Fertigkeiten gelernt. Lehrende und Lernende begegnen sich weitestgehend auf
Augenhöhe und mit einem intrinsischen Interesse an Weltaspekten – auch, weil sie
ihre Lebenswelten betreffen. Wie können Degrowth-Politiken so eine Bildung be-
fördern? Mittelfristig ist nicht zu erwarten, dass etablierte Bildungsakteure (BMBF,
Kultusministerien) entsprechende Maßnahmen treffen,  nicht zuletzt,  da der  Ein-
fluss von Lobbyisten (z.B. Bertelsmann Stiftung, Arbeitgeberverbände) enorm ist.
Daher sollten auch in dieser Sphäre Akteure gefördert werden, die die genannten
Räume (teilweise) schon bereitstellen oder Potential haben dies zu tun: Außerschu-
lische Anbieter politischer Bildungsarbeit, Freiwilligendienste, Angebote des glo-
balen Lernens, der Bildung für Nachhaltige Entwicklung, der Erlebnis-, Umwelt-,
Natur-, Wildnis- und Theaterpädagogik. Im schulischen Bereich ist bei der Bereit-
stellung alternativer Lehrbücher – dies gilt auch für den Hochschulbereich – und
bei der Schulung der Lehrer(innen) anzusetzen. Beides ist mühselig, aber ohne eta-
blierte Akteure möglich. Schließlich schlägt Hunecke die Einführung des Schul-
fachs »Glück« vor, da die positive Psychologie an Modellschulen erproben konnte,
dass sich hierdurch Veränderungen im Sinne der psychischen Ressourcen realisie-
ren lassen (Hunecke 2013, S. 87-91). Im Hochschulbereich ist erstens die Selbstor-
ganisation  von  Studierenden  zu  fördern,  um  Einfluss  auf  Curricula  und  die
Hochschulorganisation zu nehmen – ein hoffnungsvoll wirksames Beispiel ist das
Netzwerk Plurale Ökonomik. Zweitens ist die Gründung neuer Studiengänge und
Universitäten (wie die der Cusanus-Hochschule) zu erwägen. Drittens sind Dialo-
gräume zwischen  Politik,  Zivilgesellschaft,  Studierenden  und  Lehrpersonal  von
großer Relevanz.

7 So äußerte sich der Bestseller-Lehrbuchautor Paul Samuelson folgendermaßen: »I don't care
who writes a nation's laws – or crafts its advanced treaties – if I can write its economic text -
books« (Graupe 2013, S. 85).
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Umweltpolitik
Die Sehnsucht nach Verbindung kann es nicht geben, wenn der Zustand der Tren-
nung nicht bekannt ist. Demzufolge ermöglichte paradoxerweise erst die rationale
Aufteilung der Welt und die damit verbundene Trennung in Mensch und Natur  die
Konstruktion einer romantischen »Stimme der Natur«, so dass die Natur schließ-
lich »als die zentrale Resonanzsphäre des Menschen konzipiert wird« (Rosa 2016,
S. 457). Viele kennen die Erfahrung einer geradezu körperlichen Resonanz beim
Blick in die Berge oder beim Schwimmen im Meer. Das Problem ist aber, dass die-
ses Berührtwerden von Natur vor dem Hintergrund der ideologischen Dominanz
der Naturbeherrschung – das Berührtwerden kann rational nicht legitimiert werden
 – keine Entsprechung auf der Handlungsebene findet. Unser Zugriff auf Natur ist
vom Beherrschungsstreben geprägt. Da es also für das selbstbewusste und doch re-
spektvolle »Berühren« von Nicht-Menschen in der Moderne kein kognitives und
deshalb auch kein kulturelles Repertoire gibt, bleibt die Resonanzbeziehung einsei-
tig und unvollständig. Dies »führt nicht selten dazu, dass Selbstwirksamkeit […] in
Naturräumen in der  stummen Form der Selbst-  und Naturbeherrschung gesucht
wird: Berge bezwingen, Meere durchschwimmen [...]  sind Aktivitätsformen, die
[…] den instrumentellen, verdinglichten Beziehungsmodus des wissenschaftlich-
technisch-ökonomischen  Naturverhältnisses  replizieren«  (ebd.,  S.  468).  Gemäß
derselben Logik spiegelt die Sorge vor Umweltzerstörung und Klimawandel nicht
nur Angst, sondern auch die Sehnsucht nach Naturresonanz wider. Dies drückt sich
aber wiederum nicht in unserem Umwelthandeln aus – auch nicht bei Aktivitäten,
die auf direkte Naturresonanz abzielen. Hier werden Widersprüche (ebenfalls) pro-
blemlos gelebt (z.B. Flug ins Tauchdomizil oder Skiurlaub). Was für eine vollstän-
dige und respektvolle Resonanzbeziehung »fehlt ist die aktive Anverwandlung von
Natur, wie sie sich bei Kindern, aber auch im Naturbezug außereuropäischer Kultu-
ren beobachten lässt« (ebd., S. 471).

Diesbezüglich sind die Studien von Descola aufschlussreich – etwa hinsichtlich
des Volks der Achuar, die große Teile der Nicht-Menschen als Personen identifi -
zieren, die das Denken und Handeln von Menschen beeinflussen können und mit
denen Kommunikation möglich ist (Descola 2013, S. 21-26). Diese Wahrnehmung
hat  nachhaltige  Weltbeziehungen zur  Folge.  Ohne hier  auf  direkte  Anverwand-
lungstechniken der Achuar eingehen zu können und ohne in einen naiven und ro-
mantischen Gestus zu verfallen, ist festzustellen, dass sich aus den dominanteren
Spielarten der Kosmologie der Achuar, der Kultur der Quichua und Aymara spre-
chenden Indigenen der südamerikanischen Großregion, das Konzept des »Buen Vi-
vir« entwickelte. Dieses kritisiert entschieden das moderne Wachstumsstreben und
Entwicklungsverständnis  und  hat  das  Wohlergehen  aller  (Nicht-)Menschen  im
Blick (Gudynas 2012).

Das Buen Vivir ist ein erster Hinweis darauf, wie Politik versuchen sollte, durch
neue Vermittlungsformen die Trennung zwischen Menschen und Nicht-Menschen
zu reduzieren. Mögliche Politikmaßnahmen sollten entsprechend anstreben, dass
sich alternative Beziehungen auf der Alltagsebene etablieren und kulturell veran-
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kern (Rosa 2016, S. 389) – etwa durch das Festschreiben von Naturrechten, wie es
auf Grundlage des Buen Vivir in Ecuador und Bolivien formal geschehen ist. Es ist
zudem  sinnvoll  über  Möglichkeiten  einer  demokratischen  Repräsentation  der
Nicht-Menschen  nachzudenken,  um  ihre  Stimmen  hörbar  zu  machen  (Latour
2016). Davon sind wir weit entfernt, denn bis heute wird Naturbeherrschung fort-
laufend über Institutionen, Wertvorstellungen, Subjektivierungsprozesse und nor-
malisierte  Praxen  neu  hergestellt  (Brand  &  Wissen  2011).  Degrowth-Politiken
können hier  über eine sozial-ökologische  Steuerreform ansetzen.  Sie  würde  die
Maschinisierung eindämmen, den Naturverbrauch verteuern sowie die Beschäfti-
gung von Menschen attraktiver machen – alles Voraussetzungen für Tätigkeiten,
die ein respektvolleres Naturverhältnis ermöglichen. Andererseits können Nischen-
akteure unterstützt werden, die bereits andere Beziehungsformen nahelegen – etwa
Initiativen für Solidarische Landwirtschaft.  Schließlich gilt  es, umweltschädliche
Subventionen in verschiedensten Sektoren abzubauen.

Was bislang gänzlich vernachlässigt  wird,  ist,  ein  Bewusstsein für  die  Tren-
nungsstruktur, ihre Wirkmacht und ihre Auswirkungen in verschiedenen Lebens-
bereichen zu schaffen. Hierfür ist eine Verzahnung mit Anstrengungen in den Be-
reichen  Bildung  und  Arbeit  unerlässlich.  Wird  dies  realisiert,  können über  die
Verbindungen,  die  die  Arbeitssphäre  zur  Welt  herstellt,  in  unzähligen  Gesell-
schaftsbereichen gesellschaftliche Naturverhältnisse erforscht und mit Alternativen
experimentiert werden.

Demokratische Teilhabe
Die Wachstums- und Steigerungstendenzen der Moderne setzen die Politik unter
Zeitdruck und bedingen, dass sie zunehmend autoritär wird und reagiert statt zu ge-
stalten (Rosa 2012). Machtkonzentration in undemokratischen Institutionen beför-
dert auf Seite der Bürger(innen) das Gefühl, politische Wirksamkeit zu verlieren,
insbesondere, wenn Maßnahmen als Sachzwang kommuniziert werden. Für Rosa
bedeutet  dies  einen  umfassenden Resonanzverlust,  da Bürger(innen)  weder  den
Eindruck haben, Politik mitzugestalten, noch von ihr »berührt« zu werden (Rosa
2016, S. 377). Die Reaktion ist Verdruss und Apathie, wie hinsichtlich der Haltung
vieler Menschen zur EU, oder aber Hass und Wut, wie im Falle von PEGIDA.8

Wut und Hass erlauben durchaus die eigene Stimme hörbar zu machen, laufen aber
Gefahr, die erfahrene Ablehnung zu reproduzieren und damit in der Entfremdung
zu verhaften. Resonanz entsteht für Rosa in innovativen demokratischen Institutio-
nen, wo neue Formen des Zusammenhandelns und des gemeinschaftlichen Gestal-
tens entstehen (ebd., 379f.).

In der Nische können Degrowth-Politiken diesbezüglich all jene Akteure adres-
sieren, die an der Schnittstelle zwischen Öffentlichem und Privatem mit emanzipa-

8 Verdruss und Apathie haben sicherlich zur Entstehung von PEGIDA beigetragen. Dies soll
jedoch nicht verschleiern, dass ihr Fundament rassistisch ist.
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tivem und solidarischem Anspruch politische Räume öffnen – etwa Projekte der
Solidarischen Ökonomie, der Care Economy, Ökodörfer, der Transition Town oder
Urban-Gardening-Bewegung. Besonders plastisch werden die Möglichkeiten zur
Einübung  psychischer  Ressourcen  für  Postwachstumsgesellschaften  bei  der  ge-
meinsamen  Herstellung,  Pflege  und  Nutzung  von  Produkten  und  Ressourcen
(Commons). Jenseits der Nische sind vereinzelte Erfolge bewegungsbasierter so-
zial-ökologischer Politikformen festzuhalten – im europäischen Kontext insbeson-
dere der Wahlsieg der Wahlplattform Barcelona en Comú im Jahr 2015, die aus der
Indignados-Bewegung hervorging (Asara 2016). Hieraus sollten unbedingt Lehren
gezogen und Möglichkeiten zur Übertragungen in andere Kontexte ausgelotet wer-
den.  Bei  aller  Komplexität  stechen  einige  Dinge  besonders  hervor:  Degrowth-
Politik wird nur erfolgreich sein, wenn sie auf der Grundlage basis-demokratischer
Selbstorganisationsstrukturen für eine Selbstbestimmung und Autonomie streitet,
die sich auf die Freiheit der anderen (Nicht-)Menschen rücksichtsvoll bezieht. Eine
solche Politik braucht zur grundsätzlichen Veränderung der Produktions-, Macht-
und Naturverhältnisse neben dem Mut zur öffentlichen Anerkennung der eigenen
Grenzen und zum Konflikt auch die Fähigkeit zum vorsichtigen Vorantasten, um
die Freiheit des Gegenübers zu gewährleisten. Die Eindämmung sozialer Ungleich-
heit ist für eine solche Politik zentral. Sofern es für sie nicht bereits Unterstützung
gibt, muss der Fokus auf ihrer Herstellung liegen. Dies ist ein kleinteiliger, lang-
wieriger und diffiziler Prozess, der wiederum auf die Arbeit in der Nische verweist.
Jenseits dessen bietet es sich an, großflächig Dialog- und Austauschforen einzu-
richten,  in denen gesellschaftliche Konflikte,  Nöte,  Ängste  und Bedürfnisse auf
kommunaler Ebene mit Hilfe intelligenter Moderationstechniken verhandelt wer-
den. Dies impliziert die Vermittlung kommunikativer Fähigkeiten.
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Wenn die gegenwärtige pande-
miebedingte Krise einmal unter 
Kontrolle ist, wird es zweifellos er-
heblichen Druck geben, zu etwas 
wie «business as usual» zurückzu-
kehren. Für die meisten Arbeitneh-
menden in wohlhabenden Ländern 
hiesse das die Rückkehr zu einem 
Leben geprägt von Überarbeitung, 
hohem Stress und langen Pendel-
fahrten – und zum damit verbun-
denen übermässigen materiellen 
Konsum. Doch diese Option können 
wir uns nicht leisten. Sollen unse-
re Gesellschaften noch in diesem 
Jahrhundert gesünder, glücklicher 
und gerechter werden, müssen 

wir unsere Prioritäten überdenken, 
unseren Lebensstil ändern und her-
kömmliche Systeme neu gestalten. 
Dazu gehören nicht zuletzt unsere 
Vorstellungen von Arbeit, Entloh-
nung und Erholung. 

Eine Erfindung der  
Industriegesellschaft: die 
Wochenarbeitszeit
Die Wochenarbeitszeit von vierzig 
oder mehr Stunden gibt es schon so 
lange, dass leicht vergessen geht, 
dass sie eine menschliche Erfin-
dung ist – und jederzeit verändert 
werden könnte. Im Jahr 1926 führ-
te Henry Ford nach langjährigen 

Die gängigen Arbeits- und Konsummodelle in wohlhabenden Ländern 
untergraben unsere sozialen und ökologischen Grundlagen. Befürwortende 
einer kürzeren Erwerbsarbeitszeit verweisen auf eine mögliche dreifache 
Dividende durch weniger Arbeit. Dieser Policy Brief fasst zusammen, wie 
reduzierte Wochenarbeitszeiten unserem Wohlbefinden, der Wirtschaft und 
der Natur zugutekommen könnten – und mit welchen Massnahmen sich 
eine solche Vision verwirklichen liesse. Gestützt auf internationale Erkennt-
nisse und Erfahrungen empfiehlt ein Forschungsteam des CDE mögliche 
Wege weg von der derzeit in der Schweiz üblichen Wochenarbeitszeit hin 
zu einem neuen, besseren Status quo, der unseren Bedürfnissen sowie 
denen anderer – und des Planeten – besser gerecht werden könnte.

Free Days for Future?
KERNBOTSCHAFTEN

•  Um unsere Gesellschaften ökolo-
gischer, glücklicher und gerechter 
zu machen, braucht es zahlreiche 
Strategien. Ein vielversprechender 
Ansatz für wohlhabende Industrie-
länder ist – neben anderen Refor-
men – die Verkürzung der Erwerbs-
arbeitszeit. 

•  Weniger zu arbeiten kann unser 
Wohlbefinden steigern, Stress 
 reduzieren und das Risiko eines 
Burnouts senken. Die neu gewon-
nene Zeit bietet Raum für Refle-
xion, soziale Beziehungen und 
 bereichernde Aktivitäten – und sie 
kann einen umweltfreundlicheren 
Lebensstil mit einem kleineren 
ökologischen Fussabdruck unter-
stützen.

•  Kürzere Wochenarbeitszeiten 
können zudem helfen, die Gleich-
berechtigung zwischen den Ge-
schlechtern zu stärken und die 
Erwerbsarbeit besser auf die Arbei-
tenden zu verteilen, wodurch die 
Zahl der Arbeitslosen sinkt.

•  Die Menschen sollten ihre bezahlte 
Arbeitszeit möglichst flexibel und 
im Einklang mit den eigenen Be-
dürfnissen einteilen können. Dazu 
braucht es Massnahmen, die es 
allen ermöglichen, weniger zu 
arbeiten, wenn dies ihre Lebens-
qualität verbessert.
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Anstrengungen seitens der Gewerkschaften 
in seinen amerikanischen Automobilwerken 
erstmals eine Fünftagewoche ein. Ein paar 
Jahre später folgte der Getreideflockenher-
steller Kellogg’s mit dem Sechsstundentag.1 
Diese Reformen, damals noch Kürzungen 
der Erwerbsarbeitszeit, wurden von den Ar-
beitnehmenden weitgehend unterstützt und 
begrüsst – insbesondere weil die Durch-
schnittslöhne und -gehälter hoch genug 
blieben.

Insgesamt zeigen die globalen Zahlen einen 
starken Rückgang der Erwerbsarbeitszeiten 
von 1870 bis zur Mitte des letzten Jahrhun-
derts. In Frankreich beispielsweise sank die 
jährlich pro Kopf geleistete Erwerbsarbeits-
zeit in diesem Zeitraum von 2’945 auf 1’848 
Stunden. Auch nach dem Zweiten Welt-
krieg – im so genannten goldenen Zeitalter 
des Kapitalismus – ging die durchschnitt-
liche Arbeitszeit weiter zurück, wenn auch 
weniger stark: Von 1950 bis 1980 sank die 
durchschnittliche Zahl der geleisteten Stun-
den pro Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer 
in der OECD um weitere 18 Prozent.2 Die 
Schweiz reduzierte ihre Standardarbeits-
woche zwischen 1950 und 1990 nach und 
nach von 50 auf 42 Stunden.3 

In den meisten Ländern kam diese schritt-
weise Bewegung hin zu mehr Freizeit und 
einer besseren Work-Life-Balance jedoch 
gegen Ende des 20. Jahrhunderts zum Still-
stand. Seither hat eine Kombination aus 
wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklun-
gen dazu geführt, dass die gesellschaftliche 
Norm von acht Stunden pro Tag und fünf 

Tagen pro Woche unverrückbar scheint, 
selbst wenn sie den Bedürfnissen vieler 
Menschen nicht gerecht wird – und unter 
dem Strich nicht einmal unbedingt der Wirt-
schaft nützt.

Fortschritt unterbrochen
Technologische Fortschritte und besser qua-
lifizierte Arbeitskräfte haben nicht den gros-
sen Freizeitgewinn gebracht, den John May-
nard Keynes und andere Ökonomen des 20. 
Jahrhunderts für unsere Zeit vorausgesagt 
haben.4 Keynes hatte erwartet, dass heute 
nur noch fünfzehn Stunden pro Woche ge-
arbeitet würde. Doch stattdessen ist das 
heutige Wirtschaftssystem so ausgerichtet, 
dass Produktivitätsgewinne in immer mehr 
materiellen Ausstoss und grössere Gewin-
ne umgewandelt werden, einschliesslich 
der Kapitalgewinne für die bereits Reichen. 
Diese einseitige Ausrichtung verhindert 
eine Reduktion der Standardarbeitszeit für 
durchschnittliche Arbeitnehmende. Eine 
aktuelle OECD-Studie in 24 Ländern zeigt, 
dass sich das Wachstum der mittleren Real-
löhne zwischen 1995 und 2015 effektiv 
vom Wachstum der Arbeitsproduktivität 
entkoppelt hat.5

Ein neues Feudalsystem. Vor 1980 waren 
die Früchte von Produktivitätssteigerungen 
relativ gleichmässig über die Gesellschaft 
verteilt, wobei die Einkommen stiegen und 
die durchschnittlichen Erwerbsarbeitszeiten 
für grosse Teile der Bevölkerung sanken. In 
jüngerer Zeit jedoch werden die Gewinne 
aus Produktivitätssteigerungen zunehmend 
von einigen Wenigen abgeschöpft, während 
immer mehr Menschen gezwungen sind, 
prekäre Arbeitsbedingungen, stagnierende 
Löhne, längere Arbeitszeiten oder mehrere 
Jobs sowie mehr Stress und Burnouts zu er-
tragen.6 Das Gefühl der Arbeitnehmenden, 
«rennen zu müssen, um an Ort zu bleiben» 
widerspiegelt die Tatsache, dass der Anteil 
der Erwerbsarbeit am Volkseinkommen seit 
den 1990er Jahren erwiesenermassen stetig 
sinkt.7 Die Schweiz ist von diesen Trends der 
zunehmenden Ungleichheit und der extre-
men Vermögenskonzentration8 nicht aus-
genommen. Jüngste Zahlen zeigen, dass die 
reichsten 10 Prozent des Landes 75 Prozent 
des gesamten Vermögens besitzen.9

Süchtig nach Wachstum. Doch trotz 
dieser kontinuierlichen Umverteilung von 
Wohlstand von unten nach oben hat sich 
bei den etablierten Wirtschaftspolitikerin-
nen und Wirtschaftspolitikern wenig ge-
ändert: Das Streben nach einem immer 
grösseren Bruttoinlandsprodukt (BIP) gilt 
nach wie vor als oberstes Gebot. Seit Jahr-
zehnten dominiert die Vorstellung, dass ein 
kontinuierliches Wachstum des BIP nicht nur 
das Wohlergehen einer Mehrheit der Men-
schen verbessert, sondern auch – und das 
ist entscheidend – die mit diesem Wachs-
tum verbundenen Schäden ausreichend 
kompensiert. Diese Ideologie hat sich welt-
weit besonders in ökologischer Hinsicht als 
gravierend erwiesen: Aktuelle Daten zeigen, 
dass das globale Wirtschaftswachstum die 
natürlichen Ressourcen weitaus schneller 
verbraucht und die Umwelt schneller mit 

Box 1. Studienergebnisse zu Erwerbs-
arbeitszeitreduktionen in der Schweiz

Ein Forschungsteam des CDE hat mit finan-
zieller Unterstützung der Stiftung Mercator 
Schweiz die Umstände untersucht, unter 
denen eine Erwerbsarbeitszeitreduktion einen 
nachhaltigeren Lebensstil ermöglichen kann 
(Bader, Hanbury, Neubert, Moser 2020). Über 
einen Zeitraum von 10 Monaten beobachte-
ten die Forschenden 800 Teilnehmende. Diese 
waren in zwei Gruppen aufgeteilt: Eine Grup-
pe reduzierte ihre Wochenarbeitszeit, die an-
dere Gruppe behielt sie bei. Die Auswertung 
führte zu den folgenden Ergebnissen:

•  Personen, die ihre Arbeitszeit reduzierten, 
zeigten kurzfristig ein höheres Wohlbefin-
den und längerfristig ein geringeres Burn-
out-Risiko.

•  Jene mit längeren Arbeitszeiten wiesen ein 
höheres Mass an umweltschädlichem Ver-
halten auf, insbesondere mehr Pendeln, 
allgemein mehr Auto- und Flugreisen sowie 
einen höheren Kleidungskonsum.

•  Nach der Reduktion ihrer Erwerbsarbeits-
zeit zeigten die Teilnehmenden ein höheres 
Mass an umweltbewusstem Verhalten und 
weniger Pendeln. Andere Verhaltensweisen 
mit hohen Umweltauswirkungen (Wohnen, 
allgemeine Mobilität) waren resistenter 
gegenüber Veränderungen.

Schadstoffen – einschliesslich Treibhausga-
sen – belastet, als dass neue Technologien 
dies wettmachen könnten.10 Auch auf der 
persönlichen Ebene ist der Zusammenhang 
zwischen Einkommenswachstum und Wohl-
befinden nicht eindeutig. Eine Studie mit 
Daten von über 1,7 Millionen Menschen 
weltweit hat gezeigt: Mehr Geld jenseits 
eines bestimmten Einkommensniveaus – 
in Westeuropa z. B. jenseits eines jährli-
chen Haushaltsäquivalenzeinkommens von 
100’000 USD – macht die Menschen nicht 
glücklicher.11

Schaden durch Überarbeitung. In ähn-
licher Weise können ab einem bestimmten 
Beschäftigungsniveau die echten Vorteile 
der Arbeit als Tätigkeit an sich – etwa ein 
Gefühl von Selbstwirksamkeit und Identi-
tät12 – durch Stress, Mangel an Zeit für 
soziale Beziehungen und andere sinnvolle 
Aktivitäten sowie die damit verbundenen 
Krankheiten zunichte gemacht werden. In 
der Schweiz betrug der Produktivitätsver-
lust aufgrund stressbedingter Erkrankungen 
wie Depressionen und Burnouts 2018 insge-
samt 6,5 Milliarden Franken.13 Und laut For-
schungsumfragen wünschen sich etwa 30 
Prozent der Arbeitnehmenden in europäi-
schen Ländern (einschliesslich der Schweiz), 
weniger zu arbeiten – auch um ihr Stress-
niveau zu senken.14

Dogma der Lohnarbeit. Bezahlte Arbeit 
ist ein Grundpfeiler der heutigen Marktwirt-
schaft – und gleichzeitig eine Achillesferse. 
Insbesondere in reichen Ländern wurden 
fremdversorgte, konsumbasierte Systeme 
aufgebaut, in denen bezahlte Arbeit – als 
einzige oder wichtigste Einkommensquelle 
der meisten Menschen – der wesentliche be-
stimmende Faktor ist für den Lebensunter-
halt und die soziale Sicherheit,15 aber auch 
für die soziale Akzeptanz und die Erfüllung 
anderer essenzieller psychologischer Be-
dürfnisse.16 Unter diesem Paradigma wird 
die Abhängigkeit von der Schaffung und 
Aufrechterhaltung bezahlter Arbeitsplätze 
routinemässig dazu benutzt, unaufhörliches, 
umweltzerstörerisches Wirtschaftswachstum 
zu rechtfertigen. 

Angesichts dieser Tatsachen wird deut-
lich, dass Nachhaltigkeit in wohlhabenden 
Ländern nur zu erreichen ist, wenn die 
Menschen ihr Verhältnis zur Erwerbsarbeit 
grundlegend verändern.

Die dreifache Dividende einer 
 kürzeren Wochenarbeitszeit
  «Die Krise besteht gerade darin,  

dass das Alte stirbt und das Neue 
nicht geboren werden kann; in die-
sem Interregnum kommt es zu den 
unterschiedlichsten Krankheitserschei-
nungen» – Antonio Gramsci

Krisen bieten oft die Gelegenheit, verbrei-
tete Überzeugungen17 zu hinterfragen, wel-
che die gesellschaftliche Weiterentwicklung 
behindern – oder die Menschen gar krank 
machen. Schon lange vor der Pandemie 
wiesen viele  vorausschauende Beobachterin-
nen und Beobachter auf die Notwendigkeit 
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systemischer Veränderungen bei Produktion 
und Konsum hin.18 Doch um zu einer öko-
logischeren, gerechteren und glücklicheren 
Gesellschaft zu werden, braucht es eine 
ganze Reihe von Strategien. Eine kürzere 
Wochenarbeitszeit ist eine solche Strategie, 
die sich transformativ auswirken könnte. 
Studien weisen darauf hin, dass die Gesell-
schaften der Industrieländer in den Genuss 
einer dreifachen Dividende kommen könn-
ten – also eines gleichzeitigen sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Nutzens – 
wenn die Menschen weniger Zeit mit Er-
werbsarbeit verbringen.

Soziale Dividende: Weniger arbeiten für 
ein gesünderes und glücklicheres Leben. 
Von 2015 bis 2017 testeten Pflegefachkräfte 
in Göteborg, Schweden, eine Dreissigstun-
denwoche. Die Ergebnisse waren grössten-
teils positiv: Die Pflegenden meldeten we-
niger Krankheitsstunden und berichteten 
über ein besseres körperliches und mentales 
Wohlbefinden. Nachdem die wöchentliche 
Standardarbeitszeit zwischen 1996 und 2002 
in Portugal von 44 auf 40 Stunden und in 
Frankreich von 39 auf 35 Stunden reduziert 
worden war, wurde bei Arbeitnehmenden 
ein Anstieg der Arbeitszufriedenheit und des 
Freizeitgenusses beobachtet.19 Wenn Arbeit-
nehmende ihre neu gewonnene Freizeit auf 
eine Weise verbringen, die positive Emo-
tionen und Wohlbefinden hervorruft, ohne 
der Umwelt zu schaden – beispielsweise mit 
Sport, Gartenarbeit, der Pflege von sozialen 
Kontakten oder gemeinschaftlichem Enga-
gement – kann die Verbesserung des Wohl-
befindens und der Gesundheit nach einer 
Erwerbsarbeitszeitverkürzung besonders aus-
geprägt ausfallen.20

Wirtschaftliche Dividende: breit ge-
teilte, stabile, ökologischere Beschäf-
tigung. Eine stets steigende Arbeitspro-
duktivität bedeutet, dass von Jahr zu Jahr 
weniger Menschen benötigt werden, um 
die gleiche Menge an Waren und Dienstleis-
tungen zu produzieren. Im derzeitigen pro-
fit- und wachstumsorientierten System führt 
diese Dynamik typischerweise zu einem Ver-
lust von Arbeitsplätzen, es sei denn, unsere 
Volkswirtschaften expandieren insgesamt 
weiter. Anders sähe es aus, wenn man sich 
dafür entscheiden würde, statt der Arbeits-
produktivität die Ressourcenproduktivität 
(z. B. saubere Energieinfrastruktur) stärker 
zu gewichten und gleichzeitig die Beschäf-
tigung in menschenzentrierten, ressour-
cenleichten Sektoren (z. B. «Care»-Arbeit, 
Bildung oder Kunst) auszuweiten: So liesse 
sich gesellschaftlich nützliche bezahlte Ar-
beit breiter und fairer verteilen und gleich-
zeitig die Standardwochenarbeitszeit ins-
gesamt reduzieren. Dies würde mit grosser 
Wahrscheinlichkeit auch die wirtschaftlich 
vorteilhafte Gleichstellung der Geschlechter 
verbessern, da Frauen derzeit den grössten 
Teil der Last unbezahlter Arbeit (z. B. Kin-
derbetreuung) und unfreiwilliger Unterbe-
schäftigung tragen.21

Ökologische Dividende: Weniger arbei-
ten, um unseren Planeten zu schützen. 
Es besteht ein Zusammenhang zwischen 
längeren Arbeitszeiten und höheren Ein-
kommen sowie grösseren, schädlicheren 
ökologischen Fussabdrücken – sowohl beim 
Vergleich von Ländern als auch beim Ver-
gleich von Einzelpersonen innerhalb eines 
Landes.22 Besonders deutlich wird dies am 
Beispiel des Jetsets: Viele der Superreichen 
haben einen ökologischen Fussabdruck, der 
hundert- oder tausendmal grösser ist als der 
eines Durchschnittsmenschen.23 Tatsächlich 

führen Personen, die weniger verdienen, oft 
ein ökologisch nachhaltigeres Leben – auch 
wenn sie sich selbst nicht als besonders um-
weltbewusst einschätzen.24 Sie fliegen weni-
ger,25 fahren weniger Auto, leben in kleine-
ren Wohnungen26 und konsumieren generell 
weniger.27 Und bei einer Arbeitszeitreduk-
tion liesse sich die freigewordene Zeit nut-
zen, um das eigene Konsumverhalten zu 
ändern – etwa, indem Gegenstände (z. B. 
Handys) repariert statt ersetzt, bestimmte 
Konsumgüter (z. B. Haushaltsgeräte) geteilt 
statt allein besessen, oder Mahlzeiten selbst 
gekocht statt fertig gekauft würden.28

Eine kürzere Wochenarbeitszeit für 
die Schweiz
Unsere Gesellschaft ist möglicherweise noch 
nicht so weit, dass sich Keynes’  Vision 
einer Fünfzehnstundenwoche erfüllen lies-
se, aber die Zeit ist reif für einen weiteren 
grösseren Schritt in diese Richtung. Ver-
kürzte Erwerbsarbeitszeiten – z. B. die 
Viertagewoche – wurden in Ländern wie 
Schweden, Deutschland und Neuseeland 
erfolgreich getestet. Frankreich, die Nieder-
lande und Belgien verabschiedeten unlängst 
Gesetze zur Erwerbsarbeitszeitverkürzung. 
Deutschlands grösste Gewerkschaft und 
Europas grösste Industriegewerkschaft, die 
IG  Metall, hat 2018 eine Option für eine 
28-Stunden-Woche ausgehandelt. Ange-
sichts dieser Erfahrungen sowie der Nach-
weise, dass mehr Geld ab einem bestimm-
ten Niveau die Menschen nicht glücklicher, 
sondern ihre Lebensstile umweltschädlicher 
macht, empfiehlt sich, die Standardarbeits-
woche in der Schweiz nach und nach bei-
spielsweise um bis zu einen Tag zu verkür-
zen. Wichtig ist, dass dies mit einer Formel 
für einen Einkommensausgleich kombiniert 
wird (siehe Abbildung 1), der allen Arbeit-
nehmenden trotz reduzierter Erwerbsarbeit 
ein würdiges, zufriedenstellendes Leben si-
chert. Schrittweise politische Massnahmen 
könnten helfen, dieses Ziel zu verwirklichen 
(siehe «Anregungen zur Umsetzung der Er-
kenntnisse» auf der nächsten Seite).
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Abbildung 1. Schweizer Haushaltsdaten zeigen: Besserverdienende – und insbesondere die Reichsten unter 
ihnen – verursachen mehr Treibhausgasemissionen (schwarze Linie), während der Besitz von mehr Geld die 
Menschen ab einem bestimmten Schwellenwert nicht signifikant glücklicher macht (orange Linie). Aufgrund 
dieser empirischen Befunde empfiehlt sich die Einführung eines abgestuften Einkommensausgleichs für 
reduzierte Arbeitszeiten, wobei Personen mit einem Verdienst unterhalb des Medianlohns ihre Arbeitszeit 
ohne Lohneinbusse reduzieren könnten (voller Lohnausgleich), während Personen mit einem Verdienst ober-
halb des Medians weniger Lohn erhielten, wenn sie weniger Stunden arbeiteten (Bader, Hanbury, Neubert, 
Moser 2020).29 Grafik: Christoph Bader

Foto: TJ Blackwell
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Anregungen zur Umsetzung der Erkenntnisse
Günstige Voraussetzungen für kürzere Erwerbsarbeitszeiten schaffen
Unabhängige Initiativen von Einzelpersonen, Gruppen, Arbeitnehmenden und Arbeitge-
benden können aufzeigen, was alles möglich ist, und andere dazu motivieren, ebenfalls 
kürzere Erwerbsarbeitszeiten zu testen.30 Gleichzeitig muss aber auch eine breitere gesell-
schaftliche Diskussion darüber stattfinden, was wir als Gesellschaft punkto Verhältnis von 
Erwerbsarbeitszeit zu verfügbarer Zeit für andere lebenswichtige und bereichernde Aktivi-
täten als «normal» oder wünschenswert erachten. Diese Diskussion sollte eine kritische 
Auseinandersetzung mit arbeitsbezogenen Geschlechterstereotypen beinhalten. Neue, 
fortschrittliche staatliche Massnahmen sollten die Rahmenbedingungen für eine Erwerbs-
arbeitszeitreduktion verbessern – und insbesondere Benachteiligungen aufgrund von 
Teilzeitarbeit beseitigen (z. B. reduzierte Rentenleistungen, geringere Chancen auf berufli-
chen Aufstieg). Und schliesslich braucht es mehr Forschung dazu, wie man Erwerbsarbeits-
zeitreduktionen fördern und unterstützen kann, die gleichermassen das Wohlbefinden 
verbessern und umweltfreundliches Verhalten begünstigen.

Rahmenbedingungen fördern, die es den Menschen ermöglichen, weniger zu 
arbeiten
Die Umstellung auf eine kürzere Standardarbeitswoche wird wahrscheinlich schrittweise 
Veränderungen erfordern.31 Zu diesem Zweck müssen die damit verbundenen Rahmen-
bedingungen gestärkt und erweitert werden:

•  Teilzeitorientierte Strukturen implementieren, beispielsweise flache Hierarchien, Rechte 
auf Teilzeitarbeit und/oder Jobsharing – auch in Führungspositionen – und flexible 
Arbeitsmodelle zugunsten der Mitarbeitenden. Eine Anpassung des Steuersystems hin 
zu einer Individualbesteuerung könnte Hemmnisse für Teilzeitarbeit beseitigen.32

•  Einen variablen «Lebensverlaufs-Ansatz» mit individuellen Zeitrechten einführen, mit 
denen die Menschen ihre Arbeitsstunden pro Woche und Arbeitstage pro Jahr – sowie 
Karrierepausen und das Renteneintrittsalter – nach ihren Lebensbedürfnissen und 
-wünschen flexibel anpassen können.33 Innerhalb dieses Ansatzes sollte der bezahlte 
Eltern- und Pflegeurlaub ausgeweitet werden – zum Beispiel in Anlehnung an Schwe-
dens 16-monatiges Elternurlaubsgesetz oder die Regelung der Niederlande, wonach 
Arbeitnehmenden mindestens 70 Prozent ihres üblichen Gehalts erhalten, wenn sie 
eine Auszeit nehmen, um kranke Familienmitglieder zu pflegen.

•  Die Option anbieten, weniger zu arbeiten, statt mehr Lohn zu erhalten, wie dies bereits 
in verschiedenen Industriezweigen in Deutschland und Österreich möglich ist.34

•  Die Möglichkeiten erweitern, Auszeiten zu nehmen für sozial und ökologisch relevante 
Tätigkeiten, wie etwa in der Schweiz, wo Menschen unter 30 einen einwöchigen 
(unbezahlten) Urlaub nehmen können, um sich in der Jugendarbeit zu engagieren.

Eine kürzere Wochenarbeitszeit für alle anstreben – mit Garantien für Arbeit und 
ein existenzsicherndes Einkommen
Der öffentliche Sektor könnte als Vorreiter für kürzere Wochenarbeitszeiten fungieren. Ein 
auftragsorientierter, explorativer Ansatz würde es ermöglichen, die Bedingungen (z. B. das 
Einkommensniveau) zu ermitteln, unter denen die Vorteile von weniger Erwerbsarbeit 
mögliche Nachteile (z. B. Rebound-Effekte) überwiegen. Entsprechende Ansätze sollten in 
einen Rahmen eingebettet sein, der einen abgestuften Einkommensausgleich für reduzier-
te Erwerbsarbeitszeiten vorsieht, um ein würdiges, zufriedenstellendes Leben für alle 
innerhalb der ökologischen Grenzen zu gewährleisten. Bemerkenswert: Erste Analysen 
deuten darauf hin, dass sich Massnahmen zur Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit letztlich 
durch die Reduktion gesundheitlicher und sozialer Kosten infolge von Überarbeitung 
selbst finanzieren könnten.35
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Für Entscheidungsträger*innen – Das Wichtigste in Kürze

Für Entscheidungsträger*innen – Das Wichtigste in Kürze

Einleitung

Unser ungebremster Bedarf an Rohstoffen und Energie, eine steigende soziale Ungleichheit, eine sich ver-
selbstständigende Finanzwirtschaft sowie die zunehmende Beschleunigung in unserem Alltag bringen un-
sere Gesellschaft an den Rand von Belastbarkeitsgrenzen: ökologische, soziale und wirtschaftliche. Auch 
wenn sich beim Erscheinen dieses Working Papers die öffentliche Aufmerksamkeit hauptsächlich auf die 
sozialen und ökonomischen Auswirkungen der Corona-Pandemie richtet, darf nicht vergessen werden, dass 
diese vielfältigen Krisenphänomene sich bereits seit längerem ankündigten und miteinander in Zusammen-
hang stehen. Die Bewältigung dieser multidimensionalen Probleme erfordert einen grundlegenden Wandel 
unseres Wirtschafts- und Gesellschaftssystems.

Wir Autor*innen dieses Berichts sind überzeugt, dass eine Neugestaltung der Arbeitswelt sowie eine Neu-
gewichtung von Erwerbsarbeit zentrale Bestandteile einer solchen sozial-ökologischen Transformation sind. 
Bisherige Bemühungen, den ökologischen Folgen unseres Wirtschaftens zu begegnen, setzten insbesonde-
re auf isolierte technische Lösungen der Effizienzsteigerung und den Ausbau erneuerbarer Energien. Diese 
Bemühungen werden jedoch nicht ausreichen, um adäquate Lösungen im Hinblick auf die Mehrdimensi-
onalität der aktuellen Krisen zu finden. Vielmehr ist eine suffizienz-orientierte Transformation notwendig. 
Dies bedeutet nicht nur eine relative Verringerung, sondern eine absolute Entkopplung unseres materiellen 
Wohlstands vom Verbrauch natürlicher Ressourcen, indem der Ressourcenverbrauch gesamthaft gesenkt 
wird und neue, immaterielle Auffassungen von Wohlstand hervorgehoben werden.

Dabei wird die Rolle der Erwerbsarbeit aktuell auf verschiedene Weise diskutiert. Einerseits wird Erwerbsar-
beit als Problemtreiberin identifiziert und die daraus entstehenden Probleme analysiert. Andererseits wird 
insbesondere die Reduktion von Erwerbsarbeitszeit als möglicher Lösungsweg von verschiedenen Autor*in-
nen aufgegriffen und untersucht. Wir nehmen diese Debatte auf und streben in diesem Bericht an, mög-
liche Implikationen daraus für die Schweiz abzuleiten. Wir wurden dabei von der Frage geleitet, inwiefern 
eine Erwerbsarbeitszeitreduktion für die Schweiz einen Beitrag zu einer suffizienz-orientierten Transfor-
mationsstrategie im Sinne einer Nachhaltigen Entwicklung darstellen könnte. Wir untersuchten dazu, ba-
sierend auf einer umfassenden Literaturrecherche, in einem ersten Schritt die aus unserer Sicht zentralen 
Herausforderungen und Trends der Erwerbsarbeitssituation in der Schweiz (Kapitel 2). In einem zweiten 
Schritt stellen wir den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Debatte zu möglichen Vorteilen verkürzter 
Erwerbsarbeitszeiten aus ökologischer, sozialer und ökonomischer Perspektive dar (Kapitel 3). Darauf ba-
sierend formulieren wir Vorschläge, wie eine mögliche sozial-ökologische Arbeitszeitpolitik für die Schweiz 
aussehen könnte (Kapitel 4).

Erwerbsarbeit in der Schweiz – aktuelle Herausforderungen

Folgende Merkmale der aktuellen Situation sowie möglicher Trends sind aus unserer Sicht in Hinblick auf 
eine sozial-ökologische Transformation besonders relevant:

Ungleichverteilung der bezahlten und unbezahlten Arbeit zwischen den Geschlechtern: Die Schweiz 
verfügt mit knapp 42 Stunden wöchentlicher Normalarbeitszeit über eine der höchsten in Europa. Auch 
der Anteil von 35% Teilzeitarbeitenden ist eine der höchsten Quoten in Europa. Gleichzeitig zeigt sich 
jedoch auch eine Spitzenreiterposition der Schweiz in der äusserst starken Ungleichverteilung von Vollzeit 
und Teilzeitarbeit sowie bezahlter und unbezahlter Arbeit zwischen Frauen und Männern: Frauen arbeiten 
mehrheitlich Teilzeit und leisten den Hauptteil der unbezahlten Sorgearbeit (Haushalt, Betreuung). Diese 
Diskrepanz widerspiegelt sich nicht nur in geringerer Wertschätzung, sondern auch in niedrigerer sozialer 
Absicherung. Die Schweiz ist von einer sogenannten Geschlechtergerechtigkeit bei der Verteilung von Ar-
beit noch weit entfernt.

Eine sich verändernde Einstellung zu Erwerbsarbeit: Gerade bei jüngeren Arbeitnehmenden gewinnen 
das eigene Wohlbefinden, die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und die Sinnhaftigkeit der eigenen 
Tätigkeit an Bedeutung, was sich im zunehmenden Bedürfnis nach Flexibilität und Autonomie in der Er-
werbsarbeitszeitgestaltung, wie auch im Wunsch nach Teilzeitarbeit manifestiert. 
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Neue Arbeitszeitmodelle – Zwischen Flexibilisierung und Autonomieverlust

Auf der Seite des Erwerbsarbeitsangebots zeigen die Trends in die Richtung einer Flexibilisierung. Jedoch 
muss hier differenziert werden, ob die verschiedenen Formen der Flexibilisierung der Erwerbsarbeit (wie Ein-
teilung der Arbeitszeit, Arbeitsvolumen, Gestaltungsfreiheit vs. Verantwortung, Arbeitsort) eher zu Gunsten 
der Arbeitgebenden, oder der Arbeitnehmenden gestaltet werden. Gehen Sie eher von den Bedürfnissen der 
Arbeitgebenden aus, können Sie die finanzielle Sicherheit der Arbeitnehmenden negativ beeinträchtigen und 
zu Stress führen. Aber auch Formen der Flexibilisierung, die von den Arbeitnehmenden bestimmt werden, 
können problematisch sein. Die Verantwortungsübertragung auf die Arbeitnehmenden kann zur Aufhebung 
der Grenzen zwischen Erwerbsarbeit und Privatleben beitragen und führt oftmals zu Überstunden.

Eine sinkende Lohnquote: Die Lohnquote, das heisst der Anteil des Volkseinkommens, welcher via Löhne, 
Renten und Sozialleistungen an die Arbeitnehmenden gezahlt wird, sinkt in der Schweiz seit mehreren Jahren. 
Es erfolgt also eine stetige Verschiebung der Arbeitsproduktionsgewinne von den Arbeitnehmenden hin zu 
den Unternehmens- und Vermögenseigner*innen in Form von erhöhtem Kapitaleinkommen. Eine sinkende 
Lohnquote muss also als Hinweis auf eine sich verschärfende Einkommens- und Vermögensungleichheit ge-
wertet werden. In Bezug auf die Existenzsicherung der Arbeitnehmenden ist dies von zentraler Bedeutung. Bei 
Forderungen nach einer Reduktion der Erwerbsarbeitszeit muss die Entwicklung der Lohnquote und damit die 
Verteilung der Arbeitsproduktivitätsgewinne daher zwingend mitberücksichtigt werden.

Die Abhängigkeit der Sozialsysteme von Erwerbsarbeit: Zahlen der Eidgenössischen Steuerverwaltung 
(ESTV) zeigen, dass rund die Hälfte des Steueraufkommens der öffentlichen Hand auf der Besteuerung von 
Arbeit basiert, entweder direkt (Einkommenssteuern), oder indirekt (Lohnbeiträge an die Sozialversicherun-
gen). Eine absolute Reduktion der Erwerbsarbeitszeit hätte bei der jetzigen Ausgestaltung der Finanzierung 
der Sozialsysteme also negative Auswirkungen auf deren Sicherheit. Eine soziale-ökologische Transforma-
tion der Erwerbsarbeit muss daher auch zu einer zumindest teilweisen Entkopplung der Erwerbsarbeit von 
der Existenzsicherung, im Sinne der Abhängigkeit von den Sozialsystemen, führen.

Abbildung 1: Wirkungsmechanismen einer Erwerbsarbeitszeitreduktion und mögliche Effekte  

(Quelle: Eigene Darstellung)
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Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie – drei Perspektiven

Die Debatte um die Erwerbsarbeitszeitreduktion unter Akteur*innen der Transformations- und Nachhaltig-
keitswissenschaften erfolgt vielfach aus drei verschiedenen Perspektiven, nämlich in Bezug auf deren öko-
logischen, sozialen und ökonomischen Beitrag. Im Zusammenspiel dieser drei Argumentationsstränge wird 
meist von einer «dreifachen Dividende» gesprochen, also möglichen positiven Effekten sowohl für Umwelt, 
Gesellschaft und Wirtschaft. Veränderungen in diesen drei Bereichen haben ihren Ursprung in Veränderun-
gen auf der individuellen Ebene der Arbeitnehmenden und Konsument*innen. Auf dieser individuellen Ebe-
ne sind aus unserer Sicht zwei mögliche Effekte einer Erwerbsarbeitszeitreduktion zentral: Einerseits kann 
eine Veränderung der Einkommenssituation der Arbeitnehmenden erwartet werden (Einkommenseffekt), 
andererseits verändert sich für sie die Verfügbarkeit von Zeit (Zeiteffekt). Wir starten unsere Betrachtung 
deshalb mit Annahmen über Veränderungen auf der individuellen Erlebens- und Verhaltensebene aufgrund 
einer veränderten Erwerbseinkommenssituation (Einkommenseffekt) und einer veränderten Verfügbarkeit 
von Zeit (vgl. Abbildung 1).

Reduktion des ökologischen Fussabdrucks (ökologische Dividende): Verschiedene Forschungsgrup-
pen haben Studien vorgelegt, welche zeigen, dass Volkswirtschaften mit geringeren Erwerbsarbeitszeiten 
auch tiefere ökologische Belastungen aufweisen. Eine verkürzte Regelarbeitszeit verringert gemäss diesen 
Studien den Stoffdurchfluss der wirtschaftlichen Aktivitäten und damit deren ökologischen Auswirkungen. 
Relevant für eine Reduktion des ökologischen Fussabdrucks ist jedoch nicht nur die absolute Erwerbsar-
beitszeit, sondern vielmehr das Zusammenspiel des Arbeitszeit- und Einkommensniveaus, sowie die Art 
und Weise, wie Menschen die freiwerdende, nicht durch Erwerbsarbeit gebundene Zeit, nutzen. So zeigen 
Studien, welche die Umweltbelastung individueller Lebensstile in Zusammenhang mit Einkommen und Zeit-
nutzung untersucht haben, einerseits, dass Menschen mit tieferem Einkommen auch einen kleineren kon-
sumbedingten ökologischen Fussabdruck aufweisen. Andererseits kann mehr Zeit, die nicht für Erwerbsar-
beit aufgewendet wird, dazu führen, dass darin ressourcenintensivere Aktivitäten ausgeführt werden und 
somit zumindest ein Teil des positiven Einkommenseffekts kompensiert wird. Ein ökologischer Effekt auf der 
individuellen Ebene wird sich vor allem dann einstellen, wenn die freiwerdende Zeit für ressourcen-leichte 
Aktivitäten (soziale Beziehungen, Weiterbildung, freiwilliges Engagement) und nicht für ressourcenintensive 
Freizeitaktivitäten genutzt wird.

Erhöhung der Lebensqualität (soziale Dividende): Auch verstärkt hinterfragt wurde in letzter Zeit, in 
welchem Ausmass Erwerbsarbeit und das damit verbundene Einkommen wirklich die Hauptquelle individu-
ellen Wohlbefindens und damit subjektiv empfundener Lebensqualität ist. Studien zeigen, dass ab einem 
bestimmten Einkommensniveau zusätzliches Einkommen nur bedingt zu einer Steigerung des individuel-
len Wohlbefindens führt. Es kann davon ausgegangen werden, dass eine leichte Einkommenseinbusse bei 
mittleren und oberen Lohnklassen durch eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit kaum zu Zufriedenheits-
einbussen führen würde, solange eine grundlegende Bedürfnisbefriedigung gewährleistet ist. Arbeitslo-
sigkeit, wie auch sehr lange Arbeitszeiten können einen negativen Einfluss auf das Wohlbefinden und die 
Gesundheit der Betroffenen haben. Jenseits dieser beiden Extreme finden Studien jedoch keinen unmittel-
baren Einfluss der Höhe der Erwerbsarbeitszeit auf die Zufriedenheit. Wichtiger sind hier Faktoren wie die 
Selbstbestimmung über Höhe und Ausgestaltung der Arbeitspensen durch die Arbeitnehmenden, um eine 
bessere Übereinstimmung von Beruf und Privatleben herzustellen. Die würde zudem eine ausgeglichenere 
Verteilung der Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit zwischen den Geschlechtern ermöglichen. Nicht zuletzt ist 
für das Wohlbefinden zentral, für welche Aktivitäten die Zeit jenseits der Erwerbsarbeit genutzt wird. Ins-
besondere das Pflegen romantischer und sozialer Beziehungen, Entspannung und aktive Freizeitgestaltung 
sind hier zentral. Zeit, welche für den Arbeitsweg aufgewendet werden muss, ist der Zufriedenheit hinge-
gen abträglich. Hier besteht somit eine Wechselwirkung mit der ökologischen Dividende. Während viele 
zufriedenheitsstiftende Aktivitäten gleichzeitig auch eine geringe ökologische Intensität aufweisen können, 
ist Pendeln ein Beispiel für eine Aktivität, welche weder der Umwelt noch dem Wohlbefinden zuträglich ist.

Abschwächung des Wachstumsdrucks (ökonomische Dividende): Auch wenn das Ausbleiben von 
Wachstum aus einer ökologischen Perspektive als positiv bewertet werden kann, stellt es für unser aktuelles 
Wirtschaftssystem, welches strukturell auf ein ständiges Wachstum ausgerichtet ist, ein Problem dar. Unab-
hängig von der ökologischen Frage zeigen die letzten Jahre, dass zumindest in den westlichen Ländern nicht 
mehr mit hohen Wachstumsraten zu rechnen ist und sich die Ära des Wachstums daher dem Ende zuneigen 
könnte. Das Ausbleiben von Wachstum ist aus heutiger Sicht insbesondere problematisch, da aktuell und 
zukünftig bei gleichzeitig stetiger Steigerung der Arbeitsproduktivität aufgrund technologischer Weiterent-
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wicklung Arbeitsplätze überflüssig werden. Diese werden durch eine stetige Nachfragesteigerung – d.h. 
Wachstum – erhalten, oder aber durch eine zunehmende staatliche und private Verschuldung. Eine Abkehr 
von der Wachstumsorientierung und damit einhergehend der Vollbeschäftigung hätte ihrerseits Implikatio-
nen für die Finanzierung der Sozialsysteme in ihrer aktuellen Form, wie wir bereits weiter oben dargestellt 
haben. Vor diesem Hintergrund argumentieren verschiedene Autor*innen, dass eine Erwerbsarbeitszeit-
verkürzung einen möglichen Beitrag zur Lösung des drohenden Anstiegs der Arbeitslosigkeit aufgrund 
ausbleibender Wachstumsraten darstellen könnte. Denn eine solche würde eine bessere Verteilung der ver-
bleibenden Arbeit in der Gesellschaft ermöglichen und somit nicht zuletzt den Druck auf die ökologischen 
Ressourcen verringern. Simulationsmodelle mit kürzeren Arbeitszeiten und strukturellen Anpassungen der 
Wirtschaft zeigen, dass bei einer Kombination von Treibhausgasreduktionsmassnahmen mit einer Erwerbs-
arbeitszeitreduktion eine Volkswirtschaft selbst bei tiefem Wirtschaftswachstum funktionieren kann und 
zugleich innerhalb der planetaren Grenzen verbleibt. In Kombination mit einer aufgrund der Klimaziele 
notwendigen drastischen Abkehr von fossilen Energieträgern und einer veränderten Besteuerung von Ar-
beit könnte sich Erwerbsarbeit wieder vermehrt in sogenannte arbeitsintensive jedoch ressourcenleichte 
Sektoren verlagern, wie die «Service- und Careökonomie», Bildung, Handwerk, biologische Landwirtschaft 
oder Kultur.

Ansatzpunkte für eine sozial-ökologische Arbeitszeitpolitik in der Schweiz

Es bleibt die Frage, wie wir als Gesellschaft eine derartige Transformation gestalten könnten. Wir skizzieren 
im Folgenden mögliche Ansatzpunkte für eine sozial-ökologische Arbeitspolitik der Schweiz, welche die 
dreifache Dividende einer Erwerbsarbeitszeitreduktion nutzen könnte:

Kurze Vollzeit für Alle mit abgestuftem Lohnausgleich als Leitbild: Die postulierten positiven Effek-
te einer Erwerbsarbeitszeitverkürzung basieren grossmehrheitlich auf der Annahme, dass diese Reduktion 
in Form einer generellen Verkürzung der Regelarbeitszeit für alle umgesetzt wird. Denn nur so könnten 
sich die dreifachen positiven Effekte nicht nur auf individueller, sondern auch auf gesellschaftlicher Ebene 
vollumfänglich auswirken. Die Forderung nach einer solchen kurzen Vollzeit für alle ist nicht neu, hat aber 
beispielsweise durch die Umsetzung der IG Metall im Jahr 2019 in Deutschland neuen Aufwind erhalten. 
Eine breitere Umsetzung in weiteren Branchen scheiterte bisher jedoch zumeist an unterschiedlichen Vor-
stellungen darüber, wie eine solche finanziert werden könnte. 

Wir Autor*innen möchten hier den Kompromiss einer Erwerbsarbeitszeitreduktion mit abgestuftem Lohn-
ausgleich vorschlagen. Gemäss unseren Analysen nimmt ab dem Medianeinkommen11 die Zufriedenheit mit 
zusätzlichem Einkommen nicht weiter zu. Gleichzeitig steigt ab dem Medianeinkommen der ökologische 
Fussabdruck markant an. Basierend auf diesen Erkenntnissen argumentieren wir für eine Arbeitszeitverkür-
zung mit abgestuftem Lohnausgleich (vgl. Abbildung 2). Arbeitnehmende, die jetzt Vollzeit arbeiten und 
dabei weniger als den Medianlohn verdienen, könnten einen vollen Lohnausgleich bei geringerer Arbeitszeit 
erhalten. Sie hätten so zwar das gleiche Einkommen wie zuvor, gleichzeitig jedoch mehr Zeit zur Verfügung, 
die sie für zeitintensive aber ressourcenleichte Tätigkeiten einsetzen könnten. Arbeitnehmende, deren Ein-
kommen leicht über dem Medianlohn liegt, erhielten einen abgestuften Lohnausgleich, während diejeni-
gen mit den höchsten Einkommen keinen Lohnausgleich erhielten. Auch letztere hätten somit mehr Zeit, 
gleichzeitig jedoch weniger Geld zur Verfügung, was die ökologischen Kosten ihres Lebensstils beschrän-
ken könnte. Ein mögliches Instrument zur Umsetzung und Finanzierung eines abgestuften Lohnausgleichs 
wäre eine negative Einkommenssteuer, bei welcher Haushalte mit tiefem Einkommen eine Transferzahlung 
erhielten (negative Steuer). Mit steigendem Einkommen nehmen die Transferleistungen bis zu einem zu 
bestimmenden Schwellenwert ab. Wer darüber liegt, muss Einkommenssteuern zahlen. Dies funktioniert 
allerdings nur, wenn genügend bezahlte und existenzsichernde Arbeitsstellen verfügbar sind.

1 Das Medianeinkommen bezeichnet das Einkommen, bei welchem es genauso viele Menschen mit einem höheren wie mit einem niedrigeren 

Einkommen gibt. Würde die Bevölkerung nach der Höhe ihres Einkommens sortiert und dann zwei gleich grosse Gruppen gebildet, würde die 

Person, die genau in der Mitte dieser Verteilung steht das Medianeinkommen beziehen.
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Abbildung 1: Partieller Lohnausgleich (Quelle: Eigene Darstellung basierend 

aus Daten aus Bruderer Enzler & Diekmann, 2019, sowie SHP, 2020)

Unterstützende Massnahmen auf dem Weg zu einer kurzen Vollzeit: Wir Autor*innen sehen eine kurze 
Vollzeit, das heisst eine generelle Reduktion der Erwerbsarbeitszeit für alle, als langfristig sinnvolles Ziel ei-
ner sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik. Für deren Umsetzung werden gesetzliche und gewerkschaftliche 
Regelungen unumgänglich sein, da heute die einzelnen Arbeitnehmenden den Arbeitgeber*innen in ihrer 
Verhandlungsmacht strukturell unterlegen sind. Der Weg hin zu einer kurzen Vollzeit muss gut vorbereitet 
werden und alle beteiligten Akteure einbeziehen. Verschiedene Massnahmen, welche wir im Folgenden 
skizzieren, könnten die aktuell vorherrschenden Arbeitszeitregimes in eine solche Richtung umgestalten 
und die Bereitschaft für eine kurze Vollzeit erhöhen:

 • Elternzeit: Der Ausbau des aktuellen Mutterschaftsurlaubs zu einer längeren Elternzeit in Anlehnung 
an Modelle, wie sie die skandinavischen Länder kennen, stellt eine Form einer bedingungsvollen, be-
fristeten Erwerbsarbeitszeitreduktion bei anteiligem Lohnausgleich dar. Vor dem Hintergrund der Ge-
schlechtergerechtigkeit empfiehlt sich eine gleichwertige Verteilung auf beide Elternteile.

 • Freistellung für Ehrenamt: Eine andere Variante einer bedingungsvollen Erwerbsarbeitszeitreduktion 
stellt die Weiterentwicklung von unbezahlten Urlaubstagen, Volunteer-Programmen und Sabbaticals 
dar, welche an einen bestimmten gemeinwohlorientierten Zweck gekoppelt sind (in Anlehnung an die 
bereits bestehenden J+S Jugendurlaube). Die Zweckgebundenheit würde die Wahrscheinlichkeit verrin-
gern, dass freiwerdende Zeit für unökologische Konsum- und Freizeitaktivitäten genutzt wird. Gemein-
wohlorientierte Aktivitäten bergen zudem ein grosses zufriedenheitsstiftendes Potential.

 • Fokus auf Win-Win Situationen: Mit Win-Win Situationen bezeichnen wir Ansätze, welche sowohl 
dem persönlichen Wohlbefinden als auch der Umwelt dienen. Hier drängen sich insbesondere Mass-
nahmen der Reduktion der Zeit für Arbeitswege auf, welche meist der Umwelt und dem Wohlbefinden 
abträglich sind. D.h., Teilzeitregime sollten insbesondere auch zu weniger Arbeitswegen führen. Ähn-
liche positive Effekte sind von einer Flexibilität zugunsten der Arbeitnehmenden zu erwarten, so dass 
Arbeitnehmende berufliche und private Anforderungen besser vereinen und koordinieren können.

 • Lebensqualität und Zeitwohlstand als leitende Indikatoren: Verschiedene Länder verwenden be-
reits Wohlstandsindizes, welche nicht mehr den rein materiellen Wohlstand, wie er durch das Bruttoin-
landprodukt BIP gemessen wird, sondern immaterielle Aspekte der Lebensqualität in den Vordergrund 
rücken. Ansätze wie in Bhutan und Ecuador verwendet2, berücksichtigen explizit auch die Verfügbarkeit 
von Zeit. Die Einführung der Betrachtung von Zeitpraktiken, also des alltäglichen Umgangs mit der Zeit, 
in einen Wohlstandsindex kann die Stellung von Teilzeitarbeit in einer Gesellschaft neu beleuchten und 
den Diskurs über die Bewertung verschiedener Formen von Arbeit befruchten.

2 Bhutan misst seinen Wohlstand anhand von 33 Indikatoren als sogenanntes „Bruttonationalglück“ (http://www.grossnationalhappiness.com/). Ecua-
dor hat, ebenso wie Bolivien, das „Gute Leben“ als Staatsziel in die Verfassung aufgenommen (Wikipedia: „Buen Vivir“).
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 • Sozialversicherungen und Steuersystem: Auch wenn durch eine kurze Vollzeit Arbeit gerechter in 
der Gesellschaft verteilt werden kann und somit theoretisch mehr Personen am Arbeitsmarkt teilneh-
men, muss davon ausgegangen werden, dass das Gesamtarbeitsvolumen sinkt und damit die Besteue-
rung von Arbeit weniger Steuereinnahmen für den öffentlichen Sektor erbringt. Ein zukünftiges Steuer-
system sollte sich deshalb weg von der Besteuerung von Arbeit hin zu der von Kapital und Ressourcen 
orientieren. Insbesondere treibhausgasemissionsintensive Luxusgüter und Dienstleitungen sowie bspw. 
Nitrateinträge müssten höher besteuert werden, um so den Ausfall bei der Besteuerung von Arbeit zu 
kompensieren. Dadurch würden nicht zuletzt arbeitsintensive aber ressourcenleichte Tätigkeiten (bspw. 
biologische Landwirtschaft und Reparaturarbeiten) konkurrenzfähiger.

 • Reale Utopien: Innovative Unternehmen, Organisationen und Branchen experimentieren bereits heute 
mit zukunftsfähigen Arbeitszeitmodellen. Mit dem Experiment von 6-Stunden Tagen im städtischen 
Altersheim in Göteborg oder der kollektivvertraglich vereinbarten Freizeitoption in verschiedenen Bran-
chen in Österreich seien hier nur zwei erwähnt. Aus unserer Sicht sind solche Versuche zentral auf dem 
Weg zu einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik. Ihr Potential kann dann optimal genutzt werden, 
wenn die Erfahrungen evaluiert, reflektiert und zur Verfügung gestellt werden, so dass andere die Ideen 
aufgreifen und auf ihre Bedürfnisse angepasst adaptieren können.

Schlussfolgerungen

Angesichts der erwähnten zunehmenden ökologischen, sozialen und ökonomischen Probleme erscheint 
es immer wahrscheinlicher, dass eine Reduktion der gesamtgesellschaftlichen und individuellen Erwerbsar-
beitszeit nicht nur einen optionalen, sondern einen notwendigen Teil einer suffizienz-orientierten Transfor-
mationsstrategie hin zu einer Nachhaltigen Entwicklung darstellen wird. Die Argumente bezüglich mögli-
cher positiver Effekte einer Erwerbsarbeitszeitreduktion, wie bspw. die Verringerung der Umweltbelastung, 
die Steigerung des Wohlbefindens, die gleichmässigere Verteilung der Arbeit zwischen den Geschlechtern 
sowie die Reduzierung des Wachstumsdruckes in der Wirtschaft, liegen vor. Doch während diese positiven 
Effekte immer besser empirisch belegt werden, besteht ein Forschungs- und Erfahrungsbedarf, wie diese 
Effekte mittels gesamtgesellschaftlicher Massnahmen umgesetzt werden können. Verschiedenste Formen 
der Umsetzung einer Erwerbsarbeitszeitreduktion sind denkbar, und in vielen gesellschaftlichen Bereichen 
würde damit Neuland betreten werden. Vor allem hinsichtlich des Zusammenspiels der angenommenen 
positiven Effekte besteht Erkenntnis- und Erfahrungsbedarf, um Trade-Offs zwischen den angenommenen 
positiven Effekten abzuschwächen oder einen konstruktiven Umgang zu finden (siehe Abbildung 3).

Abbildung 1: Gestaltungsrahmen einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik im Spannungsfeld  

ökologischer, sozialer und ökonomischer Ziele (Quelle: Eigene Darstellung)

So müssen die Sozialverträglichkeit einerseits und die Reichweite des ökologischen Effekts einer Erwerbs-
arbeitszeitreduktion andererseits aufeinander abgestimmt werden, damit der eine positive Effekt nicht auf 
Kosten des anderen geht. Die oben aufgelisteten begleitenden Massnahmen einer Erwerbsarbeitszeitreduk-
tion sind vor diesem Hintergrund essenziell, um zu gewährleisten, dass ein solches Unterfangen sowohl öko-
logisch, sozial, als auch ökonomisch positive Wirkungen entfaltet. Ob eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit 
tatsächlich den erwünschten Effekt erzielt und gesellschaftlich akzeptiert wird, hängt also massgeblich von 
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der konkreten Ausgestaltung ab. Die Erkenntnis, welche Umsetzungsformen die Richtigen sind, bedingt je-
doch nicht nur einen wissenschaftlichen, sondern vor allem einen gesellschaftlichen Aushandlungsprozess.

Bei aller Tragik verdeutlicht die gegenwärtige Corona Pandemie aber auch in eindrücklicher Weise, dass wir 
als Gesellschaft die Fähigkeit besitzen, in umfassender Weise auf Krisen zu reagieren und radikale Verän-
derungen in kurzer Zeit umzusetzen. Die Corona Krise könnte ein Gelegenheitsfenster für eine tiefgehende 
sozial-ökologische Transformation unseres Wirtschafts- und Gesellschaftssystems bieten. Wir hoffen mit 
dem vorliegenden Arbeitspapier, einen Beitrag zur Debatte eines Alternativentwurfs einer funktionierenden 
Wirtschaft in einer gerechten und klimaneutralen zu leisten.



13

 Weniger Arbeiten als zentraler Bestandteil einer  sozial-ökologischen Transformation

1  Weniger Arbeiten als zentraler Bestandteil einer 
 sozial-ökologischen Transformation

Unser aktuelles Wirtschafts- und Gesellschaftssystem steht vor der grossen Herausforderung eines tief-
greifenden und grundlegenden Wandels. Auch wenn sich aktuell die öffentliche Aufmerksamkeit auf die 
sozialen und ökonomischen Auswirkungen der Corona-Pandemie richtet, darf nicht vergessen gehen, dass 
sich bereits zuvor vielfältige Krisenphänomene ankündigten– insbesondere das Überschreiten der ökologi-
schen Grenzen der Tragfähigkeit des Planeten (u.a. Rockström 2009; Steffen 2018), die steigende Ungleich-
heit (Wilkinson and Pickett 2010; Atkinson 2015; Hickel 2017), die sich verselbständigte Finanzwirtschaft 
(Deutschmann 2008; Jackson 2017) sowie das zunehmend beobachtbare Überschreiten von psychischen 
Grenzen, u.a. durch die Beschleunigung der individuellen Lebenswelt (Rosa 2016), um nur die Wichtigsten 
zu nennen. Beim Übergang von der vorindustriellen Gesellschaft zur Industriegesellschaft hat sich die Rolle 
und Bedeutung der Arbeit grundlegend verändert. Wir Autor*innen sind davon überzeugt, dass auch im 
Übergang von der heutigen nicht-nachhaltigen in eine nachhaltige Gesellschaft eine Neugestaltung der 
Arbeitswelt und Neugewichtung der Erwerbsarbeit nötig sein wird (Seidl and Zahrnt 2019). Arbeit ist in 
verschiedenen Hinsichten zentraler Bestandteil menschlichen Lebens. Ein zukünftiges Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystem muss auf der Anerkennung dieser Vielfalt relevanter Funktionen von Arbeit sowie einer 
besser ausbalancierten Gewichtung von bezahlter und unbezahlter Arbeit aufbauen. 

Heutzutage wird der Begriff Arbeit üblicherweise immer noch mit bezahlter Erwerbstätigkeit in einem Nor-
malarbeitsverhältnis mit sozialer Absicherung assoziiert. Dieses Verständnis entstand im Übergang von der 
vorindustriellen häuslichen Familienwirtschaft zur arbeitsteiligen Industriegesellschaft im 19. Jahrhundert, 
in der fortan nur ausserhäusliche bezahlte (meist männliche) Arbeit als solche galt (Komlosy 2019). Als Folge 
wurden andere (meist weiblich ausgeübte) Tätigkeiten wie Eigenarbeit und Sorgetätigkeiten entwertet. Die 
heutige zentrale Rolle von Erwerbsarbeit beruht auf vier Funktionen: (1) Erwerbsarbeit sichert das individu-
elle Einkommen, (2) sie verleiht soziale Anerkennung, (3) bildet eine wesentliche Anspruchsgrundlage für 
Sozialversicherungssysteme und (4) die gleichberechtigte Einbeziehung der Menschen in das Gemeinwesen 
ist an sie gebunden (Senghass-Knobloch 1998: 11ff.). Inwiefern diese vier Funktionen durch die heutigen 
Formen bezahlter Erwerbstätigkeit noch sinnvoll erfüllt werden, lässt sich streiten. So plädieren verschiede-
ne Autor*innen dafür, die Beziehung zwischen Arbeit und Privatleben neu zu denken und zu gestalten. Ju-
liet Schor (2016) schlägt beispielsweise einen neuen Rhythmus zwischen Arbeit, Konsum und Alltagsleben 
vor und plädiert für maximal vier Tage Erwerbsarbeit. Frigga Haug (2011) macht sich für eine «Vier-in-Ei-
nem»-Perspektive stark und fordert Gerechtigkeit bei der Verteilung von Erwerbsarbeit, Familienarbeit, 
Gemeinwesensarbeit und Entwicklungschancen. Dabei argumentiert Haug, dass wir nicht zu wenig Arbeit 
haben, sondern darin geradezu ersticken. Die meisten notwendigen Tätigkeiten der Gesellschaft würden 
nicht oder nur zu wenig wahrgenommen, da sie keinen Profit brächten.

Um unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem in einen nachhaltigen “safe and just space» für alle zu len-
ken (Raworth, 2017, S.11), werden international wie auch national verschiedene Lösungswege diskutiert, 
wobei das Hauptaugenmerk bisher mehrheitlich auf Effizienz- und Konsistenzstrategien lag. Effizienz be-
schreibt eine ergiebigere Nutzung von Materie und Energie beispielsweise durch verbesserte Technologie, 
durch Organisation oder durch Wiederverwendung. Konsistenz richtet sich aktuell auf naturverträgliche 
Technologien, die die Stoffe und die Leistungen der Ökosysteme nutzen, ohne sie zu zerstören beispielswei-
se durch eine nachhaltige Nutzung erneuerbarer Ressourcen sowie geschlossene Ressourcenkreisläufe. Im-
mer mehr kritische Stimmen bezweifeln jedoch, dass diese beiden Strategien ausreichen werden, um unser 
Konsumieren und Wirtschaften in nachhaltige Bahnen zu lenken. Nicht zuletzt verhindern Rebound-Effekte, 
dass das Einsparpotenzial technischer Effizienzsteigerungen vollständig erreicht wird. So gibt es inzwischen 
fast alle Haushaltsgeräte in energiesparenden A+++-Varianten. Unsere Forschung hat jedoch gezeigt, dass 
jene Haushalte, die Energiespargeräte besitzen, über eine höhere Anzahl Haushaltsgeräte verfügen und da-
mit das Einsparpotenzial der energiesparenden Geräte durch den Mehrkonsum verpufft (Moser and Klein-
hückelkotten 2018).

Zudem ist es aufgrund des strukturellen Wachstumszwangs unserer aktuellen Gesellschaft (Binswanger 
2019) fragwürdig, ob wir es jemals schaffen, mit Effizienz- und Konsistenzstrategien unsere Wirtschaft auf-
recht zu erhalten, während wir gleichzeitig die Belastung der Umwelt senken. Daher ist eines der dringlichs-
ten Ziele einer nachhaltigen Entwicklung eine umfassendere Umgestaltung unserer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssysteme, so dass diese innerhalb der planetaren Grenzen funktionieren (Frischknecht et al. 2018; 
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O’Neill et al. 2018; Steffen et al. 2018). Da dies bedeutet, deutlich weniger Ressourcen zu verbrauchen und 
Treibhausgase zu emittieren als bisher, müssen Suffizienzstrategien auf individueller und gesellschaftlicher 
Ebene dabei eine zentrale Rolle spielen. So argumentiert bspw. Schneidewind (2018), dass eine relative 
Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch durch die Umsetzung der Effizienz- und 
Konsistenzstrategien, alleine nicht reichen wird, und wir stattdessen auch eine absolute Entkoppelung ge-
tragen von einer Suffizienzstrategie benötigen. Suffizienz richtet sich demnach auf einen geringeren Ver-
brauch von Ressourcen. Dies soll u.a. durch eine Verringerung der Nachfrage nach ressourcenintensiven 
Gütern und Dienstleistungen und einem sparsamen Umgang mit Ressourcen erfolgen.

Als eine solche mögliche suffizienz-orientierte gesellschaftliche Transformationsstrategie ist in letzter Zeit 
die Reduktion der Erwerbsarbeitszeit in den Fokus des Interesses gerückt (Reisch and Bietz 2014). So stellt 
beispielsweise Pullinger (2014) die Frage, ob eine breit angelegte Verringerung der bezahlten Erwerbsar-
beitszeit den Energieverbrauch und die Übernutzung natürlicher Ressourcen auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene senken kann. Verschiedene internationale Studien, welche einen wirtschaftlichen Fokus haben, nut-
zen Vergleiche zwischen verschiedenen Volkswirtschaften und weisen auf mögliche entlastende Umweltef-
fekte einer Arbeitszeitverkürzung hin (Hayden 1999; Rosnick and Weisbrot 2007; Druckman et al. 2012; 
Kallis et al. 2013; Knight et al. 2013; Reisch and Bietz 2014; King and van den Bergh 2017; Fitzgerald et al. 
2018; Jackson and Victor 2019). Andere Autor*innen untersuchen die Zusammenhänge zwischen mensch-
lichem Wohlbefinden, Erwerbsarbeit, Einkommen und ökologischem Fussabdruck und analysieren die Er-
werbsarbeitszeitreduktion somit eher aus einer individuellen Suffizienzperspektive. So kommen beispiels-
weise Jebb et al. (2018) zu dem Schluss, dass ab einem bestimmten Einkommensniveau das Wohlbefinden 
mit zusätzlichem Einkommen nicht mehr ansteigt. Auch wurde argumentiert, dass der sogenannte Arbei-
ten-und-Ausgeben-Kreislauf (Schor 1993) aufgebrochen werden könnte, indem Produktivitätsfortschritte 
vermehrt in kürzere Arbeitszeiten statt höheren Einkommen investiert würden. Dieser Kreislauf beschreibt 
eine Situation, in welcher Beschäftigte zur Aufrechterhaltung ihres Konsumniveaus auf lange Arbeitszeiten 
angewiesen sind, welche wiederum neue Konsumbedürfnisse in Form von Kompensationskonsum wecken. 
Nicht zuletzt erhoffen verschiedene Autor*innen positive ökologische Effekte einer Erwerbsarbeitszeitre-
duktion aufgrund der Annahme, dass ein nachhaltiger Lebensstil ein gewisses Mass an frei verfügbarer Zeit 
voraussetzt z.B. für umweltfreundliche (langsamere) Mobilität, Reparaturarbeiten, kollaborativen Konsum 
oder stärkere Selbstversorgung (Paech 2010; Knight et al. 2013; Buhl et al. 2017).

Mit dem vorliegenden Bericht beleuchten wir die Frage, inwiefern Anstrengungen zur Reduktion der Er-
werbsarbeitszeit für die Schweiz eine mögliche, suffizienz-orientierte Transformationsstrategie im Sinne 
einer Nachhaltigen Entwicklung darstellen könnte. Mittels eines umfassenden Literaturreviews erörtern wir, 
welche ökologischen, individuellen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Effekte in Zusammenhang mit 
Erwerbsarbeitszeit diskutiert werden und welche Implikationen sich daraus für unterschiedliche Handlungs-
ebenen in der Schweiz ergeben. Im folgenden Kapitel (Kapitel 2) stellen wir die aktuelle Situation der Er-
werbsarbeit in der Schweiz dar. Insbesondere zeigen wir hier das Verhältnis von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit auf, stellen Trends hinsichtlich der Wichtigkeit von Erwerbsarbeit für die Bevölkerung dar und gehen 
auf das Problem ein, dass die Schweiz auf die Einkommen aus Erwerbsarbeit als Steueraufkommen ange-
wiesen ist. In Kapitel 3 untersuchen wir die sogenannte «dreifache Dividende», die Überlegung, dass eine 
Erwerbsarbeitszeit-Reduktion als Transformationsstrategie ökologische, soziale und ökonomische Probleme 
lösen könnte: Sie könnte dazu führen, dass die Treibhausgas-Emissionen der Wirtschaft sinken, während 
gleichzeitig das Wohlbefinden der Bevölkerung steigt und ein Problem gelöst wird, das durch die Stagnati-
on des Wirtschaftswachstums entsteht - die steigende Arbeitslosigkeit. In Kapitel 4 skizzieren wir Ansatz-
punkte einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik für die Schweiz. Abschliessend weisen wir in Kapitel 5 
darauf hin, dass die Transformation hin zu einer gerechten und klimaneutralen Gesellschaft sowie zu einer 
funktionierenden Wirtschaft ein Aushandlungsprozess ist, bei welchem sich je nach Umsetzungsform Tra-
de-Offs zwischen den angenommenen positiven Effekten ergeben.
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2 Arbeiten in der Schweiz – aktuelle Herausforderungen
In der Schweiz werden jährlich rund 8 Milliarden Erwerbsarbeitsstunden geleistet. Die wöchentliche Nor-
malarbeitszeit in der Schweiz ist seit 2003 stabil bei knapp 42 Stunden. Damit führt die Schweiz zusammen 
mit Island die europäische Rangliste für die höchsten Erwerbsarbeitszeiten an. Anders sieht es aus, wenn 
die wöchentliche Arbeitszeit von allen Erwerbstätigen betrachtet wird (35,5 Stunden), denn der Anteil von 
Teilzeiterwerbstätigen ist im Vergleich mit anderen Ländern hoch. Eine detaillierte Analyse dieser Erwerbstä-
tigen zeigt auch grosse Unterschiede zwischen den Geschlechtern, Bildungs- und Einkommensklassen. Der 
bezahlten Arbeit steht die unbezahlte Arbeit (Hausarbeit, Betreuungsarbeit und Freiwilligenarbeit) gegen-
über, welche, gemessen in Anzahl geleisteter Stunden, die geleistete Erwerbsarbeit übertrifft. Eine genaue-
re Analyse zeigt, dass die unbezahlte Arbeit mehrheitlich von Frauen geleistet wird. Der folgende Abschnitt 
präsentiert die aktuelle (Erwerbs)Arbeitssituation und versucht, mögliche Trends zu beschreiben, unter an-
derem der steigende Wunsch nach weniger Arbeit und mögliche Auswirkungen davon. Beispielsweise sind 
die Schweizer Sozialwerke aktuell mehrheitlich durch Lohnbeiträge finanziert, was bedeutet daher eine 
Erwerbsarbeitsreduktion für die Schweizer Sozialwerke?

2.1 Bezahlte Arbeit

In der Schweiz waren im dritten Quartal 2019 etwas mehr als 5 Millionen Personen erwerbstätig. Insgesamt 
waren 35% der Erwerbstätigen in Teilzeitarbeit beschäftigt. Lediglich die Niederlande weisen eine höhere 
Teilzeitquote auf (50,1%). Der Durchschnitt der EU28 ist mit 19,2% wesentlich tiefer. Auffällig sind die 
Unterschiede zwischen den Geschlechtern hinsichtlich Teilzeitarbeit. Während der Anteil bei beiden Ge-
schlechtern in den 26 Jahren zwischen 1991 und 2018 ähnlich gestiegen ist, nämlich um neun bis zehn 
Prozentpunkte, lassen sich stark ausgeprägte Niveauunterschiede erkennen, denn 2018 waren 60% der 
Frauen in Teilzeit beschäftigt, während bei den erwerbstätigen Männern nur 15% einer Teilzeitbeschäfti-
gung nachgingen (BFS 2019). In Europa sind nur in den Niederlanden anteilsmässig mehr Frauen in Teilzeit 
beschäftigt als in der Schweiz (76%). Die Diskrepanz zwischen Männern und Frauen bei der Teilzeitarbeit 
ist eine der grössten weltweit. Eine Studie der Forschungsstelle Sotomo zum Thema «Wunsch und Wirk-
lichkeit» (2019) ergab zudem, dass die Zahl der Teilzeit arbeitenden Männer bei der Geburt eines Kindes 
zurückgeht. Dementsprechend wurde die Geschlechterungleichheit in der Schweiz vom britischen Magazin 
The Economist als eine der grössten Europas eingestuft (The Economist 2018).

2.2 Unbezahlte Arbeit

Mit unbezahlter Arbeit sind Tätigkeiten gemeint, die nicht entlohnt werden, theoretisch jedoch durch eine 
Drittperson gegen Bezahlung ausgeführt werden könnten. Das Bundesamt für Statistik (BFS) erfasst mit 
dem Satellitenkonto Haushaltsproduktion (SHHP) die volkswirtschaftliche Bedeutung der unbezahlten Ar-
beit. So wurden 2016 in der Schweiz 9,2 Milliarden Stunden unbezahlt gearbeitet (vgl. Abbildung 2. 1). Im 
Vergleich dazu wurden 7,9 Milliarden Stunden von der Gesamtbevölkerung bezahlt gearbeitet. Die Haus- 
und Familienarbeit (ohne Betreuungsaufgaben) machten 7,1 Milliarden Stunden aus (77%). Der fiktive 
Geldwert der unbezahlten Arbeit, gerechnet mit durchschnittlichen Arbeitskosten nach Berufsgruppen, 
wird für das Jahr 2016 auf 408 Milliarden Franken geschätzt.

Alternative Arbeitskonzepte, oft auf der feministisch orientierten Arbeitsforschung basierend (Littig 2016), 
kritisieren die geschlechtshierarchische Trennung von produktiver und reproduktiver Sphäre. Während be-
zahlte Arbeit als produktiv gilt, erfahren unbezahlte Tätigkeiten oft nur wenig Beachtung und Wertschät-
zung, obwohl diese bezahlte Arbeit in der ökonomischen Sphäre mehrheitlich erst möglich machen. Ba-
sierend auf dieser Kritik fordern verschiedene Ansätze, den Arbeitsbegriff so auszuweiten, dass er sich am 
Erhalt natürlicher Reproduktionsprozesse und der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse orientiert. Für die 
Schweiz lässt sich somit insgesamt festhalten, dass die Arbeitslosigkeit geringer ist als im europäischen Ver-
gleich, die Normalarbeitszeit verhältnismässig zu den höchsten Europas gehört, aber gleichzeitig ein grosser 
Anteil insbesondere von Frauen Teilzeit arbeitet, um die hohe Anzahl unbezahlter Arbeitsstunden zu leisten, 
die im Haushalt sowie in der Betreuung von Kindern und Älteren anfällt. Eine kürzere Normalarbeitszeit 
könnte somit möglicherweise dazu beitragen, die ungleiche Verteilung von bezahlter und unbezahlter Ar-
beit zu mildern und so zu mehr Geschlechtergerechtigkeit beitragen.
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Abbildung 2.1: Zeitvolumen für unbezahlte Arbeit (Quelle: Eigene Darstellungen basierend auf Daten aus  
BFS, 2020)

2.3 Wie entwickelt sich die Schweizer Arbeitssituation - Mögliche Trends

Die Erwartungen der Arbeitnehmer*innen an die Arbeitgeber*innen sind im Wandel. Wanger (2017) un-
tersuchte beispielsweise die Zufriedenheit von Beschäftigten in Deutschland mit ihrer Arbeitszeit sowie die 
Bestimmungsfaktoren, welche die Zufriedenheit erhöhen bzw. senken. Die Ergebnisse zeigen, dass das 
Zufriedenheitslevel deutlich höher liegt, wenn Beschäftigte über eine hohe individuelle Zeitsouveränität 
verfügen und die Höhe ihrer Arbeitszeit beeinflussen und mitgestalten können. Arbeitgeber*innen haben 
erkannt, dass sich die Einstellung zur Arbeit verändert. Bereits heute testen viele Arbeitgeber*innen flexible, 
individuelle und mobile Arbeitszeitmodelle, nicht zuletzt auch, um auf dem heutigen Arbeitsmarkt gute 
Fach- und Führungskräfte zu rekrutieren. Mögliche Trends, wie sich bezahlte und unbezahlte Arbeiten in 
der Schweiz entwickeln, stellen wir nachfolgend dar.

Die Einstellung zu Arbeit verändert sich
Eine Studie zur Generation Y für die Schweiz zeigt, dass sich viele Angehörige dieser Generation, also der 
heute 20- bis 40-jährigen, für weniger Arbeit entscheiden, um so mit dem steigenden Leistungsdruck und 
drohender Überlastung (inkl. Burnout) umzugehen (Mack et al. 2019). Dies wird als Versuch beschrieben, 
sich auf individueller Ebene persönliche Ressourcen nachhaltiger einzuteilen, um sich nicht «kaputt» zu 
arbeiten. Die Stärkung des Wohlbefindens durch bewusste gemeinsame Zeit mit Familie und/oder Freunden 
sowie Erlebnisreichtum spielen dabei genauso eine Rolle wie ein Arbeitsalltag mit einer möglichst sinnstif-
tenden Tätigkeit. Auch andere Studien deuten auf den Wunsch nach mehr Selbstbestimmung bei der Ge-
staltung der Höhe der Arbeitszeit hin (Sousa-Poza and Henneberger 2000; Fagan and Warren 2001; Albert 
2011; Wanger 2017; Weber and Zimmert 2018). Zudem zeigen Analysen basierend auf der Schweizerischen 
Arbeitskräfteerhebung (SAKE) des Jahres 2014, dass 20% der Vollzeiterwerbstätigen eine Teilzeitstelle be-
vorzugen würden. Eine kürzere Erwerbsarbeitszeit könnte somit den Wünschen vieler Arbeitnehmer*innen 
nach weniger Arbeit und mehr Selbstbestimmung entsprechen.

Das postfordistische Arbeitsmodell – Zwischen Flexibilisierung und Prekarität
Wie Dörre (2003) darstellte, können neue Arbeitsformen je nachdem, welche Tendenzen des Strukturwan-
dels in der Erwerbsarbeit betont werden, sowohl als Medium der Befreiung (Trentin 1999; Schumann 2003) 
als auch als Ursache einer nahezu vollständigen Unterwerfung der Kapitalverwertung gesehen werden, 
Vor diesem Hintergrund sollten die Entwicklungen der Flexibilisierung, der individualisierten Arbeitsmo-
delle und der Erwerbsarbeitszeitseduktion stets aus beiden Perspektiven betrachtet werden. Wo Bürokra-
tieaufwand sinkt, kommunikativer Austausch und ganzheitliche Arbeitsaufgaben gefördert werden und 
so Autonomiezonen für Arbeitnehmer*innen entstehen, sind postfordistische Arbeitsmodelle3 eine Quelle 

3 Postfordistische Arbeitsmodelle erlauben Arbeitnehmenden ihre Arbeitsstunden autonomer und damit flexibler einzuteilen. Sie tragen damit jedoch 
eine höhere Selbstverantwortung und werden weniger nach ihren Arbeitsstunden und mehr nach der Erfüllung von Aufgaben bewertet.
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eines potentiellen Freiheitsgewinns (Dörre 2003). Wenn aber Arbeitnehmer*innen früher einfache, repetitive 
Produktionsarbeit leisteten und heute als Teammitglieder nun zu Prozessverantwortlichen werden, die nicht 
nur einen möglichst störungsfreien Ablauf, sondern auch optimale Produktqualität garantieren sollen, können 
postfordistische Arbeitsmodelle auch zu einer verstärkten Prekarisierung führen bspw. durch Arbeit auf Abruf. 
So muss genau analysiert werden, welche ökonomischen, sozialen und ökologischen Auswirkungen Teilzeit-
arbeit, befristete Beschäftigung und Minijobs haben. Eine Studie zu guter Arbeit in der Schweiz für die Jahre 
2015-2018 zeigt erste Tendenzen einer Abnahme der Einflussnahme für Arbeitnehmende auf ihre Arbeitszei-
ten sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Oesch and Fritschi 2018), ein Trend, der genau entgegen 
dem Wunsch der Arbeitnehmenden wirkt, mehr Selbstbestimmung bei der Höhe ihrer Arbeitszeit zu haben.

Eine von Erwerbsarbeit abhängige Finanzierung der Sozialsysteme 
Das Steueraufkommen, welches direkt oder indirekt mit der Erwerbsarbeit verbunden ist, bildet eine der 
wichtigsten Einnahmequellen für Bund, Kantone, Gemeinden und Sozialversicherungen wie zum Beispiel 
die AHV. Bei Gesamtsteuereinnahmen von rund 70 Milliarden im Jahr 2016 stammten beinahe 30 Prozent 
aus den Einkommenssteuern der natürlichen Personen (Schnyder 2019). Zählt man die Lohnbeiträge an die 
Sozialversicherungen dazu (rund ein Viertel der Steuereinnahmen), entfallen schätzungsweise rund die Hälf-
te der Steuereinnahmen des öffentlichen Sektors auf die Besteuerung von Arbeit. Werden weitere obligato-
rische Lohnbeiträge wie die berufliche Vorsorge, die Unfallversicherung und Familienzulagen dazugezählt, 
erreicht der Anteil der Einnahmen aus der Besteuerung von Erwerbsarbeit rund 63 Prozent. Im Vergleich 
dazu stammen rund ein Viertel aus der Besteuerung von Kapitalerträgen (Bundesrat 2017; Schnyder 2019). 
Somit stellt sich bei einer Erwerbsarbeitszeitreduktion als mögliche Transformationsstrategie die Frage, wie 
die sinkenden Steuereinnahmen des öffentlichen Sektors ersetzt werden könnten, beziehungsweise, ob es 
solche überhaupt geben würde. Dieser Frage gehen wir in Kapitel 4 nach.

Erwerbsarbeit und ökonomische Unabhängigkeit – die Entwicklung der Lohnquote
Die Trennung von Arbeit und Kapital in unserem kapitalistisch organisierten Wirtschaftssystem bringt es 
mit sich, dass wir jene Dinge, die wir zum Überleben benötigen, mehrheitlich käuflich erwerben. Dafür 
benötigen wir Geld. Dieses Geld kommt für die Mehrheit der Menschen in der Schweiz aus der Erwerbsar-
beit, beziehungsweise aus den mit Erwerbsarbeit verbundenen Renten und Sozialleistungen. Somit ist die 
Erwerbsarbeit eine Voraussetzung für die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Aus diesem Grund ist die 
Entwicklung der Lohnquote, der Anteil der Löhne am gesamtwirtschaftlich erzielten Einkommen, eine wich-
tige Kennzahl. Die bereinigte Lohnquote4 der Schweiz im Jahr 2018 betrug 53,1% und ist demnach in den 
letzten zehn Jahren um beinahe 3 Prozentpunkte gesunken (Baumann 2019). Die Berechnung der schwei-
zerischen Lohnquote birgt Diskussionspotential, da alle Personalkostenkomponenten und damit auch die 
stark gestiegenen Saläre und Boni der Manager*innen enthalten sind. Die Auswirkungen des Einbezugs 
der 1%- höchsten Einkommen auf die Lohnquote untersuchte der Schweizerische Gewerkschaftsbund im 
Verteilungsbericht 2011 für den Zeitraum 1997 und 2008. Resultat: Die Lohnquote aller Arbeitnehmenden 
war 2008 wieder auf dem Ausgangswert von 1997 bei 61%. Im selben Zeitraum sank die Lohnquote der 
Arbeitnehmenden ohne die 1%-Topverdiener*innen von 58% auf 55%. Da der Einkommenszuwachs der 
Spitzenverdiener*innen in der Schweiz auch im Zeitraum von 2008 bis 2018 überproportional war, kann 
davon ausgegangen werden, dass sich die Lohnquote ohne 1%-Topverdiener*innen in dieser Zeit um mehr 
als die ausgewiesenen 3%-Punkte reduziert hat. Sinkende Lohnquoten sind weltweit beobachtbar und auf-
grund vom technischen Fortschritt sowie der stets intensiveren internationalen Arbeitsteilung dürften die 
Lohnquoten auch weiterhin tendenziell sinken (IMF 2017: 121ff).

Was bedeutet diese Reduzierung der Lohnquote für die Arbeitnehmenden? Sinkt die Lohnquote, werden 
die Arbeitsproduktivitätsgewinne vermehrt in Unternehmens- und Vermögenseinkommen transferiert, an-
stelle den Arbeitnehmenden in Form von höheren Löhnen oder mehr Freizeit bei gleichbleibendem Lohn 
zugute zu kommen. In Abbildung 2. 2 stellen wir die Entwicklung der Arbeitsproduktivität sowie des Real-
lohns in der Schweiz für den Zeitraum 1991-2018 dar. Dabei wird ersichtlich, dass sich die Verteilung des 
Wohlstands in der Schweiz deutlich von der Arbeit zum Kapital verschoben hat. Während zwischen 1991 
und 2017 die Arbeitsproduktivität um 26% gestiegen ist, sind die Reallöhne lediglich um 14% gestiegen. 
Die Arbeitnehmenden haben somit zugunsten der Kapital-Eigner*innen wenig von gestiegener Produkti-
vität profitiert, ein Umstand, der insbesondere bei einer möglichen Forderung nach einer kurzen Vollzeit 
(siehe Kapitel 4) in Betracht gezogen werden muss.

4 Lohnquote, bezogen auf das Brutto-Nationaleinkommen, bereinigt durch den Anteil der Arbeitnehmenden an allen Beschäftigten.
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Abbildung 2.1: Entwicklung der Arbeitsproduktivität und dem Reallohn für die Schweiz zwischen 1991  

und 2017 (Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten aus (BFS 2020b; ILO 2020) 

Zusammenfassend lässt sich für die Arbeitssituation in der Schweiz festhalten, dass die Arbeitszeit über 
die Jahre stetig abgenommen hat, seit 2003 für europäische Verhältnisse jedoch auf einem hohen Niveau 
von knapp 42 Stunden verweilt, bei gleichzeitig starker Ungleichverteilung von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit zwischen den Geschlechtern. Zum jetzigen Zeitpunkt lässt sich kaum abschätzen, in welche Richtung 
sich die Erwerbsarbeitszeit in der Schweiz entwickelt. Einerseits zeigen Studien, dass vor allem die heute 
20- bis 40-jährigen in der Tendenz weniger arbeiten wollen, andererseits stehen diesen Wünschen eine 
zunehmende Prekarität im Zuge der Flexibilisierung der Erwerbsarbeit und aktuelle politische Debatten wie 
bspw. jene der 67-Stundenwochen oder der Erhöhung des Rentenalters entgegen (Ringger 2010; Brotschi 
2020 Feb 12). Nicht zuletzt verweisen diese beiden Debatten auf die Verbindung von Erwerbsarbeit und 
Finanzierung des Sozialsystems hin. Diesem hohen Verknüpfungsgrad von Arbeit und Existenzsicherung 
muss in der Diskussion um Erwerbsarbeitszeitverkürzung zwingend Rechnung getragen werden. So werden 
u.a. anderem in Kapitel 4 mögliche Ansätze zur teilweisen Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Existenz-
sicherung diskutiert.
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3  Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie – 
Drei Perspektiven

Wie einleitend dargestellt, flammt die Diskussion um Erwerbsarbeitszeitreduktion immer wieder auf und 
wird von unterschiedlichen Akteuren geführt. Mehrheitlich kreisen die Diskussionen um die mögliche Be-
deutung für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, für die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit (Flexibilisie-
rung) und seltener für die Förderung der Vereinbarkeit von Privatleben/Familie und Beruf. Wir wollen im 
vorliegenden Bericht das Thema in einen grösseren Argumentationszusammenhang stellen und beleuchten, 
ob und wie eine Erwerbsarbeitszeitreduktion eine Transformationsstrategie hin zu einer nachhaltigeren 
Gesellschaft sein kann. Dazu müssen die konkreten Zusammenhänge und Wirkmechanismen zwischen 
den verschiedenen Formen von Arbeit und den wirtschaftlichen, sozialen (gesellschaftlich und politisch) 
und ökologischen Dimensionen einer sich verändernden Arbeitsgesellschaft in ihrer Komplexität betrachtet 
und besser verstanden werden. Aus unserer Sicht ist dabei die Analyse des Einflusses der Höhe der Er-
werbsarbeitszeit auf die individuelle Zeitverfügbarkeit und -verwendung (Zeiteffekt) sowie auf die Höhe des 
Einkommens und dessen Verwendung (Einkommenseffekt) ein wichtiger Ausgangspunkt. Um die Effekte 
einer Erwerbsarbeitszeitreduktion auf Wohlbefinden und Umwelt auf der individuellen Ebene beschreiben 
zu können, muss einerseits beachtet werden, wie freiwerdende Zeit genutzt wird und welche Faktoren 
das Verhalten beeinflussen. Abbildung 3. 1 zeigt überblicksartig diese angenommenen Zusammenhänge 
und möglichen gesellschaftlichen Effekte einer Reduktion der Erwerbsarbeitszeit. Verschiedene Effekte ei-
ner Erwerbsarbeitszeitreduktion werden je nach eingenommener Perspektive stärker oder weniger stark 
beleuchtet. In der Gesamtbetrachtung dieser Effekte wird häufig von einer möglichen dreifachen Dividende 
einer Erwerbsarbeitszeitreduktion gesprochen («triple dividend»; z.B. Coote et al., 2010; de Graaf, 2010; 
Maniates, 2010; Stronge & Harper, 2019): 

(1) Beitrag zur Überwindung der ökologischen Krise (ökologische Dividende)

(2)  Positive soziale Effekte wie die Verringerung sozialer Ungleichheiten und die Erhöhung der Lebenszu-
friedenheit (soziale Dividende)

(3)  Abschwächung des Wachstumsdrucks durch Vollbeschäftigung aufgrund besserer Verteilung der Arbeit, 
sowie Verlagerung der Arbeit in arbeitsintensive und ressourcenleichte Bereiche (ökonomische Dividende)

Diese drei Dividenden werden im Folgenden genauer ausgeführt.

Abbildung 3.1: Wirkungsmechanismen einer Erwerbsarbeitszeitreduktion und mögliche Effekte  

(Quelle: Eigene Darstellung)
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3.1  Die ökologische Dividende – weniger Arbeiten als Lösung für die Klimakrise?

«Free day for future» - das könnte eine Forderung sein, wenn wir Studien betrachten, welche den Zusam-
menhang zwischen Wirtschaftstätigkeit und ökologischem Fussabdruck analysieren. Bereits 2006 haben 
Rosnick & Weisbrot mit ihrer Studie «Are Shorter Work Hours Good for the Environment?» anhand von 
makroökonomischen Daten aus den USA und der EU gezeigt, dass längere Arbeitszeiten im Durchschnitt zu 
mehr Emissionen führen. Knight et al. (2013) kamen auf ein ähnliches Resultat für OECD Länder: Wenn wir 
unsere Arbeitszeit um zehn Prozent verringern würden, würde sich unser CO2-Fussabdruck im Durchschnitt 
um 14,6 Prozent reduzieren. Eine Verringerung um 25 Prozent entspräche sogar einem um 36,6 Prozent ge-
ringerem ökologischen Fussabdruck. Eine kürzlich erschienene Studie des britischen Thinktanks Autonomy 
(2019) führt diese Modellrechnung noch weiter und modelliert die maximalen Arbeitszeiten für Deutsch-
land, Grossbritannien und Schweden, bei denen der Treibhausgas-Fussabdruck so gering ist, dass er der Ein-
haltung des 2-Grad-Ziels entspricht. Demnach dürften Arbeitnehmer*innen in Deutschland lediglich sechs, 
in Grossbritannien neun und in Schweden 12 Stunden pro Woche arbeiten. Die Resultate dieser und weite-
rer Studien (Schor 2005; Rosnick and Weisbrot 2007; Hayden and Shandra 2009; Kallis et al. 2013; Knight 
et al. 2013; Nässén and Larsson 2015; King and van den Bergh 2017; Fitzgerald et al. 2018; Schumacher 
et al. 2019) zeigen, dass eine verkürzte Regelarbeitszeit den Stoffdurchsatz der Ökonomie im Durchschnitt 
verringert. Wie jedoch Shao & Shen (2017) für die EU-15 Staaten zwischen 1970 und 2010 zeigen, gilt 
dieser Zusammenhang nicht für alle Länder gleich, vielmehr kommt es auf das Zusammenspiel des Arbeits-
zeit- und Einkommensniveaus an sowie auf die Art und Weise, wie die freiwerdende Zeit genutzt wird. In 
diesem Zusammenhang kann zwischen Skalen- und Kompositionseffekten unterschieden werden (Liebig 
2019). Der Skaleneffekt umfasst Quantität und Addition und somit, dass längere Arbeitszeiten als Produk-
tions- und Nachfragefaktor zur Steigerung des BIP und somit zu mehr Ressourcenverbrauch beitragen. Der 
Kompositionseffekt umfasst die qualitative Komponente unseres Konsums und geht der Frage nach, wie 
Arbeitnehmende die durch eine Erwerbsarbeitszeitreduktion zusätzlich gewonnene Freizeit gestalten wür-
den. Würden wir öfter in die Ferien fliegen, mehr einkaufen und dadurch mehr klimaschädliche Emissionen 
verursachen? Oder würden wir stattdessen mehr Zeit mit Müssiggang, Kunst, Kultur, Sport und Zeit mit Fa-
milie und Freund*innen verbringen? Und wären wir zufriedener oder könnten wir mit der frei gewordenen 
Zeit nicht sinnstiftend umgehen? Somit ist schlussendlich nicht nur entscheidend, wieviel weniger wir in der 
Erwerbsarbeit beschäftigt sind, sondern von Interesse, wie sich die Reduktion der Erwerbsarbeitszeit auf 
das verfügbare Einkommen auswirkt und was wir in unserer Freizeit machen. Diesen Kompositionseffekten 
gehen verschiedene Mikrolevel-Studien nach und analysieren, unter welchen Voraussetzungen sich die Le-
bens- und Arbeitsweise von Personen möglichst ökologisch und sozial vorteilhaft ändern. In den nächsten 
zwei Abschnitten fassen wir die Forschungsergebnisse zusammen, die sich auf die zwei wichtigsten Fakto-
ren einer Erwerbsarbeitszeitreduktion beziehen: Das Einkommen und die Zeitnutzung.

Einkommen und Treibhausgasemissionen
Zahlreiche Studien zeigen einen Zusammenhang zwischen der Höhe des Erwerbseinkommens und der In-
tensität, mit welcher die natürlichen Ressourcen aufgrund des individuellen Lebensstils bzw. Konsums be-
lastet werden5. Personen mit höherem Einkommen verbrauchen demnach mehr natürliche Ressourcen als 
Personen mit geringerem Einkommen (vgl. A. Druckman & Jackson, 2016). Dies gilt auch für die Schweiz: 
Personen mit höherem Einkommen weisen überproportional höhere Treibhausgasemissionen auf als Perso-
nen mit einem geringeren Einkommen (Notter et al. 2013; Bruderer Enzler and Diekmann 2019). Abbildung 
3.2 zeigt anhand von Daten aus dem Umweltsurvey 2007, dass insbesondere für höhere Einkommensklas-
sen die Treibhausgasemissionen in den Bereichen Mobilität und Wohnen stark ansteigen (Bruder Enzeler 
und Diekmann, 2019). Wie in Abbildung 3.2 dargestellt, ist der ökologische Fussabdruck von Personen mit 
hohem Einkommen nicht nur grösser ist, auch setzt er sich proportional aus anderen Konsumbereichen 
zusammen als derjenige von Personen mit geringerem Einkommen. Während bei geringverdienenden Haus-
halten der grössere Teil der CO2-Emissionen aus Notwendigkeiten wie Heizen und Nahrungszubereitung 
resultiert, stammen die CO2-Emissionen der gutverdienenden Bevölkerungssegmente zunehmend auch aus 
Erholung und Freizeitaktivitäten beziehungsweise aus Alltagsfahrten und Ferienreisen (Moser et al. 2016; 
Jones et al. 2016 Oct 25). 

5 Sei dies als jährlicher Pro-Kopf Gesamtenergieverbrauch, individueller ökologischer Fussabdruck oder Carbon Footprint gemessen.



21

 Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie – Drei Perspektiven

Abbildung 3.2: Zusammenhang Einkommen und Umweltbelastung für Deutschland (Quelle: Moser, et al., 2016)

Zudem zeigen sich auch Unterschiede in der Umweltbelastung durch Haushaltspraktiken; Personen mit 
hohem Einkommen betreiben energieintensive Tätigkeiten häufiger (z.B. waschen sie deutlich häufiger), 
während sich Personen mit niedrigem Einkommen beschränken (Cayla et al. 2011). Bei der Frage, ob ein 
ökologisches Bewusstsein diesem Einkommenseffekt entgegenwirkt, sind die Befunde unterschiedlich. 
Während Bruderer Enzler & Diekmann (2019) sowie auch Kennedy et al. (2013) aufzeigen, dass unter Kon-
trolle des Einkommens ein erhöhtes Umweltbewusstsein zu einem (wenn auch nur leicht) geringerem öko-
logischen Fussabdruck führt, fanden Moser and Kleinhückelkotten (2018) dass Personen, welche sich selbst 
als umweltfreundlich sehen, einen leicht höheren Gesamtenergieverbrauch und CO2-Ausstoss aufweisen als 
Personen, die sich selber weniger als umweltfreundlich sehen. Die ökologisch bewussten Personen besitzen 
gemäss dieser Studie, kontrolliert für Einkommen, zwar häufiger energieeffiziente Haushaltsgeräte, kaufen 
häufiger lokale, saisonale und bio-zertifizierte Lebensmittel und Kleidung und essen weniger Fleisch. Sie 
verbrauchen jedoch mehr Strom, wohnen nicht in kleineren Wohnungen, legen leicht grössere Distanzen 
mit motorisiertem Individualverkehr zurück und verzichten auch nicht auf lange Ferienreisen. Das heisst, 
sie verfolgen eher eine Effizienz- und Konsistenzstrategie, nicht jedoch eine Suffizienzstrategie, zumindest 
nicht, wenn sie zu den höheren Einkommenssegmenten gehören.

Diese Studien zeigen, dass eine Erwerbsarbeitszeitreduktion einen positiven Einfluss auf die Umweltbe-
lastung haben könnte, wenn sie mit einem geringeren Einkommen verbunden ist. Gemeinsam ist diesen 
Studien jedoch, dass sie den beschriebenen Einkommenseffekt jeweils auf einem Quervergleich zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen mit unterschiedlichem Einkommen untersuchen. 

Zeitnutzung und Treibhausgasemissionen
Neben dem Einkommen gibt es einen zweiten Faktor, der sich durch eine Erwerbsarbeitszeitreduktion ver-
ändert - die Menge selbstbestimmter Zeit (der sogenannte Zeiteffekt). Auch diese wirkt sich auf die Kon-
sumaktivitäten und damit auf den individuellen ökologischen Fussabdruck aus. Unter selbstbestimmter 
Zeit verstehen wir in Anlehnung an das Zeitwohlstandsverständnis von Reisch & Bietz (2014) diejenige Zeit 
(pro Tag, Woche, Monat oder Jahr), über welche eine Person bezüglich der zeitlichen Lebensgestaltung frei 
entscheiden kann.

In den theoretisch-konzeptuellen Zugängen der Erwerbsarbeitszeitreduktion aus dem Postwachstumsdis-
kurs (vgl. Kapitel 1) wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass mehr selbstbestimmte Zeit dazu führen 
kann, dass diese sinnstiftender und ressourcenleichter genutzt werde. So wird argumentiert, dass eine 
solche dazu führen könne, Dinge entschleunigter und bewusster selber zu machen (z.B. de Graaf, 2010; 
Paech, 2010) und so ein Gegenstück zur dominierenden Verwertungslogik darstelle (Schor 2016). In diesen 
Argumentationen umfasst selbstbestimmte Zeit zumeist all jene Zeit, welche nicht durch einkommens-
generierende Erwerbsarbeitszeit gebunden ist. Empirische Untersuchungen, welche den Zeiteffekt einer 
Erwerbsarbeitszeitreduktion untersuchen, zeichnen ein weniger optimistisches Bild der Auswirkungen auf 
ressourcenleichten Konsum als dies in den theoretischen Konzeptionen angenommen wird. Jalas (2002) 
kombinierte als einer der ersten Zeitverwendungsdaten (aus Finnland) mit Energieverbrauchsdaten, um 
die Energieintensität (d.h. den Energieverbrauch pro Zeiteinheit einer Tätigkeit) verschiedener Zeitverwen-
dungsmöglichkeiten zu berechnen (eine Übersicht bietet Tabelle 1 auf S. 115 in Jalas, 2002). Er argumen-
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tiert, dass bei der Berechnung des Umweltnutzens einer energieeffizienten Massnahme (die gleichzeitig Zeit 
spart) immer auch betrachtet werden müsse, welche Tätigkeiten stattdessen ausgeführt werden. Wenn die 
Energieintensität dieser alternativen Tätigkeit hoch ist (z.B. wenn die durch E-Shopping gewonnene Zeit für 
Freizeitwege mit dem Auto genutzt wird), muss diese neue Umweltbelastung in den tatsächlichen Umwelt-
nutzen eingerechnet werden. Nach dieser Argumentation würde eine Arbeitszeitreduktion höchstens durch 
das Wegfallen der Pendlerwege eine positive Nettobilanz im Zeiteffekt aufweisen, da fast jegliche Tätigkeit, 
welche an die Stelle der Erwerbsarbeit treten könnte, energieintensiver wäre als Erwerbsarbeitszeit selber.6 
Dieser sogenannte Zeitspareffekt wurde seither in verschiedenen Studien untersucht und beschrieben (z.B. 
Jalas & Juntunen, 2015). Studien, welche den ökologischen Gewinn eines Einkommenseffekts mit den 
möglichen negativen Folgen des Zeitspareffekts vergleichen, gehen davon aus, dass letzterer den Einkom-
menseffekt um 10% gemäss einer Studie aus Schweden (Nässén and Larsson 2015) bis 60% gemäss einer 
Studie aus Deutschland (Buhl and Acosta 2016; Buhl et al. 2017) schmälern könnte. Eine Studie aus Frank-
reich postuliert hingegen umweltschonende Effekte dank mehr Zeit (Devetter and Rousseau 2011).

Vereinzelt wurde untersucht, ob die Zeitnutzung, und damit die Höhe eines allfälligen Zeitspareffekts, per-
sonenspezifisch sind. So zeigen Chai et al. (2015) in einer australischen Studie, dass ein ökologisches Be-
wusstsein dazu führt, dass freie Zeit ressourcenleicht genutzt wird (ein Befund, welcher allerdings in einer 
Studie von Melo et al. (2018) aus Grossbritanien nicht bestätigt werden konnte). In unseren eigenen Unter-
suchungen zeigte sich, dass die Zeitnutzung nach einer selbstgewählten Reduktion der Erwerbsarbeitszeit 
sehr stark mit dem Auslöser für den Reduktionsentscheid zusammenhängt. Während Personen, welche auf-
grund von Elternschaft, Weiterbildung oder Freiwilligenengagement ihre freigewordene Zeit nicht für res-
sourcenintensiven Konsum nutzen, besteht bei Personen, welche aufgrund von Überbelastung und Stress 
reduzieren eher die Tendenz, ressourcenintensivere Freizeitaktivitäten auszuführen (Hanbury et al. 2019).

Somit können wir aufgrund der Makrolevelstudien festhalten, dass je weniger Zeit wir für Erwerbsarbeit 
aufwenden, desto tiefer sind im Durchschnitt die Treibhausgasemissionen. Nichtsdestotrotz ist in der öko-
logischen Endabrechnung entscheidend, wie eine Erwerbsarbeitszeitreduktion die qualitative Zusammen-
setzung unseres Konsums verändert und in diesem Zusammenhang die Frage, wie sich die Reduktion der 
Erwerbsarbeitszeit auf das verfügbare Einkommen auswirkt und was wir in unserer Freizeit machen. An 
dieser Stelle ist es jedoch sinnvoll, nicht lediglichdie Umweltbilanz verschiedener Tätigkeiten zu betrachten, 
sondern auch, welchen Mehrwert diese Tätigkeiten für das individuelle Wohlbefinden generieren. Wün-
schenswert ist, dass eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit insbesondere zu einer Steigerung derjenigen Tä-
tigkeiten führt, die bei relativ geringer Energieintensität hohe positive Auswirkungen auf das Wohlbefinden 
haben. Diese Perspektive wird im nächsten Abschnitt aufgegriffen. 

3.2 Die soziale Dividende – weniger Arbeiten für eine höhere Lebensqualität?

Wie bereits in Kapitel 2 ausgeführt, ist die Erwerbsarbeit in der Gesellschaft sehr ungleich verteilt. Während 
es zum einen Menschen gibt, die keine Arbeit haben, arbeiten andere Menschen in der Schweiz sehr viel. 
Zum anderen arbeiten vor allem Frauen in Teilzeit, um nebenbei unbezahlter Arbeit nachgehen zu können. 
Eine Erwerbsarbeitszeit-Reduktion ist somit auch ein Beitrag zu grösserer Gerechtigkeit und bietet damit 
einen gesellschaftlichen Mehrwert. In diesem Abschnitt soll jedoch die individuelle Auswirkung von weniger 
Erwerbsarbeit auf die Lebensqualität als soziale Dividende betrachtet werden.

Lebensqualität wird zumeist als mehrdimensionales Konstrukt verstanden, welches sowohl objektive als 
auch subjektive Komponenten umfasst. So beinhaltet beispielsweise der «Better Life Index» der OECD, 
welcher inzwischen in vielen Ländern zur Anwendung kommt, elf Dimensionen, von welchen acht immate-
rieller Natur (z.B. Gesundheitszustand, Work-Life-Balance, Umweltqualität und subjektives Wohlbefinden) 
und nur drei materieller Natur sind (Einkommen, Beschäftigungssituation und Wohnverhältnisse; OECD, 
(2017a)). Das subjektive Wohlbefinden - oder auch Begriffe wie «(Lebens)Zufriedenheit» oder «Glück» 
- bezeichnen die durch eine Person empfundene eigene Lebensqualität (Veenhoven 2012). Werden Men-
schen gefragt, was ihnen im Leben wichtig ist, oder was sie sich für ihr Leben erhoffen, nennen sie meist 
eher immaterielle Aspekte von Lebensqualität. So zeigt zum Beispiel das Hoffnungsbarometer der Schweiz 
2019, dass sich die Befragten insbesondere persönliche Gesundheit, glückliche Familie und Partnerschaft, 

6 Jalas Beitrag entstand aber im Rahmen der Debatte um ökonomische Rebound-Effekte energieeffizienter Investitionen und muss in diesem Sinne 
verstanden werden.
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Harmonie im Leben, persönliche Unabhängigkeit und Selbstbestimmung sowie gute und vertrauensvolle 
Beziehungen erhoffen (Ränge 1-6). Ein sicherer Arbeitsplatz folgt auf Rang 8, Erfolg bei der Arbeit auf Platz 
14. Mehr Geld zu haben bildet das Schlusslicht auf Rang 16 und wird somit als weniger relevant betrachtet 
als mehr Zeit für Entspannung (Platz 10) oder mehr Freizeit zu haben (Platz 11) (Krafft 2019).

Psychologische Erkenntnisse aus der Glücksforschung legen nahe, dass Unterschiede in der Höhe des in-
dividuell empfundenen Wohlbefindens nur teilweise veränderbar sind und sich häufig um einen individu-
ellen Mittelwert bewegen (Lyubomirsky et al. 2005): Ca. 50% der Unterschiede lassen sich durch vererbte 
Faktoren und Persönlichkeitsmerkmale erklären und sind somit nur schwer veränderbar. Ungefähr 10% 
der Unterschiede lassen sich durch die Lebensumstände der Personen erklären, wie zum Beispiel ihre nati-
onale, geographische und kulturelle Situation, demographische Faktoren wie Alter, aber auch Gesundheit, 
Familienverhältnisse und Beschäftigungsstatus. Diesen eher geringen Effekt der Lebensumstände erklären 
Forschende mit einem Gewöhnungseffekt, d.h. dass sich Personen sehr schnell an neue Lebensumstände 
gewöhnen und diese bald als normal empfinden (sogenannter Tretmühleneffekt). Die restlichen ungefähr 
40% der Unterschiede können durch bewusst gewählte Aktivitäten einer Person erklärt werden. Diese 
Aktivitäten sind somit bezüglich der Veränderung von Wohlbefinden am vielversprechendsten. Um die Ef-
fekte einer Erwerbsarbeitszeit-Reduktion auf das Wohlbefinden zu verstehen, müssen wir also ebenfalls 
untersuchen, welche Aktivitäten statt der Erwerbsarbeit unternommen werden. Ausserdem ist abermals das 
Einkommen ein wichtiger Faktor, den wir im Folgenden als erstes betrachten wollen. 

Wohlbefinden und (Erwerbs)Einkommen
Wie einleitend zu diesem Bericht geschildert wurde, ist die Sicherung von individuellem Einkommen, wel-
ches letztendlich zu einem wesentlichen Teil soziale Teilhabe ermöglicht, eine der wichtigsten Funktionen 
von Erwerbsarbeit (zumindest aktuell, Alternativen dazu, wie beispielsweise ein bedingungsloses Grundein-
kommen, werden immer wieder diskutiert). Nicht überraschend findet sich daher in Umfragedaten auch 
häufig ein positiver Zusammenhang zwischen der Höhe des Erwerbseinkommens und dem individuellen 
Wohlbefinden der Befragten. Studien, welche diesen Zusammenhang im Detail betrachten, zeigen jedoch 
auch, dass dieser Zusammenhang abnimmt und ab einer bestimmten Einkommenshöhe eine Sättigung 
eintritt. Dies bedeutet, dass bei höherem Einkommen ein weiterer Zuwachs an Einkommen nur noch we-
nig oder nicht mehr zufriedenheitssteigernd wirkt. Eine Studie auf der Basis der Gallup World Poll Daten 
liefert hierzu ein relativ umfassendes Bild (Jebb et al. 2018): Weltweit liegt dieser Sättigungspunkt bei ca. 
94’000 US-$ (entspricht rund 90’000 CHF) des jährlichen Haushaltsäquivalenzeinkommens7 für die erfragte 
Zufriedenheit (eine eher kognitive Bewertung), sowie zwischen 60’000 und 75’000 US-$ für das emotionale 
Wohlbefinden, wobei in einigen Weltregionen das emotionale Wohlbefinden mit zusätzlicher Steigerung 
des Einkommens sogar wieder abnimmt. Studien für die Schweiz (z.B. Dorn et al., 2008; Fleche et al., 
2012; Frey & Stutzer, 2000; Lipps & Oesch, 2018) erkennen positive Zusammenhänge zwischen der Höhe 
des Einkommens und der Zufriedenheit, überprüften jedoch nicht explizit mögliche Sättigungspunkte. Eine 
Auswertung des Schweizerischen Haushaltspanels durch die Autor*innen dieses Working Papers zeigt, dass 
auch in der Schweiz der Zusammenhang von Zufriedenheit und Einkommen einen Sättigungspunkt hat. 
Ab etwa 100’000 CHF jährlichen Haushaltsäquivalenzeinkommens steigt das Wohlbefinden nur noch sehr 
leicht, bei etwa 150’000 CHF jährlich ist ein Sättigungspunkt zu finden (siehe auch Abbildung 3. 3).

Forscher*innen vermuten, dass dieser abnehmende zufriedenheitsstiftende Effekt von zusätzlichem Ein-
kommen darauf zurück zu führen ist, dass zusätzliches Einkommen nur so lange einen zusätzlichen Effekt 
auf das Wohlbefinden hat, wie es eine bessere Befriedigung von Bedürfnissen erlaubt (z.B. Diener et al., 
2018; Kahneman and Deaton, 2010). Für viele unserer Bedürfnisse (z.B. Pflegen von sozialen Beziehungen, 
soziale Zugehörigkeit, sich sinnstiftend betätigen etc.) ist aber nicht (nur) Geld, sondern auch Zeit erforder-
lich (Diener and Seligman 2004). Gerade wohlhabende Menschen nutzten ihre (knappe) Zeit aber nicht un-
bedingt für Tätigkeiten, die sich in der Forschung als glücksstiftend erwiesen haben (Kahneman et al. 2006). 
Auch vermutet wird, dass ab einer bestimmten Einkommenshöhe nicht mehr das absolute Einkommen 
wichtig ist, sondern der relative Vergleich mit anderen sowie das Besitzniveau (Clark et al. 2008; Brulé and 

7 Das Haushaltsäquivalenzeinkommen vergleicht die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Grösse und Zusammensetzung. Es 

berechnet sich aus der Summe der steuerbaren Einkommen aller Haushaltsmitglieder dividiert durch deren gewichtete Personenanzahl. Eine 

gängige Äquivalenzskala für die Gewichtung der Haushaltsmitglieder ist jene der OECD, welche der Person mit dem höchsten Beitrag zum Haus-

haltseinkommen ein Gewicht von 1.0 zuordnet. Weiteren Erwachsenen sowie Jugendlichen ab 14 Jahren ein Gewicht von 0.5 und jedem Kind 

unter 14 Jahren ein Gewicht von 0.3.
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Suter 2019). Nicht zuletzt zeigen Untersuchungen, dass eine Fokussierung auf materielle Ziele wie Reichtum 
und Erfolg unglücklich machen kann (Kasser 2017; Gatersleben et al. 2018). Der Stellenwert von Geld für 
das eigene Glück wird demnach möglicherweise überbewertet; sobald gewisse Grundbedürfnisse befriedigt 
sind, werden andere Ressourcen, wie zum Beispiel das Vorhandensein von selbstbestimmter Zeit, wichtiger, 
um das eigene Wohlbefinden zu steigern. Diese Argumentation weist darauf hin, dass eine Erwerbsarbeits-
zeitreduktion für Menschen mit geringem Einkommen einen negativen Effekt auf das Wohlbefinden haben 
könnte, wenn sie mit Einkommenseinbussen verbunden ist. Für Menschen mit hohem Einkommen wäre ein 
sinkendes Einkommen möglicherweise weniger schädlich für das Wohlbefinden.

Abbildung 3.3: Zusammenhang zwischen Einkommen und Zufriedenheit  

(Quelle: Eigene Darstellung basierend auf eigenen Berechnungen der Daten aus dem  

Schweizerischen Haushaltspanel (SHP 2020)

Wohlbefinden und Erwerbsarbeit(szeit)
Eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit führt, unabhängig von Veränderungen im Einkommen, nicht per se zu 
einem höheren oder geringeren Wohlbefinden. Arbeitslosigkeit, aber auch erzwungene Teilzeitarbeit beein-
trächtigen das Wohlbefinden der betroffenen Personen stark (z.B. Pedersen and Schmidt, 2011). Auch sehr 
lange Arbeitszeiten bringen Unzufriedenheit, Stress und gesundheitliche Probleme mit sich, insbesondere in 
Kombination mit prekären und flexiblen Arbeitszeiten (z.B. Hsu et al., 2019; Van Aerden et al., 2016; Vir-
tanen et al., 2012). Zwischen diesen Extremen scheinen Veränderungen in der Dauer der Arbeitszeit jedoch 
keinen nennenswerten Zusammenhang mit der Zufriedenheit oder mentalen Gesundheit aufzuweisen; be-
reits sehr geringe Arbeitszeiten von 8-10 Wochenstunden erweisen sich als zufriedenheitsstiftend (KamerȊ-
de et al. 2019 Jun 18). Wichtiger als das absolute Erwerbsarbeitspensum für das subjektive Wohlbefinden 
sind scheinbar andere Faktoren, wie z.B. die Möglichkeit einer autonomen Selbstbestimmung über Höhe 
und Ausgestaltung durch die Arbeitnehmenden und die Übereinstimmung von Zielen und Bedürfnissen zwi-
schen Arbeit und Privatleben ( Work-Life-Balance, z.B. Haar et al., 2014; Lott, 2014; Matilla-Santander et 
al., 2019). Wie eine solche optimale Übereinstimmung aussieht, variiert je nach Geschlecht und Lebenspha-
se, also z.B. ob kleine Kinder zu betreuen sind und ob entsprechende Arrangements freiwillig gewählt 
werden können (Lott 2015; Wepfer et al. 2015; Beham et al. 2018; Kuhn 2018). Eine bessere Vereinbarkeit 
von Arbeit und Privatleben durch die flexible Ausgestaltung von Teilzeitarbeit durch die Arbeitnehmenden 
führt zu höherer Arbeitsproduktivität und Arbeitszufriedenheit sowie zu einer höheren Lebenszufriedenheit 
der Arbeitnehmenden (Weber, 2017). Folgt die Ausgestaltung von Teilzeitarbeit hingegen ausschliesslich 
den Bedürfnissen der Arbeitgebenden, einhergehend mit einer höheren Arbeitsintensität, hat dies negative 
Effekte, sowohl für die Arbeits- als auch Lebenszufriedenheit (Lott 2014; Lott 2015; Lott 2018).

Insbesondere in den nordischen Ländern Europas wurden in den letzten Jahren Experimente mit Erwerbsar-
beitszeitreduktionen durchgeführt und auch hinsichtlich des Wohlbefindens und Gesundheitsaspekten der 
betroffenen Arbeitnehmenden evaluiert. Die neuesten Ergebnisse stammen aus einem Versuch in einem Al-
tersheim in Schweden, in welchem das Betreuungspersonal über 23 Monate 6 statt 8 Stunden pro Tag (d.h. 
eine 30-Stunden-Woche) arbeitete, bei vollem Lohnausgleich. Verglichen mit dem Betreuungspersonal in 
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Vergleichsheimen berichteten die Mitarbeitenden längere Schlafdauer und bessere Gesundheitswerte (tie-
ferer Blutdruck, weniger Stress, bessere Gesundheit, aktiverer Lebensstil und höhere Aufmerksamkeit), was 
sich sowohl in weniger Krankheitstagen als auch höherer Arbeitsqualität niederschlug (Lorentzon 2017). 

Auch wenn die Generalisierbarkeit der Ergebnisse dieser Einzelstudie aus dem Pflegebereich hinterfragt 
werden muss, fügen sich die Ergebnisse doch in ein Gesamtbild ein, welches positive Effekte einer Er-
werbsarbeitszeit-Reduktion für Gesundheit und Wohlbefinden aufzeigt. So fanden Akerstedt et al. (2001) 
aufgrund der Reduktion von 9- auf 6-Stunden-Tage (auch bei vollem Lohnausgleich) beim betroffenen 
Pflegepersonal bessere Schlafqualität, weniger mentale Erschöpfung, weniger Herz/Atemprobleme, eine 
positivere Arbeitseinstellung sowie auch eine bessere Zeit mit Familie und Freunden. Barck-Holst et al. 
(2017; 2019) berichten eine bessere Schlafqualität, weniger Stress, weniger negative Emotionen, bessere 
Gedächtnisleistungen, geringere Erschöpfung und bessere Work-Life-Balance bei Schwedischen Sozialar-
beiter*innen, 18 Monate nach einer Reduktion ihres ehemaligen Vollzeitpensums um 25%. Von Thiele et 
al. (2011) zeigten verringerte Krankheitsabwesenheit und höhere Arbeitsproduktivität unter Dentalassis-
tent*innen aufgrund einer Reduktion von 40 auf 37.5 Wochenarbeitsstunden auf. Insgesamt weisen diese 
Erkenntnisse somit darauf hin, dass eine geringere Erwerbsarbeitszeit, unabhängig vom Einkommen, einen 
positiven Effekt auf Wohlbefinden und Gesundheit haben könnte, insbesondere für Arbeitnehmende mit 
sehr langen und/oder flexiblen Arbeitszeiten und unter der Voraussetzung, dass Arbeitnehmende ihre Er-
werbsarbeitszeit so wählen können, dass sie zu ihren aktuellen Lebenssituationen passen.

Wohlbefinden und Aktivitäten (Zeitnutzung)
Wie in Kapitel 3.2 vorgestellt, wird unser Wohlbefinden auch dadurch beeinflusst, mit welchen Aktivitäten 
wir unsere Zeit verbringen. Menschen mit geringerer Erwerbsarbeitszeit können unter Umständen, wie in 
den Experimenten in Schweden, mehr Zeit einem aktiven Bewegungsstil mit Sport und aktiver Mobilität 
oder der Pflege sozialer Beziehungen widmen. Aus der Forschung ist bekannt, dass verschiedene Tätigkei-
ten unterschiedlich stark mit Wohlbefinden verbunden sind. So legt beispielsweise eine Übersicht über den 
zufriedenheitsstiftenden Effekt verschiedener Zeitverwendungen in Robinson und Martin (2012) nahe, dass 
Erwerbsarbeit nicht per se als unbefriedigender als z.B. Hausarbeit empfunden wird, jedoch schlechter ab-
schneidet als beispielsweise Kinderbetreuung, Hobbies, TV schauen, Lesen, Essen, Pflegen sozialer Kontakte 
oder Sport treiben. Basierend auf Daten des European Quality of Life Survey aus 34 Ländern zeigen Lahat 
und Sened (2019), dass Arbeitszeit einen negativen Effekt auf Wohlbefinden hat, während Zeit für Erho-
lung und persönliche Aktivitäten sowie Hausarbeit und (unbezahlte) Carearbeit (letzteres nur bei Frauen) 
einen positiven Effekt aufs Wohlbefinden ausüben. Auch frühere Studien haben gezeigt, dass die Pflege 
sozialer Beziehungen, Entspannung und Fitnessübungen positiver erlebt werden als z.B. Fernsehen, Shop-
ping, Hausarbeit, Erwerbsarbeit und Pendeln (Kahneman, Alan B. Krueger, et al. 2004; Kahneman, Alan B 
Krueger, et al. 2004). Pendeln, d.h. Zeit, welche für den Arbeitsweg aufgewendet werden muss, schneidet 
hinsichtlich ihres wohlbefindenstiftenden Werts besonders schlecht ab (Stutzer and Frey 2008), insbesonde-
re, wenn diese im Auto oder in öffentlichen Verkehrsmitteln verbracht wird (Ettema et al. 2016) und wenn 
dadurch Zeit für Familie und Freizeit verloren geht (Lorenz 2018).

Für dieses Working Paper ist dabei von besonderem Interesse, welche Tätigkeiten sowohl einen positiven 
Effekt auf das Wohlbefinden haben als auch eine verhältnismässig geringe Energieintensität aufweisen. 
Das sind diejenigen Tätigkeiten, die bei einer Erwerbsarbeitszeitreduktion vermehrt ausgeübt werden soll-
ten. Wie bereits aufgeführt wurde, hat Erwerbsarbeit selber eine sehr geringe Energieintensität. Die mit 
Erwerbsarbeit verbundenen Reisetätigkeiten, wie beispielsweise Pendelzeiten, haben jedoch eine sehr hohe 
Energieintensität. Somit ist Pendeln eine Tätigkeit mit einem lose-lose-Effekt: Es ist schädlich für die Umwelt 
und gleichzeitig schlecht für das Wohlbefinden.

Auf der anderen Seite zeigt sich, dass viele der Tätigkeiten, die als angenehm empfunden werden, eine 
relativ geringe Energieintensität aufweisen. Nach einer Studie aus Grossbritannien sind dies vor allem Tä-
tigkeiten in den Bereichen romantischer Beziehungen, sozialer Eingebundenheit (z.B. Unterhaltungen oder 
Spielen), Kreativität (Kunst, Musik, Tanz), Sport sowie Religiosität beziehungsweise Spiritualität ( z. B. Yoga, 
Meditation, Gebet; Isham et al., 2019). Diese Tätigkeiten werden als sehr positiv erlebt und haben im 
Schnitt geringe Umweltauswirkungen. Wenn eine Erwerbsarbeitszeit-Reduktion zu einer vermehrten Auf-
nahme dieser Tätigkeiten führt, sollte sie zu einem höheren Wohlbefinden beitragen und in Relation zu 
anderen Tätigkeiten geringere negative Konsequenzen für die Umwelt haben.
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In diesem Abschnitt haben wir aufgezeigt, dass die Erwerbsarbeit eine zentrale Funktion als Einkommens-
quelle erfüllt, welche ihrerseits die Befriedigung von Bedürfnissen und sozialer Teilhabe ermöglicht. Ab 
einem bestimmten Einkommensniveau führt zusätzliches Einkommen jedoch nicht zu einer höheren Zu-
friedenheit. Somit kann davon ausgegangen werden, dass eine leichte Einkommenseinbusse bei mittleren 
und oberen Lohnklassen durch eine (selbstbestimmte) Reduktion der Erwerbsarbeitszeit kaum zu Zufrie-
denheitseinbussen führen würde, solange eine grundlegende Bedürfnisbefriedigung gewährleistet ist. Ar-
beitslosigkeit, wie auch sehr lange Arbeitszeiten können einen negativen Einfluss auf das Wohlbefinden 
der Betroffenen haben. Jenseits dieser beiden Extreme hat die Dauer der Erwerbsarbeitszeit jedoch keinen 
unmittelbaren Einfluss auf die Zufriedenheit. Wichtiger sind hier Faktoren wie die Selbstbestimmung der 
Höhe und die Ausgestaltung der Arbeitspensen seitens der Arbeitnehmenden, um eine bessere Überein-
stimmung von Zielen und Bedürfnissen zwischen Privatleben und Erwerbsarbeit herzustellen. Somit kann 
eine Erwerbsarbeitszeitreduktion zu einer verbesserten Work-Life-Balance, und damit einer gesteigerten 
Zufriedenheit führen, was zudem eine ausgeglichenere Verteilung der Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit 
zwischen den Geschlechtern ermöglichen würde. Zudem ist für das Wohlbefinden der einzelnen Menschen 
zentral, für welche Aktivitäten sie ihre Zeit jenseits der Erwerbsarbeit nutzen. Insbesondere das Pflegen 
romantischer und sozialer Beziehungen, Entspannung und aktive Freizeitgestaltung wirken positiv. Zeit, 
welche fürs Pendeln verwendet werden muss, ist der Zufriedenheit hingegen abträglich. Bei der Zeitge-
staltung jenseits der Erwerbsarbeit besteht eine Wechselwirkung zur ökologischen Dividende. Während 
viele zufriedenheitsstiftende Aktivitäten gleichzeitig auch eine geringe ökologische Intensität aufweisen, ist 
Pendeln ein Beispiel für eine Aktivität, welche weder der Umwelt noch dem Wohlbefinden zuträglich ist. 

3.3  Die ökonomische Dividende – weniger Arbeiten für eine funktionierende 
Wirtschaft?

Wie einleitend aufgezeigt, stösst unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem nicht nur an soziale und öko-
logische Grenzen, sondern zunehmend auch an ökonomische. Die Volkswirtschaften der OECD wachsen 
seit Jahrzehnten nur noch schwach. Lange et al. (2018) kommen in ihrer Studie zum Schluss, dass sich die 
Zeiten des Wirtschaftswachstums für westliche Länder dem Ende zuneigen. Die These, dass der Wirtschaft 
das Wachstum ausgeht, unterstützen selbst Vertretende der traditionellen ökonomischen Schule, wie bei-
spielsweise der einflussreiche Harvard-Ökonom Larry Summers. Anlässlich seiner Rede an der Jahreskonfe-
renz des Internationalen Währungsfonds (IWF) 2013 sprach Summers von einer «säkularen Stagnation», 
welche den USA und Europa drohe. Wie im Abschnitt 3.1 zur ökologischen Dividende dargestellt, kann ein 
tieferes Wirtschaftswachstum und das damit einhergehende tiefere Produktionsniveau aus ökologischer 
Sicht begrüssenswert sein. Was aber sind die sozioökonomischen Folgen von tiefem oder ausbleibendem 
Wirtschaftswachstum? Folgt man der Argumentation von Mathias Binswanger in seinem Buch «Der Wachs-
tumszwang» (2019), stellt ausbleibendes Wachstum ein Problem für das kapitalistische System dar, da 
dieses strukturell auf Wachstum angewiesen ist. Binswanger (2019) argumentiert, dass die Wirtschaft ohne 
Wachstum in eine Abwärtsspirale gerät. Wenn Unternehmen keine Gewinne mehr erzielen, wird weniger 
in neue Produkte und Dienstleistungen investiert und die Unternehmen sind nicht mehr konkurrenzfähig. 
Schliesslich verschwinden sie vom Markt und Arbeitsplätze gehen verloren. Der Verlust des Erwerbseinkom-
mens führt zu geringerem Konsum, was wiederum Unternehmen vom Markt verschwinden lässt. Bereits Jo-
seph Schumpeter beschrieb die Wachstumsdynamik des Kapitalismus und sah den fundamentalen Antrieb, 
welcher «die kapitalistische Maschinerie in Bewegung» setzt und hält, in den «immer neuen Konsumgü-
tern, neuen Produktions- und Transportmethoden, neuen Märkten und Formen der industriellen Organisati-
on, welche die kapitalistische Unternehmung schafft» (Schumpeter 1975: 137). Nun zeigen die empirischen 
Daten, dass sich das Wirtschaftswachstum in den hochentwickelten Volkswirtschaften verlangsamt hat 
oder stagniert. Dies führt dazu, dass die Wirtschaft nicht mehr genügend neue Arbeitsplätze schafft, um 
die Arbeitsplätze, welche durch den Anstieg der Arbeitsproduktivität wegfallen, zu kompensieren. Unsere 
Wirtschaft steckt demnach in einer Produktivitätsfalle (Abbildung 3. 4). Als Folge sehen sich immer mehr 
Volkswirtschaften mit steigender Arbeitslosigkeit und sinkender Nachfrage konfrontiert, wobei letzteres 
zurzeit noch schuldenfinanziert kompensiert werden kann, durch erhöhte Staatsverschuldung oder private 
Verschuldungen (u.a. Konsumkredite). In der Schweiz waren im Jahr 2018 gemäss der Zentralstelle für Kre-
ditinformationen (ZEK), der die meisten Kreditanbieter*innen angehören, Konsumkredite in Höhe von mehr 
als 7.6 Milliarden ausstehend (ZEK 2019). Doch wie kann der Produktivitätsfalle und der damit verbundenen 
steigenden Arbeitslosigkeit begegnet werden?
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Abbildung 3.4: Die Produktionsfalle und mögliche Auswege (Quelle: Eigene Darstellung)

Verschiedene Autor*innen sehen in der Erwerbsarbeitszeitverkürzung einen möglichen Beitrag zur Lösung 
des Anstiegs der Arbeitslosigkeit und argumentieren, dass die derzeitige Sparpolitik u.a. mit längeren Ar-
beitszeiten und höherem Rentenalter genau in die falsche Richtung zielt. Ein weiterer Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit aufgrund von schwächerem Wirtschaftswachstum könne verhindert werden, indem insgesamt weni-
ger statt mehr gearbeitet und die verbleibende Arbeit gerechter in der Gesellschaft verteilt werde (Jackson 
and Victor 2011; Victor 2012; Antal 2014; Pullinger 2014; Zwickl et al. 2016). Jackson und Victor (2019) 
simulieren in ihrer Studie drei Szenarien für Kanada und stellen die Entwicklung von Wachstumsraten, 
Treibhausgasemissionen und Erwerbsquoten dar: (1) Ein Basisszenario (Base Case), welches den aktuellen 
Trends entspricht. (2) Ein Treibhausgasreduktionsszenario (Carbon Reduction), in dem verschiedene politi-
sche Massnahmen simuliert werden, welche auf Treibhausgasemissionen fokussieren und schliesslich (3) 
ein Szenario für nachhaltigen Wohlstand (Sustainable Prosperity), welches alle Politikmassnahmen aus dem 
zweiten Szenario enthält sowie weitere Massnahmen zur Reduktion von Umweltschäden und Politikmass-
nahmen, welche die Lebenszufriedenheit steigern sollen. Zudem wird im dritten Szenario eine Reduktion 
der Erwerbsarbeitszeit simuliert. Die Simulation der drei Szenarien zeigt markante Unterschiede. Während 
das Bruttoinlandprodukt (BIP) des Basisszenarios und des Treibhausgasemissionsszenarios durchschnittlich 
1.3% respektive 1.1% pro Jahr wächst, stabilisiert sich das BIP im dritten Szenario «Sustainable Prosperity» 
und wächst durchschnittlich um 0.4%. Interessant sind die Simulationsresultate für den Sustainable Pros-
perity Index (SPI). Der SPI wird aus sieben Indikatoren gebildet. Unter anderem fliessen die gesellschaftliche 
Ungleichheit, die durchschnittliche Erwerbsarbeitszeit oder der Verbrauch von natürlichen Ressourcen mit 
ein (Victor 2019). Die Resultate zeigen, dass einzig das Szenario «Sustainable Prosperity», welches mit redu-
zierten Erwerbsarbeitszeiten simuliert wird, einen Anstieg des Index um 35% verzeichnet. Im Basisszenario 
reduziert sich der SPI um mehr als 50%, und für das Treibhausgasreduktionszenario simuliert das Modell 
eine Reduktion um 11%. Jackson und Victor (2011) haben ein ähnliches Simulationsmodell auch für Gross-
britannien gerechnet, welches zu ähnlichen Ergebnissen kommt.

Die Simulationsmodelle von Jackson und Victor (2011; 2019) zeigen somit, dass bei einer Kombination von 
Treibhausgasreduktionsmassnahmen mit einer Erwerbsarbeitszeitreduktion eine Volkswirtschaft selbst bei 
tiefem Wirtschaftswachstum funktionieren kann und zugleich innerhalb der planetaren Grenzen verbleibt. 
Abbildung 3.4 stellt den sich selbst verstärkenden negativen Mechanismus der Produktivitätsfalle im ak-
tuellen Wirtschaftssystem (im oberen Teil der Abbildung) dem postulierten ausbalancierten Mechanismus 
einer «Sustainable Prosperity» nach Jackson und Victor (2019) (im unteren Teil) gegenüber. Eine solche 
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Volkswirtschaft (gemäss «Sustainable Prosperity») verlagert Arbeit in Sektoren, in denen die Arbeitspro-
duktivität nicht weiter steigt. Beispiele für solche (arbeitsintensiven) Sektoren sind die «Service- und Care-
ökonomie», Bildung, Handwerk, biologische Landwirtschaft und Kultur. Diese Sektoren zeichnen sich auch 
dadurch aus, dass sie relativ ressourcenleicht sind. Eine Verlagerung der Arbeit in diese Sektoren kann u.a. 
mit einer Besteuerung von Kapital und Energie anstelle von Arbeit gefördert werden. Wird Arbeit weniger 
hoch besteuert, wird einerseits der Produktionsfaktor Arbeit billiger, was die Kosten in den arbeitsintensiven 
Sektoren wie bspw. der biologischen Landwirtschaft, Bildung oder Gesundheit senkt. Andererseits, indem 
Kapital und Energie höher besteuert werden, verlagert sich der technische Fortschritt eher in Richtung 
Ressourcen- statt Arbeitsproduktivität, da Unternehmen nun die teureren Produktionsfaktoren (Kapital und 
Energie) zu minimieren suchen (vgl. z.B. OECD 2011: 3). Bereits Hans Christoph Binswanger und Kollegen 
argumentierten in ihrem Buch Arbeit ohne Umweltzerstörung (1988), dass im Rahmen eines «Ökobonus» 
die Einnahmen aus der ökologischen Steuer dafür verwendet werden sollen, die Sozialkosten der Arbeit zu 
reduzieren. Eine solche veränderte Besteuerung könnte somit, in Kombination mit einer Erwerbsarbeitszeit-
verkürzung, Arbeitsplätze erhalten und einen Anstieg der Arbeitslosigkeit bei stagnierendem Wirtschafts-
wachstum verhindern. 

In diesem Abschnitt haben wir die Bedeutung einer Erwerbsarbeitszeitverkürzung für eine funktionierende 
Wirtschaft dargestellt. Produktivitätssteigerungen führen über kurz oder lang zur Abnahme der Arbeits-
zeit, sei es in Form von kürzeren Arbeitszeiten für alle oder in Form anhaltender Erwerbsarbeitslosigkeit 
für einige. Bisher hat unsere Gesellschaft die durch Produktivitätssteigerung theoretisch verursachte Ar-
beitslosigkeit stets durch erhöhtes Wirtschaftswachstum verhindert. Seit einigen Jahren hat sich jedoch 
das Wirtschaftswachstum verlangsamt oder stagniert sogar, so dass es zunehmend schwieriger wird, jene 
Arbeitsplatzverluste zu kompensieren, welche durch den Anstieg der Arbeitsproduktivität wegfallen. Dieser 
Mechanismus wird nicht überall in erhöhten Arbeitslosenquoten abgebildet, da einerseits die Nachfrage 
und damit das Wirtschaftswachstum schuldenfinanziert stimuliert wird und andererseits vermehrt Arbeits-
plätze in Niedriglohnbereichen geschaffen werden, welche oftmals nicht existenzsichernd sind (Stengel 
2016: 83ff). Mit Blick auf die Zahlen der Internationalen Arbeitsorganisation (International Labour Organi-
sation, ILO) wird ersichtlich, dass zudem auch die Zahl der Unterbeschäftigten in Teilzeitarbeit, also jener, 
die gerne mehr arbeiten wollen aber keine passende Stelle finden, in den letzten Jahren angestiegen ist8.

Deshalb argumentieren Befürworter*innen einer Erwerbsarbeitszeitreduktion für eine allgemeine Reduk-
tion der Erwerbsarbeitszeit und eine bessere Verteilung der verbleibenden Arbeit in der Gesellschaft. Si-
mulationsmodelle mit kürzeren Arbeitszeiten und strukturellen Anpassungen der Wirtschaft zeigen, dass 
bei einer Kombination von Treibhausgasreduktionsmassnahmen mit einer Erwerbsarbeitszeitreduktion eine 
Volkswirtschaft selbst bei tiefem Wirtschaftswachstum funktionieren kann und zugleich innerhalb der pla-
netaren Grenzen verbleibt. Der Frage, wie wir als Gesellschaft eine derartige Transformation gestalten 
sollten, gehen wir im nächsten Kapitel nach und skizzieren verschiedene Ansatzpunkte für eine sozial-öko-
logische Arbeitspolitik der Schweiz, welche von der dreifachen Dividende einer Erwerbsarbeitszeitreduktion 
profitieren könnte.

8 Im Zeitraum von 2004-2019 hat sich die Zahl der Unterbeschäftigten in der Schweiz verdoppelt. Im dritten Quartal 2019 verzeichnete die Schweiz 

374›000 Unterbeschäftigte in Teilzeitarbeit (BFS 2020c).
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4  Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie – 
Ansatzpunkte für eine sozial-ökologische Arbeitszeit-
politik in der Schweiz

  „Die neue Art und Weise zu arbeiten ist nicht loszulösen von einer bestimmten Art zu leben, zu 
denken, das Leben zu erfahren (und es zu „produzieren“); es lassen sich keine Erfolge auf einem 
Gebiet erreichen ohne greifbare Ergebnisse auf einem anderen.“

(Gramsci 1990: 2164, zitiert nach; Bechtle and Sauer: 50) 

Im vorangehenden Kapitel haben wir aufgezeigt, dass eine Erwerbsarbeitszeitreduktion theoretisch zu ei-
ner dreifachen Dividende führen kann: Weniger arbeiten wirkt sich positiv auf die Umwelt aus, kann die 
Lebenszufriedenheit erhöhen und senkt die Arbeitslosigkeit. Wie Antonio Gramsci im obenstehenden Zitat 
beschreibt, sind Arbeitsformen und die Formen des gesellschaftlichen Lebens eng miteinander verbun-
den, so dass bei der Diskussion der Erwerbsarbeit immer auch die kulturelle Dimension betrachtet werden 
muss. So fordern Verfechter*innen einer Neubewertung des Arbeitsbegriffs einen kulturellen Wandel, bei 
welchem unter anderem die Sorgearbeit aufgewertet oder generell von «Tätigsein» gesprochen wird (vgl. 
Seidl and Zahrnt 2019). Andere Akteure fordern konkrete Massnahmen, um die Rolle der Arbeit neu zu 
definieren, wie beispielsweise kurze Vollzeit, Abbau von Benachteiligungen für Teilzeitarbeitende in der be-
ruflichen Vorsorge oder die Förderung von Jobsharing. Somit können abhängig vom Ziel, welches mit einer 
Reduktion der Erwerbsarbeitszeit verfolgt wird, die Ansatzpunkte und konkreten Umsetzungsmassnahmen 
stark divergieren. In diesem Kapitel wollen wir daher verschiedene Ansatzpunkte für eine sozial-ökologische 
Arbeitspolitik der Schweiz skizzieren, damit sich die dreifache Dividende einer Erwerbsarbeitszeitreduktion 
auch möglichst manifestiert.

Um eine sozial-ökologische Arbeitszeitpolitik in der Schweiz zu fördern, gibt es verschiedene Instrumente. 
Massnahmen können mittels direkt wirkender Instrumente schweizweit (d.h. im Arbeitsrecht oder in den 
Gesamtarbeitsverträgen) oder mittels indirekt wirkender Instrumente freiwillig auf Unternehmensebene 
eingeführt werden. Zudem können sich marktwirtschaftliche Instrumente wie Steuern, Abgaben, Subventi-
onen oder Zertifikate auf die Kosten-Nutzen-Rechnung der Unternehmen auswirken, was wiederum deren 
Handeln indirekt beeinflussen kann. Wir Autor*innen sehen eine kurze Vollzeit, das heisst eine generelle 
Reduktion der Erwerbsarbeitszeit für Alle, als Ziel, welches es zu verfolgen gilt. Einerseits werden dazu 
gesetzliche und gewerkschaftliche Regelungen nötig sein, da heute die einzelnen Arbeitnehmenden den 
Arbeitgeber*innen in ihrer Verhandlungsmacht strukturell unterlegen sind. Da sich eine kurze Vollzeit nicht 
einfach verordnen lässt, benötigt es andererseits indirekt wirkende Instrumente. Die einzelnen Unterneh-
men sollten genügend Freiraum erhalten, um eine kurze Vollzeit umsetzen zu können. Die Bereitschaft 
dazu kann mittels indirekt wirkender Instrumente, die versuchen mit Hilfe von Anreizen und Informationen 
Handeln für bestimmte Akteur*innen attraktiver zu machen, gefördert werden. Beispiele für indirekte In-
strumente sind Zielvorgaben, Selbstverpflichtungen, Förderprogramme oder Labeling/Zertifizierung. Nicht 
zuletzt sehen wir einen wirkungsvollen Weg darin, das Wissen und den Erfahrungsaustausch über konkrete 
Umsetzungsbeispiele verschiedener Varianten von Teilzeitarbeit zu unterstützen, so dass für Unternehmen 
soziales Lernen aus guten Beispielen möglich wird.

4.1 Kurze Vollzeit für Alle als Leitbild

Verfechter*innen der Idee einer kurzen Vollzeit greifen die dreifache Dividende einer Erwerbsarbeitszeit-
verkürzung auf und beschreiben die kurze Vollzeit als einen Weg zur Überwindung der Erwerbslosigkeit, 
zur Schaffung von Geschlechter- und Verteilungsgerechtigkeit sowie für Klima- und Ressourcenschutz. Der 
Begriff der kurzen Vollzeit wurde vom Ökonomen Helmut Spitzley (2006) geprägt und beschreibt heute eine 
30-Stunden-Woche, mit welcher sich zumindest rechnerisch am Beispiel Deutschland die Arbeitslosigkeit 
abschaffen liesse (Holtrup and Spitzley 2008). Die Idee ist somit nicht neu und wurde in der Vergangenheit 
auch immer wieder thematisiert. Durch die Ankündigung einer kurzen Vollzeit der IG-Metall in Deutschland 
im Jahr 2017 und deren späterer Umsetzung gelangte das Thema wieder auf die politische Agenda. Meist 
stand die Forderung einer kurzen Vollzeit in Verbindung mit einem vollen Lohnausgleich. Genau diese 
Koppelung ist möglicherweise der Grund, warum die Umsetzung bisher erfolglos blieb – denn wer soll die 
Kosten einer kurzen Vollzeit tragen?

Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie



CDE WORKING PAPER 6  I  Weniger ist mehr – Der dreifache Gewinn einer Reduktion der Erwerbsarbeitszeit

30

Grundsätzlich gibt es vier Möglichkeiten der Finanzierung. Die erste Möglichkeit belastet die Arbeitneh-
menden, indem der Lohn proportional zur Reduktion der Erwerbsarbeitszeit zurückgeht (kein Lohnaus-
gleich). Stattdessen kann aber in einer zweiten Variante die kurze Vollzeit auch von den Arbeitgebenden 
getragen werden, dies, indem die Löhne gleichbleiben, aber die Arbeitszeit sinkt (voller Lohnausgleich). 
Dadurch steigen die Produktionskosten und die Gewinne sinken. Diese Variante würde dem bisherigen 
Trend entgegenwirken, dass Produktivitätsfortschritte eher die Kapitaleigner*innen als die Arbeitnehmen-
den begünstigten (siehe die Ausführungen zur Lohnquote in Kapitel 2). Reagierten die Arbeitgeber*innen 
jedoch mit höheren Preisen auf ihre Produkte, würden die Kosten der kurzen Vollzeit zumindest teilweise 
wieder auf die Arbeitnehmenden (in dem Fall als Konsument*innen) zurückfallen. Weiter könnte ein voller 
Lohnausgleich dazu führen, dass menschliche Arbeitskraft noch schneller durch Maschinen ersetzt wird, da 
sie so teurer wird. Eine dritte Möglichkeit besteht darin, dass der Staat, und damit die Steuerzahlenden, 
die Kosten einer kurzen Vollzeit übernimmt, beispielsweise indem eine Verlagerung der Besteuerung weg 
von der Arbeit hinzu einer vermehrten Besteuerung von Kapital und/oder Umweltauswirkungen stattfindet 
(Quersubvention durch alternative Einnahmequellen). Bei Diskussionen rund um die Verlagerung der 
Besteuerung weg von Arbeit und hin zu Kapital und/oder Umweltauswirkungen muss stets mit einbezogen 
werden, dass die heutigen Sozialsysteme grösstenteils durch die Besteuerung von Arbeit finanziert werden. 
Die vierte und gleichzeitig die attraktivste Möglichkeit besteht darin, dass niemand Kosten übernehmen 
muss, da diese gar nicht anfallen oder mit Einsparungen verrechnet werden können (Sektorübergreifende 
Kostenvollrechnung). Eine Möglichkeit, warum dies geschehen könnte ist, dass arbeitsbezogene Krank-
heiten wie Stress, Burnout und Boreout zurückgehen und so die Gesundheitsausgaben sinken könnten und 
weniger Arbeitslosen- und Sozialhilfeausgaben nötig wären, weil die Arbeit gleichmässiger verteilt würde. 
Dass dies keine unrealistische Möglichkeit ist, argumentierte kürzlich der Luzerner Gesundheitspolitiker 
und Präsident der Gesundheitsförderung Schweiz Guido Graf (Blumer 2020). Einerseits ist der sogenannte 
Job-Stress-Index, welcher den Anteil der von ihren Anforderungen Überforderten zeigt, auf knapp über 
27 Prozent im Jahr 2019 gestiegen. Andererseits verweist Graf auf die gestiegenen Gesundheitskosten in 
Zusammenhang mit der Belastung am Arbeitsplatz. So stiegen beispielsweise im Kanton Luzern die Kosten 
in der Psychiatrie von 2012 bis 2019 um 63 Prozent und damit mehr als doppelt so stark wie jene für nicht 
psychiatrische Spitalbehandlungen. Schliesslich zeigt der Job-Stress-Index auch den Anteil von emotional 
erschöpften Menschen in der Schweiz. Auch dieser Anteil zeigt einen ansteigenden Trend: Heutzutage sind 
rund ein Drittel der 5 Millionen Erwerbstätigen in der Schweiz emotional erschöpft. Die Möglichkeit, dass 
eine Erwerbsarbeitszeitreduktion in der Schweiz keine Netto-Kosten verursachen, da sie Gesundheitskosten 
und Kosten der Arbeitslosenversicherung senken könnte, müsste eingehender untersucht und ein (wahr-
scheinlich staatlich organisierter) Transfermechanismus zwischen Gesundheits- und Lohnkosten eingerich-
tet werden.

Abgestufter Lohnausgleich bei Erwerbsarbeitszeitreduktion
Auf der Grundlage von den empirischen Erkenntnissen zu den Zusammenhängen zwischen Einkommen und 
Lebenszufriedenheit (vgl. Abschnitt 3.2 Soziale Dividende) und den Zusammenhängen zwischen Einkom-
men und ökologischer Belastung (vgl. Abschnitt 3.1 ökologische Dividende) sowie den oben dargestellten 
Möglichkeiten zur Finanzierung einer kurzen Vollzeit möchten wir Autor*innen in Abbildung 4.1 einen 
möglichen Mittelweg zwischen einer Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich und ohne Lohnaus-
gleich skizzieren.

Die schwarze Kurve in Abbildung 4.1 zeigt den Zusammenhang zwischen Einkommen und Treibhausga-
semissionen, basierend auf der Studie von Bruderer-Enzler und Diekmann (2019). Gemäss diesen Daten 
zeigt sich, dass Umweltkosten in Form von Treibhausgasemissionen bei steigendem Einkommen ab dem 
5. Dezil, d.h. dem Medianeinkommen, deutlich zunehmen. Die grüne Kurve in Abbildung 4.1 stellt den 
Zusammenhang zwischen Einkommen und Zufriedenheit dar (nach eigenen Berechnungen, basierend auf 
Daten des Jahres 2015, SHP 2020). Die grüne Kurve zeigt, dass der Nutzen von steigendem Einkommen 
für das Wohlbefinden ab dem 5. Dezil nur noch marginal zunimmt und für die höchsten Einkommen sogar 
sinkt. Wir können somit festhalten, dass hohe Einkommen schädlich für die Umwelt sind und für die Zu-
friedenheit nur einen begrenzten Mehrwert bringen. Basierend auf diesen Erkenntnissen argumentieren wir 
für eine Arbeitszeitverkürzung mit abgestuftem Lohnausgleich. Arbeitnehmende, die jetzt Vollzeit arbeiten 
und dabei weniger als den Medianlohn verdienen, könnten einen vollen Lohnausgleich bei geringerer Ar-
beitszeit erhalten. Ihnen stünde so das gleiche Einkommen wie zuvor zur Verfügung, sie hätten jedoch mehr 
Zeit, die sie zufriedenheitsstiftend einsetzen könnten. Arbeitnehmende mit Einkommen über dem Median-
lohn erhielten nur einen abgestuften Lohnausgleich, während jene mit den höchsten Einkommen keinen 
Lohnausgleich mehr erhielten. Auch letztere hätten somit mehr Zeit, gleichzeitig jedoch weniger Geld zur 
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Verfügung. Eine Erwerbsarbeitszeitreduktion mit abgestuftem Lohnausgleich wird auch von Schumacher 
et al. (2019) vorgeschlagen und für Deutschland modelliert. Aus heutiger Sicht würde sich eine negative 
Einkommenssteuer, bei welcher Haushalte mit tiefem Einkommen eine Transferzahlung erhielten (negative 
Steuer), als Instrument zur Umsetzung und Finanzierung anbieten. Mit steigendem Einkommen nehmen die 
Transferleistungen bis zu einem zu bestimmenden Schwellenwert ab. Oberhalb des Schwellenwerts müss-
ten Einkommenssteuern an den Staat gezahlt werden.

Abbildung 4.1: Partieller Lohnausgleich (Quelle: Eigene Darstellung basierend aus  

Daten aus Bruderer Enzler and Diekmann, 2019, sowie SHP, 2020)

Das Instrument einer negativen Einkommenssteuer setzt jedoch immer noch eine Erwerbsarbeitsstelle vo-
raus, um in der Gesellschaft würdig teilhaben zu können. Falls sich in Zukunft die Anzahl hinreichend 
bezahlter Berufe erheblich verknappen sollte, würde eine negative Einkommenssteuer nur noch bedingt 
funktionieren und müsste durch eine Besteuerung anderer Produktionsfaktoren ergänzt werden. Deshalb 
bevorzugen wir Instrumente, welche eine zumindest teilweise Entkoppelung von Arbeit und Existenzsiche-
rung vorschlagen (Seidl and Zahrnt 2012; Jaeggi and Mäder 2015), beispielsweise durch eine Verlagerung 
der Besteuerung hin zu Kapital, Finanzflüssen und Ressourcen. Solche Instrumente würden zudem die 
heutige Abhängigkeit der Sozialsysteme vom Vorhandensein von immer mehr Arbeit, was heutzutage mehr 
Wachstum in Form von Konsum und Produktion bedingt (vgl. Abbildung 4. 1), abschwächen.

4.2 Unterstützende Instrumente einer kurzen Vollzeit für Alle

Gegenwärtig stellt der Vorschlag einer kurzen Vollzeit für alle noch eine Utopie dar, welche sich in einer zu 
führenden gesellschaftlichen Debatte hinsichtlich von Machbarkeit und Akzeptanz bewähren muss. Es ist 
weder sinnvoll noch politisch machbar, aktuell eine kurze Vollzeit mittels gesetzlicher oder gewerkschaft-
licher Regulierungen durchzusetzen. Wir diskutieren im Folgenden indirekt wirkende Instrumente, welche 
die Debatte und den Weg zu einer kurzen Vollzeit ebnen könnten. Diese können von Unternehmen freiwil-
lig umgesetzt werden, um die Arbeits- und Lebenszufriedenheit der Arbeitnehmenden zu erhöhen.

Elternzeit
Gekoppelt an Elternschaft garantieren alle OECD Länder Reduktionen der Erwerbsarbeitszeit, dies jedoch 
mit grossen Unterschieden in der jeweiligen Ausprägung für Mütter und Väter, und meist verbunden mit 
einem zumindest anteiligen Lohnausgleich (OECD 2017b). Während die Schweiz eine 14-wöchige Auszeit 
für die Mütter kennt, bietet Schweden beispielsweise 16 Monate bezahlte Elternzeit, wobei je 90 Tage als 
Minimum für beide Eltern gelten und die restlichen 150 Tage im gegenseitigen Einverständnis zwischen 
beiden Elternteilen aufgeteilt werden können. Eine neue Studie zeigt, dass dieser flexible Teil meist von 
den Müttern in Anspruch genommen wird (Lindahl, 2018). Gemäss der Studie gibt es dafür zwei Gründe: 
traditionelle Genderdynamiken bei den Paaren sowie Erwartungen der Arbeitgebenden, dass die Väter nur 
die Pflichtanteile der Elternzeit beanspruchen.
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Die Einführung einer Elternzeit in der Schweiz könnte eine Massnahme auf dem Weg zu einer kurzen Voll-
zeit sein. Mit Anspruch an Geschlechter- und Verteilungsgerechtigkeit müsste jedoch gewährleistet werden, 
dass beide Elternteile die Elternzeit zu gleichen Teilen beziehen. Die Möglichkeit eines Transfers (wie ihn das 
schwedische Modell kennt) sollte gemäss Anne Lise Ellingsaeter, Professorin für Soziologie und Geschlech-
tergerechtigkeit, abgeschafft oder stark eingeschränkt werden (Gnewski 2019). Die Kehrseite eines solchen 
Elternzeitmodells wäre die Einschränkung der Flexibilität durch Wahlmöglichkeit und damit der optimalen 
Anpassung an die individuelle Situation.

Freistellung für Ehrenamt
In der Schweiz gibt es die Möglichkeit, für ehrenamtliche Tätigkeiten von der Erwerbsarbeit freigestellt zu 
werden. Namentlich können Arbeitnehmende bis zum 30. Altersjahr jährlich bis zu 5 Tagen unbezahlten 
Urlaub (sogenannten Jugendurlaub9) in kulturellen und sozialen Institutionen der Jugendarbeit beziehen. 
Darunter fallen vielfältige Aktivitäten wie das Leiten von Lagern, Animationsarbeit in Jugendtreffs sowie 
die eigene Aus- und Weiterbildung zum «Jugend und Sport»- Leitenden. Die Einsätze sind unentgeltlich, 
für entsprechende Kaderkurse kann jedoch eine Erwerbsausfallentschädigung von 80% des Lohnes geltend 
gemacht werden, welche via AHV-Ausgleichskasse ausbezahlt wird. 

Auch viele grössere und kleinere Betriebe in der Schweiz kennen kürzere und längere «Corporate Voluntee-
ring»-Programme auf betrieblicher Ebene. Dies teilweise in selbstgewählten Projekten, teilweise in durch den 
Betrieb eingegangenen Kooperationen mit Einsatzprogrammen, welche, je nach Einsatzdauer, bei vollem 
Lohnausgleich oder aber unentgeltlich geleistet werden können (Lorenz et al. 2016). Ein nicht zuletzt inter-
essantes, wenn auch bisher auf die Zeit nach dem Erwerbsleben beschränktes Projekt hat die Stadt St.Gallen 
ins Leben gerufen. Freiwillige Rentner*innen können Arbeitseinsätze in der Betreuung und Begleitung von 
Senior*innen leisten, welche dann ihrem «Zeitkonto» gutgeschrieben werden. Die Stadt St.Gallen garantiert 
für die Einlösbarkeit der angesparten «Zeitstunden» (Trageser et al. 2017). Dies ist ein Versuch, mit ehren-
amtlicher Tätigkeit zur eigenen Altersvorsorge beizutragen und gleichzeitig das Vorsorgesystem zu entlasten.

Diese Ansätze liessen sich im Sinne einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik weiterentwickeln. Eine an 
entsprechende Bedingungen gekoppelte Bewilligung zur Reduktion der Erwerbsarbeit könnte dazu führen, 
dass die neue erwerbsarbeitsfreie Zeit in soziale und ökologische Aktivitäten fliesst, welche «ressourcen-
leichter» sind als allfällige Freizeitaktivitäten und somit einem möglichen Zeit-Rebound-Effekt entgegenge-
wirkt wird (Hanbury et al., 2019). Neben der Erwerbsarbeit geleistete Freiwilligenarbeit hat zudem positive 
Effekte auf Burnout- und Stresssymptome, die mentale Gesundheit sowie die Work-Life-Balance (Ramos et 
al. 2015). Nicht zuletzt würden Formen der «Freistellung für Ehrenamt» ein Signal der Anerkennung solch 
sozialen und ökologischen Engagements aussenden und damit auch die gesellschaftliche Wertschätzung 
von Teilzeitarbeit erhöhen. 

Auf betrieblicher Ebene liessen sich Volunteer-Programme, bedingungsvolle unbezahlte Urlaube und Sab-
baticals in diese Richtung weiterentwickeln, bis hin zu einer Kombination von Zeitvorsorgeeinsätzen die in 
sogenannten Zeitkonten über die gesamte Lebenszeit hinweg festgehalten werden. Auf nationaler Ebe-
ne könnten Programme, ähnlich dem oben geschilderten Jugend und Sport Programm, auf weitere Al-
tersgruppen und sozial-ökologische Aktivitäten ausgedehnt werden, wie z.B. auf durch NGOs vermittelte 
Umwelteinsätze oder Freiwilligeneinsätze von BENEVOL. (Abgestufte) Entschädigung könnten wie beim 
Jugendurlaub über die Erwerbsersatzordnung festgelegt werden.

Fokus auf Win-Win Situationen
Wie in Kapitel 3 dargestellt, haben verschiedene Aktivitäten sowohl in Bezug auf das individuelle Wohlbe-
finden als auch für die Umwelt unterschiedliche Effekte. Das Pflegen romantischer und sozialer Beziehun-
gen sowie kreative, spirituelle und sportliche Tätigkeiten stellen (wenn nicht mit motorisierten Anfahrtswe-
gen verbunden) sogenannte Win-Win Situationen dar (Isham et al. 2019); sie fördern das Wohlbefinden 
und sind gleichzeitig ressourcenleicht. Eine Lose-Lose Situation stellt hingegen die Zeit dar, welche für den 
Arbeitsweg aufgewendet wird. Insbesondere, wenn diese im Auto oder mit den öffentlichen Verkehrsmit-
teln zurückgelegt wird, wirkt sie sowohl fürs Wohlbefinden als auch für die Umwelt nachteilhaft (Ettema 
et al. 2016). Teilzeitarbeitsmodelle sollten also so ausgerichtet werden, dass sie auch weniger Pendlerwege 
generieren. Aus dieser Sicht wären also Modelle, welche die Anzahl der Wochenarbeitstage verkürzen, 

9 Der Jugendurlaub ist im Obligationenrecht in Artikel 329e gesetzlich geregelt.
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solchen, welche die Anzahl der Arbeitsstunden pro Tag verkürzen, vorzuziehen, wie eine Simulationsstudie 
unterschiedlicher Arbeitszeitmodelle aus Grossbritannien berechnete (King and van den Bergh 2017). Nicht 
zuletzt liesse sich das Potential der Vermeidung von Lose-Lose-Situationen natürlich auch unabhängig von 
einer Reduktion der Erwerbsarbeitszeit ausschöpfen, etwa durch die Förderung von Home Office. 

Win-Win Situationen zu schaffen liegt hauptsächlich in der Eigenverantwortung der Arbeitnehmenden. 
Arbeitszeitregime können hier unterstützend gestaltet werden, indem sie eine Flexibilisierung zugunsten 
der Arbeitnehmenden und damit eine bessere Work-Life-Balance erlauben, welche neben Sorgearbeit auch 
noch zeitliche Freiräume für persönliche Interessen (selbstbestimmt gestaltete Zeit) ermöglichen. Ein mög-
licher Beitrag liegt in höherer Arbeits(zeit)autonomie, ohne dass diese mit zunehmender Arbeitsintensität 
einhergeht (von Jorck and Schrader 2019). Dies mit dem Ziel, dass Menschen die Erwerbsarbeitszeit besser 
mit den Zeiten des öffentlichen Lebens (wie Öffnungszeiten von Geschäften und Verwaltung, Stundenpläne 
der Schulen), sowie der Mitmenschen (Partner*in, Kinder) koordinieren können. In diese Richtung gehen 
auch Ideen für eine verbesserte Synchronisierung der Zeiten (z.B. in einer Stadt), d.h. eine Zeitpolitik, welche 
durch die öffentliche Hand koordiniert werden könnte (Reisch and Bietz 2014).

Neue Indikatoren: Lebensqualität und Zeitwohlstand
Seit 250 Jahren und dem berühmten Werk von Adam Smith - The Wealth of Nations (1776) - beschränkt 
sich insbesondere in westlich geprägten Gesellschaften das Verständnis von Wohlstand im Wesentlichen 
auf das Wachstum von Gütern und Dienstleistungen, welches mit dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) gemessen 
wird. Dieser Fokus hat unter anderem dazu geführt, dass unsere moderne Gesellschaft zwar über eine histo-
risch einmalige Gütermenge verfügt, jedoch über wenig Zeit. So legt beispielsweise der Soziologe Hartmut 
Rosa dar, dass das Übermass an Produkten, Konsum und Ereignissen uns daran hindert, genügend Zeit für 
Dinge einzusetzen, welche wir für ein gutes Leben als wichtig erachten, bspw. für entspannende und kre-
ative Musse, freie Persönlichkeitsentfaltung oder Freundschaften (Rosa 2016). Diese Überlegungen nimmt 
auch die Debatte rund um Zeitwohlstand auf und hinterfragt den Begriff Wohlstand im Hinblick auf seine 
Adäquatheit bezüglich unserer Vorstellungen von einem guten Leben bzw. Lebensqualität. Zeitwohlstand 
weist verschiedene Facetten auf, welche sich in vier Komponenten unterscheiden lassen: 1.) rein quanti-
tativ über mehr Zeit verfügen, 2.) bei Bedarf ausreichend gemeinsame Zeit miteinander verbringen, 3.) in 
möglichst hohem Ausmass selbstbestimmte Zeit realisieren können sowie 4.) nach Bedarf über genügend 
entschleunigte10, entdichtete Zeit verfügen (Rinderspacher 2012: 21).

Doch wie lassen sich solche Gedanken zu Lebensqualität in die Realpolitik übersetzen? Einst sagte Joseph 
Stiglitz im Nachgang der Präsentation des Berichtes «Measurement of Economic Performance and Social Pro-
gress» (Fitoussi et al. 2011): «What we measure, is what we do». Demzufolge könnten neue Messmethoden 
zur Bestimmung von Wohlstand und Lebensqualität als Brückenschlag zwischen Forderungen nach mehr Zeit-
wohlstand und der Realpolitik dienen. Verschiedene Länder kennen teilweise bereits seit Längerem alternative 
Wohlstandsindikatoren, welche den nichtmateriellen Wohlstand ins Zentrum rücken. Besonders interessant 
sind dabei die Ansätze von Bhutan und Ecuador, welche auch die Verfügbarkeit von Zeit berücksichtigen. In 
dem von Ecuador erstellten Index des Vida Saludable y Bien Vivir (IVSBN) wurde nicht Geld, sondern Zeit als 
zentraler Wohlstandsindikator eingeführt (Burchardt 2017). Die Einführung der Integration von Zeitpraktiken, 
also des alltäglichen Umgangs mit der Zeit, in einen Wohlstandsindex kann die aktuellen Debatten um eine 
Neubewertung und -definition des Wohlstandsbegriffes anregen und gleichzeitig die Stellung von Teilzeitar-
beit in einer Gesellschaft neu beleuchten. Des Weiteren können Diskurse über die Frage wie Wert geschaffen 
wird, wer diesen schöpft und wer diesen abschöpft (siehe bspw. Mazzucato 2019) möglicherweise entschei-
dend für die in Abschnitt 3.3 (ökonomische Dividende) dargestellte Notwendigkeit einer Verschiebung der 
Wirtschaftsleistung hin zu arbeitsintensiven und gleichzeitig ressourcenschonenden Sektoren sein.

Sozialversicherungen und Steuersystem
Wie in Kapitel 2 dargelegt, entfällt schätzungsweise rund die Hälfte der Steuereinnahmen des öffentlichen 
Sektors auf die Besteuerung von Arbeit. Werden weitere obligatorische Lohnbeiträge wie die berufliche Vor-
sorge, die Unfallversicherung und Familienzulagen dazugezählt, erreicht der Anteil der Einnahmen aus der 
Besteuerung von Erwerbsarbeit rund 63 Prozent. Soll eine kurze Vollzeit für alle umgesetzt werden, drängt 
sich somit eine Umstrukturierung des Sozial- und Steuersystems auf und insbesondere die Frage nach einer 

10 Der Soziologe Hartmut Rosa beschreibt in seinem Buch Beschleunigung (2016) die Entschleunigung als Gegenkonzept zu einem auf Wachstum 
getrimmten Kapitalismus. Dabei beschreibt er einen entschleunigten Alltag als Möglichkeit, um zur Besinnung zu kommen, in Resonanz zu unserer 
Mit- und Umwelt zu treten und zu bemerken, was wirklich wichtig ist im Leben; etwa soziale Beziehungen und sinnvolle Tätigkeiten.

Erwerbsarbeitszeitreduktion als Transformationsstrategie
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zumindest teilweisen Entkoppelung von Erwerbsarbeit und Existenzsicherung (Jaeggi and Mäder 2015). 
Auch wenn mithilfe einer kurzen Vollzeit für alle die Arbeit gerechter in der Gesellschaft verteilt werden 
kann und somit theoretisch mehr Personen am Arbeitsmarkt teilnehmen können, muss davon ausgegangen 
werden, dass die Besteuerung von Arbeit weniger Steuereinnahmen für den öffentlichen Sektor generieren 
wird. Deshalb sollte sich ein zukünftiges Steuersystem weg von der Besteuerung von Arbeit hin zu der von 
Kapital und Ressourcen orientieren. 

Insbesondere treibhausgasemissionsintensive Luxusgüter und Dienstleitungen sowie beispielsweise Nitra-
teinträge müssten höher besteuert werden, um so den Ausfall bei der Besteuerung von Arbeit zu kom-
pensieren. Dies würde unter anderem dazu führen, dass Güter und Dienstleistungen konkurrenzfähiger 
werden, zu deren Produktion viel Zeit bei gleichzeitig verhältnismässig geringem Einsatz nichterneuerbarer 
Ressourcen benötigt werden (bspw. biologische Landwirtschaft und Reparaturarbeiten). So könnte, was 
heute bereits in Nischen wie solidarischer Vertragslandwirtschaft oder Repair Cafés stattfindet, auch in der 
Gesellschaft als Ganzes eine ökonomisch tragfähige Option werden. 

Zudem müssten für die Umsetzung einer kurzen Vollzeit für alle die bestehenden Hürden abgebaut und die 
Teilzeitarbeit als Ganzes gestärkt werden, so dass sich Teilzeitarbeitende weder in prekären Arbeitsverhält-
nissen wiederfinden, noch die Teilzeitarbeit sich mehrheitlich auf Frauen konzentriert. Für Letzteres müssten 
also auch die Hürden für Teilzeitarbeit bei Männern abgeschafft werden. 

Eine weitere Hürde für Teilzeitarbeit ist die Altersvorsorge, wobei insbesondere das Vorsorgereglement der 
Pensionskassen teilweise problematisch ist. Der Koordinationsabzug gilt meistens bei Vollzeit und Teilzeit. 
Das ist ein Grund, warum die berufliche Vorsorge vieler Teilzeitarbeitenden ungenügend ist. Löhne von Teil-
zeitarbeitenden sollten gleichermassen wie jene der Vollzeitbeschäftigen versichert sein, indem der Koor-
dinationsabzug dem Beschäftigungsabzug angepasst wird. Heute ist diese Anpassung den Pensionskassen 
selbst überlassen. 

Reale Utopien
Was wäre, wenn wir infolge einer Verringerung der Erwerbsarbeitszeit mehr freie Zeit zur Verfügung hät-
ten? Es gab schon immer Unternehmen, welche innovative Arbeitszeitmodelle umgesetzt haben und sich 
von den damaligen praktizierten Arbeitszeitmodellen unterschieden. Eine aus heutiger Sicht sehr progressi-
ve Massnahme wurde bereits 1931 beim US-amerikanischen Lebensmittelproduzenten Kellogg’s als Reakti-
on auf die grosse Rezession umgesetzt. W. K. Kellogg reduzierte die tägliche Arbeitszeit auf sechs Stunden 
und bezahlte dabei denselben Lohn wie vorher für acht Stunden. Dieses Modell galt für Teile der Belegschaft 
bis in die 1970er Jahre (Hunnicutt 1992; Bregman 2017). 

Toyota hat seit 2002 in den schwedischen Betriebsstätten den 6-Stunden Tag eingeführt (Bhattacharya 
2015). Und Göteborgs Stadtregierung hat im Februar 2015 einem 18-monatigen Experiment eines 6-Stun-
den Tages im städtischen Altersheim zugestimmt. Die ersten Evaluationsberichte zeigen positive Effekte auf 
mehreren Ebenen. So empfanden die Mitarbeitenden unter anderem, dass mit einem 6-Stunden Tag eine 
bessere Balance zwischen Arbeit und Privatleben und auch eine bessere Betreuung möglich seien, mehr 
Energie für die Arbeit zur Verfügung stehe sowie allgemein ein besseres Arbeitsklima herrsche (Gyllensten 
et al. 2017; Lorentzon 2019). 

Seit 2014 gibt es für vier Branchen (Elektro-, Fahrzeug-, Stahl- und Papierindustrie) in Österreich eine kol-
lektivvertraglich vereinbarte Freizeitoption. Diese eröffnet den Arbeitnehmenden die Möglichkeit, anstelle 
einer Lohnerhöhung zusätzliche Freizeit zu erhalten. Den Arbeitnehmenden stehen verschiedene Wahlmög-
lichkeiten für den Verbrauch zur Verfügung: Sie können damit ihre wöchentliche Arbeitszeit reduzieren, 
ihren Urlaub verlängern oder aber die zusätzliche freie Zeit für längere Freizeitphasen ansparen. Wissen-
schaftliche Studien (Gerold et al. 2017; Gerold and Nocker 2018 forthcoming) sowie Untersuchungen der 
Arbeiterkammer zeigen, dass die Freizeitoption positive Effekte auf die Beschäftigung hat: Neben den be-
schäftigungspolitischen Chancen hat sie auch positive gesellschaftliche und gesundheitliche Auswirkungen, 
etwa auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder auf eine Umverteilung der Lebensarbeitszeit.

Aus diesen und weiteren innovativen Versuchen lassen sich Lehren ziehen, welche Effekte unterschiedliche 
Ausgestaltungen kurzer Vollzeit haben können. Wenn diese Erfahrungen evaluiert, diskutiert und Entschei-
dungsträger*innen zugänglich gemacht werden, können sie zum Nachahmen und Adaptieren einladen, 
weitere Unternehmen zu neuen Schritten in Richtung zukunftsfähiger Arbeitszeitmodelle inspirieren und so 
nicht zuletzt umfassendere arbeitszeit-politische Veränderungen anstossen.
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 Schlussfolgerungen

5 Schlussfolgerungen
Unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem stösst an soziale, ökologische und ökonomische Grenzen und 
bedarf deshalb eines grundlegenden Wandels. Vor diesem Hintergrund haben wir in diesem Working Pa-
per dargestellt, welche Potentiale eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit für die Umwelt, Lebenszufrie-
denheit und das Funktionieren der Wirtschaft haben könnte und sind der Frage nachgegangen, inwiefern 
Anstrengungen zur Reduktion der Erwerbsarbeitszeit für die Schweiz eine mögliche suffizienz-orientierte 
Transformationsstrategie im Sinne einer Nachhaltigen Entwicklung darstellen könnte. Angesichts der öko-
logischen, sozialen und ökonomischen Probleme scheint es immer wahrscheinlicher, dass eine Reduktion 
der gesamtgesellschaftlichen und individuellen Erwerbsarbeitszeit nicht nur einen optimalen, sondern einen 
notwendigen Teil einer suffizienz-orientierten Transformationsstrategie bilden wird. Die Dringlichkeit einer 
Transformation unseres Wirtschafts- und Gesellschaftssystems zeigt sich aktuell während der weltweiten 
Pandemie, hervorgerufen durch den Coronavirus SARS-CoV-2. Dabei wird uns schmerzlich vor Augen ge-
führt, wie anfällig unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem in den letzten 30 Jahren durch den eindimen-
sionalen Fokus auf Profitmaximierung geworden ist. Gleichzeitig zeigt uns die Coronakrise aber auch auf, 
was möglich wäre und bereits ist, und dass die bisher jeweils ins Feld geführten sogenannt nicht verhandel-
baren Argumente wie interessengesteuerte Politik, wirtschaftliche Sachzwänge, technologische Barrieren 
und unveränderliche Verhaltensmuster sich doch innert kürzester Zeit verändern lassen. 

Während in den Nachhaltigkeitswissenschaften bereits länger Konsens besteht, dass Effizienz- und Kon-
sistenzstrategien alleine für den dringend benötigten Wandel nicht reichen werden, sondern zusätzlich 
Ansätze einer Suffizienz-Strategie umgesetzt werden müssen, könnten nun diese Einsichten auch auf einer 
breiteren politischen und gesellschaftlichen Ebene auf Gehör stossen; dies nicht zuletzt aufgrund der Tat-
sache, dass im Zuge dieser Pandemie die Wissenschaft wieder an Glaubwürdigkeit zu gewinnen scheint. 
Insbesondere im Nachgang zur Coronakrise dürfte es wichtig sein, den Ansätzen der Suffizienz-Strategie 
Nachdruck zu verleihen und Forderungen nach einem Vorrang der Wirtschaftsstützung auf Kosten der Um-
welt und der Gesundheit entgegen zu treten.

Damit wir auf zukünftige Krisen besser vorbereitet sind, sollten wir nicht unreflektiert auf Antworten und 
bewährte Lösungen von gestern zurückgreifen, sondern die Widersprüche und Synergien zwischen Sekto-
ren wie Gesundheitswesen, Wirtschaft, Ernährung oder Energiesystemen so gestalten, dass dadurch eine 
Transformation hin zu einem widerstandsfähigeren Wirtschafts- und Gesellschaftssystem unterstützt wird. 
Dafür benötigen wir neue oder zumindest angepasste Antworten. Im vorangegangenen Kapitel haben wir 
neue Ansatzpunkte dargestellt, wie durch eine Erwerbsarbeitszeitreduktion den Herausforderungen in den 
ökologischen, sozialen und ökonomischen Dimensionen begegnet werden könnte. Wie in Kapitel 3 ausge-
führt, hängt der Effekt einer Erwerbsarbeitszeitverkürzung nicht zuletzt davon ab, wie sich die Reduktion 
der Erwerbsarbeitszeit auf das verfügbare Einkommen auswirkt und was wir in unserer Freizeit machen. Die 
konkrete Ausgestaltung der in Kapitel 4 vorgestellten Ansatzpunkte bewegt sich in einem Anspruchsdreieck 
zwischen den drei beschriebenen Dividenden. Die Ziele müssen eine gerechte und klimaneutrale Gesell-
schaft sowie eine funktionierende Wirtschaft sein (Abbildung 5.1).

Abbildung 5.1: Gestaltungsrahmen einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik im Spannungsfeld  

ökologischer, sozialer und ökonomischer Ziele (Quelle: Eigene Darstellung)
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Abbildung 5.1 zeigt, dass der Weg zu einer gerechten und klimaneutralen Gesellschaft sowie einer funkti-
onierenden Wirtschaft ein Aushandlungsprozess ist, da sich je nach Umsetzungsform Trade-Offs zwischen 
den angenommenen positiven Effekten ergeben. Betrachten wir eine Erwerbsarbeitszeitreduktion beispiels-
weise aus einer rein ökologischen Perspektive, könnte eine klimaneutrale Gesellschaft am effizientesten mit 
einer Reduktion der Erwerbsarbeitszeit ohne Lohn- und Personalausgleich erreicht werden. Eine solche Aus-
gestaltung würde jedoch erhebliche soziale Kosten verursachen. Beispielsweise führt ein mangelnder Lohn-
ausgleich zu einer finanziellen Schlechterstellung, insbesondere in Niedriglohnbranchen und bei prekären 
Arbeitsverhältnissen. Umgekehrt ist es naheliegend, dass eine Erwerbsarbeitszeitreduktion mit vollem Lohn-
ausgleich aus sozialer Perspektive zwar wünschenswert sein kann, gleichzeitig aber zu erhöhtem Konsum 
und damit einhergehend einer Zunahme der Umweltbelastung, also negativen Effekten in der ökologischen 
Dimension führen könnte. Eine Reduktion der Erwerbsarbeitszeit ohne Personalausgleich, d.h. einer Einspa-
rung anstelle einer Weiterverteilung der freiwerdenden Arbeit, verhindert die ökonomisch wie auch sozial 
wünschenswerte Reduktion der Arbeitslosigkeit und kann zudem zu einer Verdichtung der Arbeit führen, 
was in der Folge die Gesundheitskosten weiter ansteigen lassen würde. Die Umsetzung einer Erwerbsar-
beitszeitreduktion muss deshalb sorgfältig gegen mögliche unerwünschte Folgen in den drei Dimensionen 
der Ökologie, Wirtschaft und Gesellschaft abgewogen werden. Von vorneherein wird es die eine Lösung 
nicht geben, vielmehr ist die Transformation hin zu einer gerechten, klimaneutralen Gesellschaft und ei-
ner funktionierenden Wirtschaft für alle ein Such- und Lernprozess. Neue Wege und Instrumente müssen 
ausgetestet, angepasst und teilweise auch verworfen werden. Die Eckpunkte dieses Prozesses sehen wir 
Autor*innen in einer sozialverträglichen Erwerbsarbeitszeitreduktion, so dass die Reduktion der Erwerbs-
arbeitszeit weder zu Lasten der Arbeitnehmenden in Form von verdichteter Arbeit geht, noch zulasten von 
Menschen mit nicht-existenzsichernden Einkommen. Unerlässlich scheint uns eine gerechtere Verteilung der 
bezahlten und unbezahlten Arbeit zwischen Männer und Frauen. 

Die Coronakrise könnte ein ähnliches Gelegenheitsfenster für eine Transformation des Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystems bieten, wie die Rezession in den 1970er Jahren, als der Keynesianismus durch den 
Neoliberalismus abgelöst wurde. Wir hoffen mit dem vorliegenden Arbeitspapier einen Beitrag zur Debatte 
eines Alternativentwurfs einer gerechten und klimaneutralen Gesellschaft sowie einer funktionierenden 
Wirtschaft zu leisten.
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Weniger ist mehr: Gilt dieses Motto auch für unsere Erwerbsarbeitszeit? Mit dem vorliegenden Bericht beleuch-
ten wir die Frage, inwiefern Anstrengungen zur Reduktion der Erwerbsarbeitszeit für die Schweiz eine mögliche, suf-
fizienz-orientierte Transformationsstrategie im Sinne einer Nachhaltigen Entwicklung darstellen könnten. Mittels eines 
umfassenden Literaturreviews erörtern wir, welche ökologischen, individuellen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Effekte in Zusammenhang mit Erwerbsarbeitszeit aktuell diskutiert werden, und welche Implikationen sich daraus für 
unterschiedliche Handlungsebenen in der Schweiz ergeben. Eingangs zeigen wir das Verhältnis von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit auf, stellen Trends in der Wichtigkeit von Erwerbsarbeit für die Bevölkerung dar und reissen das 
Problem an, dass die Schweiz auf die Einkommen aus Erwerbsarbeit als Steueraufkommen angewiesen ist. Im Haupt-
teil untersuchen wir die sogenannte «dreifache Dividende»; das Versprechen, dass eine Erwerbsarbeitszeit-Reduktion 
als Transformationsstrategie ökologische, soziale und ökonomische Probleme lösen könnte. Wir argumentieren ers-
tens, dass eine Erwerbsarbeitszeitreduktion das Potential birgt, die Treibhausgasemissionen der Wirtschaft zu senken, 
während zweitens gleichzeitig das Wohlbefinden der Bevölkerung gefördert werden könnte. Drittens könnte eine Er-
werbsarbeitszeitreduktion dem Problem der steigenden Arbeitslosigkeit entgegentreten, welche durch die Stagnation 
des Wirtschaftswachstums in Kombination mit dem technologischen Fortschritt entsteht. Wir skizzieren anschliessend 
Ansatzpunkte einer sozial-ökologischen Arbeitszeitpolitik für die Schweiz. Wir erhoffen uns mit dem vorliegenden 
Arbeitspapier einen Beitrag zu einer Debatte um einen Alternativentwurf einer gerechteren und klimaneutralen Ge-
sellschaft sowie einer funktionierenden Wirtschaft zu leisten.
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»Whether we like it or not, human beings need food and shel-
ter, and so do the animals that live with them/us. (…) All in all, 
care is central to daily life.« (Mol et al. 2010, 7). So beginnt das 
Herausgeberinnen-Team die Einleitung zu einer Artikelsammlung 
mit dem Titel »Care in Practice. On Tinkering in Clinics, Homes 
and Farms.« Andere lassen die Haus- und Nutztiere aus dem Spiel 
und konzentrieren sich in ihren Analysen der Care-Arbeit auf die 
Sorge für und Versorgung von Menschen. Die französische Philo-
sophin Geneviève Fraisse redet von den »Services à la personne«, 
von Dienstleistungen am und von der Versorgung von Menschen2 
(Fraisse 2011) und wiederum andere von Tätigkeiten und täglichen 
Aufgaben, die sich um die Gesundheit und das Wohlbefinden von 
Menschen drehen, die diese nicht selber tun können oder wollen 
(Wolkowitz 2006, 148). Einen eingeschränkteren Begriff von Care-
Arbeit verwendet das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung 
von Frau und Mann, das unter Care-Arbeit nur Dienstleistungen 
für sogenannt »Abhängige« versteht. Darunter werden Kinder, pfle-
ge- und betreuungsbedürftige Erwachsene verstanden (EBG 2010, 
34). So verstanden umfasst dieser Begriff in der Schweiz etwa einen 
Viertel der Care-Arbeit, die in einer Studie der UNRISD3 zu Care-
Arbeit gezählt wurde. Eine solche Engfassung des Begriffs Care-
Arbeit wird von feministischen Theoretikerinnen hinterfragt. Ob es 
uns passt oder nicht: Wir sind alle abhängig von Care-Arbeit, unser 
Lebensstandard und Wohlbefinden hängen wesentlich davon ab.

Der englische Begriff Care bedeutet »sich – unbezahlt oder be-
zahlt – um die körperlichen, psychischen, emotionalen und ent-
wicklungsbezogenen Bedürfnisse eines oder mehrerer Menschen zu 
kümmern« (EBG 2010, 34). Diese Bedeutung des Begriffs leuch-
tet ein, aber es ist nicht klar, ob nun Gastgewerbe, Detailhandel 
oder die Arbeit von Coiffeusen und Coiffeurs dazu gezählt werden 
sollen. Eine einzig gültige Definition, welche Tätigkeiten zur Care-
Arbeit zu zählen sind, gibt es nicht. Und trotzdem dreht es sich 
immer irgendwie um Arbeiten, die direkt auf das Wohlergehen von 
Menschen ausgerichtet sind. 
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Selbst wenn massenweise lebensnotwendige Konsumgüter wie 
Nahrungsmittel und Kleidung industriell produziert werden, 
braucht es sehr viel Arbeit, um sie in Lebensstandard respektive in 
Wohlfahrt umzuwandeln. Unbezahlte Arbeit in Haushalten dient 
wesentlich der Erhöhung unseres Lebensstandards (Picchio 2003). 
Die Konsumgüter müssen eingekauft, Kleider müssen gewaschen, 
Mahlzeiten gekocht, Wohnungen geputzt, Bettwäsche ab und zu 
gewechselt werden. Kleinkinder können sich das Essen nicht selbst 
aus dem Kühlschrank holen und aufwärmen, gehbehinderte Men-
schen haben Schwierigkeiten, selbst einzukaufen, Babys müssen ge-
wickelt werden, bettlägerige Kranke gewaschen. Wir alle brauchen 
mindestens in bestimmten Phasen unseres Lebens Menschen, die 
solche Arbeiten für uns tun. Aus dieser Sicht gibt es in wirtschaftlich 
weit entwickelten Gesellschaften zwei Verwertungs- und Produkti-
onsprozesse: einen industriellen, der Güter produziert, und einen 
Prozess, der mit viel Arbeit zu einem grossen Teil in Haushalten die 
Konsumgüter und die Einrichtungen in Lebensstandard und Wohler-
gehen umwandelt. Im Jahr 2010 wurden von Schweizer Haushalten 
für knapp 30 Milliarden Franken Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke eingekauft, der monetarisierte Wert für das Zubereiten 
von Mahlzeiten betrug mehr als das Doppelte: rund 63 Milliarden 
Franken. Dazu kommen Tischdecken, Abwaschen und Wegräumen 
des Geschirrs, was zusätzlich unbezahlte Arbeit im Wert von knapp 
26 Milliarden Franken beansprucht hat. Im Vergleich: Banken und 
Versicherungen wiesen im gleichen Jahr eine Bruttowertschöpfung 
von 60 Milliarden Franken auf! Allein um mit ihren Kindern spa-
zieren zu gehen und ihnen bei den Hausaufgaben zu helfen, wenden 
Eltern doppelt so viel Zeit auf, als im ganzen Erziehungs- und Un-
terrichtswesen vom Kindergarten bis zur Universität an Erwerbs-
stunden gearbeitet wird.4

Bei den personenbezogenen bezahlten und unbezahlten Dienstleis- 
tungen handelt es sich, volkswirtschaftlich gesehen, um ein riesiges 
Arbeitsvolumen (Madörin 2010a, 2010b), das kann nicht genug 
betont werden. Der wesentlich grössere Teil dieser Arbeit wird un-
bezahlt geleistet, mindestens zu zwei Dritteln von Frauen. Der An-
teil der Frauen bei der bezahlten Care-Arbeit ist etwa gleich hoch. 
Der Dienst an und für Menschen ist bis heute in einem »weiteren 
Spektrum von komplexeren gesellschaftlichen Institutionen« (wie 
Familie, Haushalte, private und öffentliche Einrichtungen der Er-
ziehungs- und Gesundheitswesen, Privatwirtschaft, informelle Er-
werbsstrukturen etc.) organisiert (Fortunati 1995, 57), als dies für 
die Arbeitsmärkte der Industrie und der nicht-personenbezogenen 
Dienstleistungen der Fall ist. Der Anteil regulär, jedoch meist nicht 
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üppig bezahlter Lohn- und Selbständigenarbeit an der gesamten Ca-
re-Arbeit nimmt heute zwar zu. Er ist aber immer noch bedeutend 
kleiner als die schlecht entschädigte, informelle oder der grosse Rest 
unbezahlte Arbeit. Im Zeitalter des Kapitalismus hat die bezahlte 
und unbezahlte Care-Ökonomie immer den Wirtschaftssektor der 
Frauen par excellence dargestellt (Madörin 2011). Bis in die 1950er 
Jahre waren Haushalte für Mädchen und Frauen der wichtigste 
Erwerbsbereich (Davidoff 1995, 89), sogar in einem Industrieland 
wie England. Erst danach nahm die Erwerbsarbeit in Haushalten 
stark ab, um in Form von haushaltsnahen und personenbezogenen 
Dienstleistungen wieder aufzutauchen, vorwiegend schlecht be-
zahlt und wiederum meist von Frauen verrichtet. Wie ein Vergleich 
der politischen und sozialen Ökonomie von Care in acht Ländern 
zeigt (s. UNRISD-Forschungsprojekt, Anmerkung iii), unterschei-
det sich heute die gesellschaftliche Organisation der Sorge- und 
Versorgungswirtschaft dennoch beträchtlich. Die historischen und 
geografischen Unterschiede dürfen jedoch nicht über zwei grundle-
gende Gemeinsamkeiten hinwegtäuschen: Überall handelt es sich 
um einen riesigen Zeitaufwand, und überall sind es vorwiegend 
Frauen, welche diese Arbeiten verrichten. Sie verschwinden trotz 
technischem Fortschritt – und unabhängig vom politischen System 
– nicht5 (Madörin 2011), obwohl sich die Verhältnisse, in denen sie 
erbracht werden, immer wieder verändern. 

Die Entwicklung von Haushaltsgeräten nach dem 2. Weltkrieg 
hat zwar etliche Hausarbeiten wesentlich erleichtert. Ein Teil der 
Arbeit von Hausangestellten wurde in den westlichen industriali-
sierten Ländern dank Haushaltsmaschinen vorwiegend in unbe-
zahlte Arbeit von Ehefrauen verwandelt. Ein Teil der Zeitersparnis 
in der Haushaltsproduktion wurde dafür verwendet, den Lebens-
standard zu Hause substanziell zu verbessern.6 Bedeutende Umwäl-
zungen fanden und finden auch im Gesundheitswesen statt, diese 
haben eine grosse Zunahme der professionellen Pflege und anderer 
medizinischer (Frauen-)Berufe mit sich gebracht. Gegenwärtig ste-
cken wir wiederum mitten in einer Reorganisation der Care-Öko-
nomie und damit auch der Geschlechterverhältnisse. Von 1992 bis 
2012 sind beispielsweise, in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) gemessen, 
im Industrie- und Bausektor7 der Schweiz über 155‘000 VZÄ ver-
loren gegangen und allein im Gesundheits- und Sozialwesen rund 
148‘000 VZÄ dazugekommen. Zusammen mit dem Unterrichts- 
und Erziehungswesen wurden zusätzliche 193‘000 VZÄ geschaf-
fen. Die Erwerbstätigkeit von Frauen hat in der ganzen bezahlten 
Wirtschaft um 202‘000 VZÄ (auf insgesamt 1’319‘000 VZÄ) zuge-
nommen, allein im Gesundheits- und Erziehungssektor um 144‘000 



131

VZÄ. Die Zahl der Vollzeitstellen von Männern hat in der gleichen 
Zeit praktisch stagniert, sie hat auf 2‘137‘000 VZÄ von Männern 
(2010) nur um 17‘000 VZÄ zugenommen.8 Diese Entwicklung ist 
nicht aussergewöhnlich, sie findet in allen wirtschaftlich weit ent-
wickelten Ländern statt, nur nicht überall unter gleichen Bedin-
gungen. Und die Arbeitsplätze im Bereich der personenbezogenen 
Dienstleistungen werden im Vergleich zu allen andern in Zukunft 
weiter massiv zunehmen und teurer werden (Baumol 2012, Donath 
2000, Madörin 2010b, 2011). 
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Trotz ihrer überwältigenden Grössenordnungen taucht die Care-
Ökonomie weder in der Wirtschaftsgeschichte, den wirtschaftstheo- 
retischen Denktraditionen noch in den öffentlichen Debatten als 
eigenständiger Wirtschaftsbereich auf. Von den ihr eigenen Dyna-
miken, Ausbeutungs- und Herrschaftslogiken ist kaum die Rede, 
höchstens sporadisch und partiell als Aspekt anderer Fragestel-
lungen. Wenn es um das Denken der Care-Arbeit aus ökonomischer 
Sicht geht, gibt es meiner Ansicht nach in sämtlichen Traditionen 
ökonomischer Analysen – auch der marxistischen oder institutio-
nellen9 – drei grosse intellektuelle Hindernisse:

 
1. Es wird gemeinhin angenommen, dass Reichtum und Wohlfahrt 
 im Erwerbssektor geschaffen werden. Der technische Fortschritt 
 und die wirtschaftliche Entwicklung bestehen im Rahmen dieser 
 Annahme im Wesentlichen darin, dass in allen Produktions- und 
 Dienstleistungsbereichen die Arbeitsproduktivität substanziell 
 erhöht wird und damit die gesellschaftlich notwendige Arbeits- 
 zeit auch bei steigendem Lebensstandard abnimmt. In Realität 
 aber driften die Arbeitsproduktivitäten in den verschiedenen Be- 
 reichen des Wirtschaftens auseinander und führen zu einem im- 
 mer grösseren Aufwand an arbeitsintensiven Tätigkeiten. Gleich- 
 zeitig ist der Bereich der unbezahlten Arbeit immer noch sehr 
 gross. Dies wirft Fragen auf, die zentral sind für eine Debatte 
 über die Care-Ökonomie (Madörin 2011).

 
2. Care-Arbeit hat wirtschaftstheoretisch nie interessiert, einzig 
 feministische Ökonominnen haben sich des Themas angenom- 
 men. Ganze Bibliotheken wurden über Industriearbeit, über 
 unmenschliche Fliessbandarbeit, über Taylorisierung, über Lohn- 
 sklaverei und Entfremdung in der Güterproduktion geschrieben. 
 Aber es gibt sehr wenig Literatur über personenbezogene Dienst- 
 leistungen – und auch diese ist neueren Datums. Wenn über- 



132

 haupt, wird über Dienstleistungen im Allgemeinen geschrieben, 
 und diese in Kategorien aufgeteilt, die wenig Aufschluss über die 
 Care-Arbeit geben und den Eindruck erwecken, es handle sich 
 bei der Care-Arbeit um eine ökonomische Marginalie. Das Fak- 
 tum der direkten Personenbezogenheit von Arbeit wird nicht als  
 relevantes Unterscheidungsmerkmal gesehen. Es fehlen nicht nur 
 die entsprechenden statistischen Unterteilungen, sondern auch die 
 Kategorien, um die Arbeitsprozesse adäquat beschreiben zu kön- 
 nen, welche den personenbezogenen Dienstleistungen zugrunde 
 liegen. Adäquate Begriffe und Analysen sind notwendig, um de- 
 ren andere Logiken der Herrschaft, der Ausbeutung und Ent- 
 fremdung zu begreifen. Kurzum, es handelt sich bei der Care-Ar- 
 beit immer noch weitgehend um einen ›Dark Continent‹, durch- 
 aus im Freud’schen Sinn. 

 
3. Die grosse Mehrheit der Care-Arbeit, ob bezahlt oder nicht, wird 
 von Frauen verrichtet. Das ist wohl eines der grössten Hinder- 
 nisse des Denkens und der Entwicklung wirtschaftstheoretischer 
 Konzepte und Begriffe, welche zu relevanten politökonomischen 
 Einsichten in die Care-Ökonomie führen könnten. Männer inte- 
 ressiert die Frage wenig. Sie sind es immer noch, welche gesell- 
 schaftskritische wie wirtschaftstheoretische Debatten in allen Be- 
 reichen des gesellschaftlichen Lebens dominieren – auch über die 
 Ressourcen für solche Debatten.

 
In diesem Essay geht es um den zweiten Punkt: Um die den Care-
Arbeiten inhärenten materiellen Logiken. Es handelt sich um As-
pekte, die bei meiner Arbeit zur politischen und sozialen Ökonomie 
von Care bisher als ungelöstes Problemfeld ökonomischen Denkens 
zurückgeblieben sind. Zur Care-Arbeit gibt es inzwischen eine in-
teressante feministische Forschung von Soziologinnen, Pflegewis-
senschafterinnen, Anthropologinnen, Philosophinnen und Histo-
rikerinnen, aber kaum systematisierte Analysen aus ökonomischer 
Sicht. Hier soll auf vier Themenbereiche eingegangen werden, die 
ich für meine feministisch-ökonomischen Überlegungen aus sol-
chen Forschungen herausdestilliert habe. Ich halte sie für eine wirt-
schaftspolitische Zukunftsdebatte für wichtig. 
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Für meine makro- und meso-ökonomischen Überlegungen habe ich 
den Begriff bezahlte und unbezahlte personenbezogene Dienstleis- 
tungen gewählt. Zum einen, weil er als allgemeiner Begriff einen  
zentralen Aspekt der Care-Arbeit hervorhebt, nämlich dass sie direkt 
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auf das Wohlergehen einzelner Menschen zielt. Sie ist ohne Subjekt-
Subjekt-Beziehung nicht möglich, im Unterschied zur Güterproduk-
tion oder Arbeiten am Bildschirm. Der andere Grund: Vergleichende 
Quantifizierungen sind – mit Schwierigkeiten – möglich. Wobei 
nicht klar ist, was dazu zählen soll: auch der Detailhandel und das 
Gastgewerbe, die Arbeit der Coiffeuse, der Taxifahrerin, der Flug-
begleiterin, des Sozialarbeiters und der Vermögensberaterin? Das 
hängt in der Praxis von den Fragestellungen ab. Allen genannten 
Tätigkeiten ist gemeinsam, dass ihre Dienstleistung ohne Anwesen-
heit und Beteiligung der LeistungsbezügerInnen nicht möglich ist 
und dass die unvermeidlich direkten körperlichen und psychischen 
Wirkungen auf LeistungsbezügerInnen wichtig sind für die Qualität 
der Leistungen. Die gängige statistische Unterscheidung zwischen 
›Sozialen Dienstleistungen‹, zu denen auch der medizinische Dienst, 
Krankenhäuser oder Primarschulen gezählt werden, und ›Perso-
nenbezogenen Dienstleistungen‹10, zu denen haushaltsnahe Dienst-
leistungen, aber auch Unterhaltung, Museen und das Gastgewerbe 
gehören (Rieger et al. 2012, 19), ist unbrauchbar für eine Analyse 
der Care-Ökonomie, weil sie von den Besonderheiten personenbe-
zogener Dienstleistungen abstrahiert. 

Die PatientInnen befinden sich dort, wo zum Beispiel eine Pfle-
gefachfrau arbeitet, sei es ein öffentliches oder privates, profitori-
entiertes Spital. Sie pflegt die PatientInnen, berührt sie, redet mit 
ihnen. Wie sie das tut und wie viel Zeit sie dafür hat, ist wichtig 
für das Wohlergehen der PatientInnen und ihre Genesung. Das gilt 
auch, allerdings in einem beschränkteren Ausmass, für ÄrztInnen. 
Für das Gesundheitspersonal in Spitälern vieler Industrieländer hat 
sich aber, was die Beziehungen zu den PatientInnen anbelangt, etwas 
Grundlegendes geändert: die Arbeitsorganisation. Ein Newsweek-
Heft hat vor Jahren den riesigen Umbau der US-Spitäler durch die 
Fallpauschalen thematisiert. Es ist darin die Rede von einem »zwei-
spurigen Bewusstsein« (two-track-mind), das den SpitalärztInnen 
aufgezwungen worden ist. Es müssen zwei Ziele gleichzeitig erreicht 
werden: die richtige Behandlung der PatientInnen und die Einhal-
tung der Kostenvorgaben (Samuel et al. 2005, 251). Nun begleiten 
sozusagen zwei Piepser die ÄrztInnen und das Pflegepersonal wäh-
rend ihrer Arbeit: der Notfallpiepser und der Kostenpiepser. Ich 
bin überzeugt, dass dieser zweite Piepser heute einer der grössten 
Stressfaktoren in Spitälern und generell dort ist, wo bei öffentlichen 
personenbezogenen Dienstleistungen Steuerungsinstrumente des 
Public Management eingeführt worden sind. Bei diesem doppelten 
Bewusstsein respektive den zwei Piepsern im Kopf11 handelt es sich 
um eine Art von Entfremdung bei der Arbeit, die sich meiner An-
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sicht nach von derjenigen unterscheidet, die Marx für die Fabrikar-
beit beschrieben hat. 

)XLMO�HIV�'EVI�%VFIMX�YRH�MLVI�}OSRSQMWGLIR�:SVEYWWIX^YRKIR

Im Care-Sektor Tätige verrichten ihre Arbeit immer an dem Ort, 
an dem sich die Menschen befinden, für die sie ihre Dienstleistung 
erbringen. Das ist ein entscheidender Punkt, unabhängig vom Ver-
hältnis der Dienstleistenden zu diesen Menschen und unabhängig 
vom institutionellen Rahmen der Care-Arbeit. Die Interaktionen, 
die unvermeidlich mit den personenbezogenen Dienstleistungen ein-
hergehen, entziehen sich letztlich einer standardisierten Kontrolle.12 
Als ich meine Mutter im Pflegeheim besuchte, beklagte sie sich, dass 
sie tags zuvor »abgespritzt« worden sei. »Meinst du duschen?«, 
fragte ich. »Ja klar duschen«, sagte sie. »Aber es war ein richtigge-
hendes Abspritzen.« 

Offiziell wurde im Pflegeheim bestimmt die Leistung notiert, mei-
ne Mutter sei geduscht worden. Niemand wird jemals kontrollieren 
können, ob ein Mensch geduscht oder abgespritzt wird. 

In der Regel wird der Unterschied zwischen Abspritzen und Du-
schen als ethische Frage thematisiert, nicht als Unterschied beim Ar-
beitsaufwand, als unterschiedliche Leistung. Der Care-Teil der Ar-
beit wird vor allem als wünschenswerte Beziehung einer Pflegenden 
zu ihren PatientInnen, als Teil ihrer Professionalität gesehen. (SBK-
ASI 2011:37/8) Nur stellen sich dabei die ökonomischen Fragen: 
Wie viel Zeit muss vorgesehen werden, damit dem professionellen 
Standard entsprechend Duschen anstatt Abspritzen möglich ist? 
Und welches professionelle Können braucht es, um eine gebrech-
liche Person gut duschen zu können? Je nach Antwort verursacht 
Duschen eben mehr Kosten als Abspritzen. 

Ob es uns passt oder nicht: Aus ökonomischer und betriebswirt-
schaftlicher Sicht stellt sich letztlich ›nur‹ die Frage, ob die ökono-
mischen Rahmenbedingungen Duschen anstelle von abfertigendem 
Abspritzen ermöglichen. Das hängt wesentlich von der Zeit ab, die 
dem Personal für solche Tätigkeiten zur Verfügung steht, von seiner 
Ausbildung, Arbeitsmotivation und Vorstellungen über eine gute 
Pflege – und nicht zuletzt auch davon, wie stressig die Arbeit und 
wie das Arbeitsklima ist. Ob Pflegende duschen oder abspritzen, 
wird – bei allen Standardisierungen – jedoch niemals überwacht 
werden können. Das können nur die PatientInnen selbst und viel-
leicht auch die PflegerInnen beurteilen. 

Durch wirtschaftliche Massnahmen, so meine These, können also 
nur die Voraussetzungen für eine gute Care-Arbeit geschaffen oder 
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abgeschafft werden. Mehr nicht. Es geht um die gesellschaftliche 
Organisation der materiellen Bedingungen, um die Rahmenbedin-
gungen von Care-Arbeit, um das Zur-Verfügung-Stellen der not-
wendigen ökonomischen Ressourcen und Arbeitsräume. Care wird 
nicht produziert, sowenig wie Leben. Es gibt kein Produkt Care. 
Das gibt es nur als Denkkonstrukt der KostenanalystInnen, Wirt-
schaftsingenieurInnen und ÖkonomInnen, beispielsweise im Kon-
zept der Fallpauschalen für Spitäler (Samuel et al. 2005). Meiner 
Ansicht nach ist es jedoch irreführend, personenbezogene Dienstleis- 
tungen deshalb als immateriell zu bezeichnen.13 Sie materialisieren 
sich nicht in Gütern, sondern in erster Linie in unseren Körpern, in 
unserer Person. 

(MI�:MIPWGLMGLXMKOIMX�ZSR�'EVI�%VFIMX�YRH�HEW�4VSFPIQ�H]WJYROXMS�
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Die neue Frauenbewegung hat den wegweisenden Begriff der Bezie-
hungsarbeit in den 1970er-Jahren lanciert. In diesem Begriff sind 
mehr oder weniger explizit zwei Aspekte personenbezogener Dienst-
leistungen angesprochen. Personenbezogene Dienstleistungen setzen 
erstens soziale Infrastrukturen voraus, damit Care-Arbeit möglich 
ist, ähnlich wie es für den Verkehr eine Infrastruktur braucht. Es 
braucht Arbeit und andere Ressourcen, zum Beispiel eingespielte 
Arbeitsteams, Räume für Kinderkrippen, Telefonkontakte, Präsenz-
zeiten etc., um solche Beziehungsinfrastrukturen zu schaffen und 
zu erhalten. Der zeitliche Aufwand der professionellen ambulanten 
Pflege hängt auch davon ab, wie eingespielt die professionellen Pfle-
gerInnen mit den KlientInnen und ihren Familienangehörigen oder 
LebenspartnerInnen sind. (Bartholomeycik 2007) Es braucht eben 
Zeit, bis es soweit ist. Zeit- und Effizienzberechnungen abstrahie-
ren jedoch in der Regel von diesen Prozessen. Kathleen Lynch und 
Maureen Lyons unterscheiden bei der Care-Arbeit zwischen pri-
märer Care-Arbeit, die sie »love work« nennen und die die »tiefsten 
Bedürfnisse« von Menschen befriedigt, sekundärer, genereller Care-
Arbeit, wie sie z.B. Hausangestellte oder Pflegepersonen leisten, und 
tertiärer Solidaritätsarbeit (Lynch/Walsh 2009, 39ff). So problema-
tisch die Kategorien »love work« und »Solidaritätsarbeit« sind, so 
interessant sind die unterschiedlichen Beziehungsstrukturen, die es 
braucht, um die verschiedensten Care-Arbeiten zu ermöglichen. 

Der zweite Aspekt bezieht sich auf die schon erwähnte Tatsache, 
dass eine personenbezogene Dienstleistung ohne Beziehungsarbeit 
nicht möglich ist. Das wissen und praktizieren wir alle. Problema-
tisch ist jedoch, dass diese Dimension der Care-Arbeit hauptsäch-
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lich aus ethischer und psychologischer Perspektive, als Problem so-
zialer und kommunikativer Kompetenz diskutiert wird, und nicht 
als Frage des dafür notwendigen Arbeitsaufwandes. Care-Arbeit ist 
komplex. Laut Lynch und Walsh Care-Arbeit »… involves not only 
emotional work and moral commitment, but also mental work (in-
cluding a considerable amount of planning), physical work (doing 
practical tasks including body work such as lifting, touching and 
massaging) and cognitive work (using the skills of knowing how to 
care)« (Ebd., 42). Sie betonen, dass jede Variante von Care-Arbeit 
verschiedene Kombinationen dieser Ebenen enthält (Ebd.).

Gegenwärtig findet im Gesundheits-, Sozial-, und Bildungswesen 
eine Taylorisierung der Arbeitsprozesse statt, die von den Erfah-
rungen der Industrialisierung geprägt ist. Aber faktisch geht es – so 
meine These – um eine andere Art von Arbeitsteilung als im industri-
ellen Produktionsprozess, nämlich um eine Trennung der verschie-
denen Ebenen von Care-Arbeit, wie sie Lynn und Walsh beschrei-
ben. Die Ärztin untersucht den Patienten und entscheidet über die 
Behandlung, die Pflegefachfrau führt die medizinische Behandlung 
aus und verrichtet vor allem die medizinisch-technischen Arbeiten. 
Die weniger ausgebildete Grundpflegerin wäscht die PatientInnen 
und hilft ihnen aufzustehen, die Hilfskräfte putzen und bringen das 
Essen, kommunikativ und psychologisch geschulte Pflegefachper-
sonen übernehmen die heiklen Gespräche. Zweck dieser Arbeitstei-
lung ist, dass dadurch eine Lohnhierarchie eingeführt werden kann 
und wie in der Industrie die Arbeitsabläufe standardisiert und damit 
kontrolliert werden können: Je physischer, berührungsintensiver die 
Tätigkeit, desto schlechter ist sie in der Regel bezahlt, je mehr die 
Arbeit mit den täglichen körperlichen Bedürfnissen eines Menschen 
zu tun hat, desto mehr wird sie verachtet und als unqualifiziert be-
trachtet – und desto billiger ist die Arbeitskraft. Je mehr koordi-
niert, gemanagt und entschieden wird, desto besser bezahlt und als 
professionell angesehen ist die Arbeit. Es ist längstens eine Arbeits-
hierarchie entstanden, die nach Geschlecht, Herkunft und Ethnie 
strukturiert ist (McDowell 2009). 

Frau kann argumentieren, dass im 19. Jahrhundert eine ähnliche 
Standardisierung der Arbeitsprozesse bei der handwerklichen Pro-
duktion durchgesetzt wurde – gegen den militanten Widerstand von 
HandwerkerInnen. Allerdings hat dann diese Industrialisierung zu 
einer massiven Ausweitung der Produktion von Konsumgütern und 
zur Erhöhung des Lebensstandards geführt. Dass dies in Bereichen 
der Care-Arbeit im gleichen Ausmass der Fall sein wird, muss je-
doch stark bezweifelt werden,14 nicht nur, weil Care-Arbeit nicht 
einfach von Maschinen ersetzt und damit immer effizienter werden 
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kann, sondern auch, weil sie nur gut sein kann, wenn die Arbeits-
prozesse der Logik der Care-Arbeit entsprechend organisiert sind. 

Ein ehemaliger Elektriker und heutiger Pflegefachmann erzählte 
mir, dass er Pflege als Zweitberuf gewählt habe, weil er eine sinn-
vollere und »bessere« Arbeit suchte. Zuerst arbeitete er an einem 
Universitätsspital, war jedoch zunehmend unzufrieden mit seiner 
Arbeit und überlegte sich, in seinen alten Beruf zurückzukehren: 
»Wenn schon alles wie am Fliessband gehen muss, dann lieber Lei-
tungen legen als Leute pflegen.« Er wechselte das Spital und fand 
nun seine Arbeit wesentlich befriedigender. Er erklärte mir den 
Unterschied zwischen den beiden Spitälern anhand des folgenden 
Beispiels: Bei der Runde am Abend habe er gesehen, dass es einem 
tags zuvor operierten Patienten schlecht ging. Der Patient hatte ei-
nen bedenklich erhöhten Puls. Der Pfleger öffnete das Fenster, setzte 
sich neben den Patienten und fragte ihn, ob es ihm nicht gut gehe. 
Dieser erzählte, sein Nachbar habe ständig Besuch gehabt, und 
das habe ihn gestört, er habe sich nicht wirklich ausruhen können. 
Nach einer Viertelstunde Daseins des Pflegers war der Puls der Pa-
tienten wieder normal. Der Pfleger fügte erklärend hinzu, dass dies 
im früheren Spital kaum möglich gewesen wäre, er hätte nicht so 
viel Zeit aufwenden dürfen am Bett des Patienten. Er hätte den Arzt 
holen müssen, und dann wäre möglicherweise eine ganze Reihe von 
Aktivitäten eingeleitet worden. Letzteres wäre als Leistung verbucht 
worden, das Dasitzen jedoch nur als in der regulären Pflege anfal-
lender Aufwand, für den keine Leistung verrechnet werden könne, 
obwohl es in diesem Fall sehr viel effizienter, respektive kostengüns- 
tiger war, als eine Ärztin zu holen. 

Heute gehört zur Standardklage der Pflegefachpersonen, dass sie 
nicht mehr genügend Zeit haben für ihre PatientInnen und deshalb 
nicht mehr wissen, wie es ihnen geht. Aus verschiedenen Work-
shops und Gesprächen mit erfahrenen Pflegefachpersonen habe 
ich festgestellt, dass es dabei auch um das Abhandenkommen von 
Wahrnehmungsmöglichkeiten, um die Vielschichtigkeit zwischen-
menschlicher Kommunikation geht: durch Berührungen, spontane 
Wahrnehmung von PatientInnen und Gespräche. So erzählte eine 
seit vielen Jahren tätige Pflegefachperson, dass sie früher genauer 
einschätzen konnte, wie es den PatientInnen ging. Sie nahm wäh-
rend des Bettens, Putzens, Reinigens der Lavabos, beim Bringen 
der Mahlzeiten, beim Abholen des Geschirrs und natürlich bei der 
Grundpflege vieles wahr. Manchmal habe sie festgestellt, dass Pati-
entInnen traurig oder sehr müde waren, und konnte sich daraufhin 
erkundigen, wie es ihnen geht.15 Bei der heutigen Arbeitsorganisa-
tion kommen diese informellen, diffusen und spontanen Wahrneh-
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mungen zusehends zu kurz. Es werden nicht nur Zeitabläufe aufge-
stückelt, sondern die ›Wahrnehmungsräume‹ auf das Personal einer 
Abteilung aufgeteilt und eingeengt. Die eigenen Wahrnehmungen, 
aufgrund von Anwesenheit, Gesprächen, Berührungen während der 
Care-Arbeit, die Art und Weise, wie eine Angestellte aufgrund ihres 
Wissens und ihrer Situationskompetenz reagiert, zählen im Zeitalter 
der Ökonomisierung der Care-Arbeit in doppelter Hinsicht immer 
weniger: Im Arbeitsprozess werden die Möglichkeiten, die individu-
ellen Menschen wahrzunehmen und mit ihnen zu interagieren, zu-
nehmend arbeitsteilig eingeengt oder ganz wegrationalisiert. Dazu 
kommt, dass das Benchmarking und die standardisierten Leistungs-
vereinbarungen und -abrechnungen die Möglichkeiten, das Wahr-
genommene in professionelles Handeln umzusetzen, einschränken. 
Es ist meistens schlicht keine Zeit dafür vorgesehen. Eine fatale Ent-
wicklung, welche die im Gesundheits-, Sozial- und Erziehungswesen 
Tätigen zwingt, ihre Arbeit mindestens zum Teil anders zu machen, 
als sie es im konkreten Fall richtig fänden und es ihren ethischen 
Vorstellungen entspräche. Ich vermute, dass dies heute eine der 
wesentlichsten Stressursachen im Gesundheits-, Sozial- und Erzie-
hungswesen ist. Die – zwar wichtige – Beseitigung von Lohndis-
kriminierung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen sind keine 
Antwort auf die hier beschriebene Entfremdung bei Care-Arbeiten.

PatientInnen müssen sich heute unzähligen Interventionen ver-
schiedener Personen anpassen. Eine australische Studie zeigte bei-
spielsweise, dass eine Schwangere von Beginn ihrer Schwangerschaft 
bis nach der Geburt ihres Kindes, inklusive Wochenbettbetreuung 
und Mütterberatung, mit bis zu 30 Personen aus dem Gesundheits-
wesen in Kontakt kommt (NSWMA 2008).16 Ganz schön anstren-
gend, zusätzlich zum Gebären! Damit werden nicht nur grosse Be-
ziehungsleistungen von Schwangeren verlangt, es erfordert auch 
einen riesigen Koordinationsaufwand. Und die Schwangeren erhal-
ten oft sich widersprechende Beratungen und Anleitungen. Die aus-
tralische Hebammenvereinigung NSWMA diagnostiziert denn auch 
für die Hebammen- und Geburtshilfedienste unter anderem, dass 
sie fragmentiert, ineffizient, ungerecht (teuer) seien und nicht den 
Bedürfnissen der Frauen entsprächen. (Ebd.)

Der Unterschied zur Arbeitsteilung in der Güterproduktion ist 
dabei, dass die betreffende Person mit ihrem Körper eine Einheit 
bildet und die statistisch erfassten, einzelnen Behandlungs-, Pflege- 
und Betreuungsleistungen sich nicht zu einem von ihr getrennten 
Produkt zusammenmontieren lassen wie Motor, Chassis und Karos-
serieteile eines Autos. 
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Zunehmend ist in der englischsprachigen Literatur anstatt von 
personenbezogenen Dienstleistungen von ›interactive services‹ die 
Rede. Dadurch wird zum Ausdruck gebracht, dass sich die Anfor-
derungssituation durch die Interaktion zwischen Menschen stän-
dig verändert – sei es zwischen Pflegenden und Kranken, zwischen 
LehrerInnen und Kindern oder zwischen SozialarbeiterInnen und 
KlientInnen. Professionalität und Kompetenz bei Care-Arbeiten be-
stehen gerade darin, auf diese unvorhersehbaren Prozesse adäquat 
reagieren, das theoretische und praktische Wissen der Situation an-
passen zu können. Das gilt auch für unbezahlte Care-Arbeiten. Und 
es widerspricht fundamental den fordistischen, standardisiert or-
ganisierten Arbeitsprozessen, welche bestimmten Inputs eindeutige 
Outputs, respektive Resultate zuordnen. Annemarie Mol, politische 
Philosophin und Ethnographin, beschreibt die Vielschichtigkeit 
von Behandlungsprozessen und -entscheidungen in einem faszinie-
renden ethnographischen Bericht über die Behandlung von Bein-Ar-
terienerkrankungen (Mol 2002: 218 ff). Sie weist darauf hin, dass 
es bei medizinischen Behandlungen meist keinen absoluten Stan-
dard für die Beurteilung gibt, ob eine Behandlung richtig oder falsch 
ist. Meistens geht es um eine bessere oder schlechtere Behandlung 
im Vergleich zu andern Behandlungsmöglichkeiten. Das Problem 
beginnt aber damit, dass ›besser‹ oder ‹schlechter‹ einen Vergleich 
voraussetzt, bei dem klar ist, was verglichen werden soll. Dafür 
braucht es eine Simplifizierung respektive Standardisierung von 
Krankheitssymptomen und Behandlungserfolgen. Mol illustriert das 
an zwei Behandlungsmöglichkeiten: Operation und Gehtherapien. 
Mit zwei standardisierten Kriterien werden diese Erkrankungen be- 
urteilt: 1. Wie weit kann ein Patient ohne Schmerzen gehen, 2. wie 
verstopft sind die Arterien? Bei der chirurgischen Behandlung wird 
vorausgesetzt, dass die Operation die grundlegende Ursache für die 
Schmerzen beim Gehen beseitigt. Es zeigte sich jedoch, dass nach 
der Behandlung viele PatientInnen, welche eine Gehtherapie hinter 
sich hatten, weiter gehen konnten, als diejenigen, welche die ver-
stopften Arterien operieren liessen. Wurde jedoch gemessen, wie 
das Blut durch die operierten Arterien fliesst, waren die gehthera-
pierten PatientInnen aus chirurgischer Sicht noch gleich krank wie 
vorher, während es den operierten PatientInnen definitionsgemäss 
bedeutend besser ging. Sowohl bei der Erklärung der Ursache als 
auch bei der Analyse des Behandlungsresultats stellt sich die schwie-
rige Frage, was nun eine gute Behandlung ist. Das hängt wesentlich 
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davon ab, was als Problem der PatientInnen und als Erfolg der Be-
handlung angesehen wird. In der Praxis geht es bei medizinischen 
Behandlungen um verschiedene, komplexe Fragen, die bei der Ent-
scheidungsfindung vereinfacht werden müssen. (Ebd., 246) Der ent-
scheidende Punkt dabei ist, dass die Antworten auf diese Fragen im 
Verlauf der Behandlung anders ausfallen können als zu deren Be-
ginn. Julian Tudor Hart17 weist darauf hin, dass das Denken in und 
das Abrechnen von Leistungen und Produkten eine Aufsplitterung 
der Arbeitsprozesse fördert und eine Voraussetzung zur Privatisie-
rung und Vermarktung von Care-Dienstleistungen darstellt. (Hart 
1992) 

Die Sozialarbeitswissenschafterin Silvia Staub-Bernasconi hat 
die Problematik von offenen Arbeitsprozessen in der Sozialarbeit 
thematisiert. Die neoliberale Konzeption von Dienstleistung läuft, 
so Staub-Bernasconi, auf eine »McDonaldisierung« der Sozialen 
Arbeit hinaus: »McDonaldisierte soziale Systeme funktionieren 
effizient aufgrund des Vollzugs von Schritten innerhalb eines vor-
gezeichneten, durch die managerielle Führungsebene kontrollierten 
Prozesses. Von Professionalität kann hier keine Rede sein.« (Staub-
Bernasconi: 2007) Auch hier geht es um das gleiche Thema: Was die 
Kompetenz bei Care-Berufen wesentlich ausmacht, nämlich die Fä-
higkeit, auf komplexe Situationen ad hoc adäquat reagieren zu kön-
nen, wird durch eine rigide Standardisierung wegrationalisiert. Hin-
ter der McDonaldisierung der Care-Arbeit steckt die ökonomische 
Vorstellung, dass das Gesundheitswesen, die Sozialarbeit und das 
Bildungswesen unter anderem deshalb immer teurer werden, weil 
sie nicht effizient und zielorientiert genug organisiert sind. Das ist 
ein grosser Irrtum. (Madörin 2011, 2013) Eine solche Argumenta-
tion überzeugt aber offensichtlich die politische Öffentlichkeit noch 
immer. Ich vermute, dass dies auch deshalb der Fall ist, weil die 
Effizienz-Argumentation erfolgreich an unsere zweihundertjähri-
ge Erfahrung mit der immer schnelleren und billigeren Güterpro-
duktion anknüpft. Nur ist das im Fall der Care-Arbeit schlicht und 
einfach falsch. Eine solche Effizienzvorstellung kann nur um den 
Preis der Verminderung der Qualität und des faktischen Abbaus 
der Care-Arbeit durchgesetzt werden. Und sie macht aus Menschen 
Objekte.

iFIVPIKYRKIR�^Y�IMRIV�>YOYRJXWHIFEXXI

Im Jahr 1979 erschien ein Essay der französischen Philosophin Ge-
neviève Fraisse unter dem Titel ›Femmes toutes mains, essai sur le 
service domestique‹. Dreissig Jahre später wurde dasselbe Buch neu 
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aufgelegt, diesmal unter dem Titel ›Service ou servitude. Essai sur 
les femmes toutes mains‹. Die Veränderung des Titels der Zweitauf- 
lage weist auf eine Verschiebung der Fragestellung hin. In einem 
Interview zur Neuauflage des Buches beschreibt die Autorin, wie 
stark sich die Verhältnisse, in denen persönliche Dienstleistungen 
erbracht werden, geändert haben: Bis 1848 hatten männliche Die-
ner in Frankreich kein Stimmrecht, weil sie als nicht autonom be-
trachtet wurden, als zu sehr vom Herrn abhängig und ihm loyal 
verbunden. Anfangs des 20. Jahrhunderts waren Hausangestellte 
in den bürgerlichen Haushalten rund um die Uhr verfügbar, später 
konnten sie unabhängig leben und verfügten über ein Minimum an 
Arbeitsrechten, arbeiteten aber immer noch lange und verdienten 
sehr wenig. In den 1970er-Jahren traten Haushaltsangestellte als 
Mitglieder der französischen Gewerkschaft CFDT an Demonstrati-
onen auf mit dem Slogan: »Wir sind Arbeiterinnen wie alle andern 
auch.« (Fraisse 2009a) In den drei Jahrzehnten seit der ersten Edi-
tion des Buches gab es, so betont Fraisse, wiederum grundlegende 
Verschiebungen in der gesellschaftlichen Organisation persönlicher 
Dienstleistungen. (Fraisse 2009b:13f) Die Dienstbarkeit ist zur 
Dienstleistung mutiert. (Fraisse 2011) Die Frage stellt sich, wie wir 
heute die verschiedenen neuen Verhältnisse, in denen Care-Arbeit 
verrichtet wird, kritisch analysieren.

Die neue Frauenbewegung hat begonnen, die Unsichtbarkeit der 
unbezahlten Arbeit zu thematisieren. Aber – das ist das Hauptar-
gument dieses Artikels – es gibt auch die Unsichtbarkeit der Care-
Arbeit als Arbeitsprozess, den »dark continent«, das, was wir bis 
jetzt nicht genug in Sprache gefasst haben: Wie denken wir uns die 
Subjekt-Subjekt-Beziehung zwischen Dienstleistenden und Dienst-
leistungsbezügerInnen? Wie organisiert eine Gesellschaft diese per-
sonenbezogenen Dienstleistungen heute? Wie viel und welche der 
bisher unbezahlten oder schlecht bezahlten Arbeit sollte regulär be-
zahlt werden? Ist es adäquat, für Arbeit von Hausangestellten gleich 
wenig zu bezahlen wie für unqualifizierte Arbeit am Fliessband? Wie 
muss ein Spital oder eine Spitex organisiert sein, damit gute Pflege 
möglich ist: gut für die Pflegenden und gut für die Gepflegten? Wie 
müssten Kinderkrippen organisiert sein, die eine gute Betreuungsar-
beit sowohl für die BetreuerInnen als auch für die Kinder gewähr-
leisten? Wer entscheidet darüber? Wessen Definitionsmacht spielt 
dabei eine Rolle? Was denken wir, worauf es dabei ankommt? Und: 
Wie hängt dies alles mit Geschlechterverhältnissen zusammen?

Um über solche Fragen zu reden, fehlen uns nicht nur weitgehend 
die Analyse der gegenwärtigen Situation, sondern auch die adäqua-
ten kritischen Begriffe, um eine solche Analyse leisten zu können. 
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Die Verwendung von Begrifflichkeiten wie ›Gemeingüter‹, ›Service 
public‹ oder ›Solidarität‹ lässt die Eigenheiten der Care-Arbeit ver-
schwinden. Pflege und Kinderbetreuung sind keine Gemeingüter wie 
Wasserquellen oder Weinberge. Bei der Care-Arbeit geht es nicht 
um Solidarität, sondern um Arbeitsprozesse, die sich fundamental 
von der gemeinschaftlichen Bewirtschaftung eines Rebberges oder 
einem gemeinsamen politischen Engagement unterscheiden. Es geht 
um die Interaktion zwischen – meistens zwei – Menschen, es geht 
um den Dienst an und für einzelne Menschen. Das Persönliche ist 
auf besondere Weise mit dem Politischen und Ökonomischen ver-
schränkt, entgegen unseren Denkgewohnheiten – gerade wenn es 
um Politische Ökonomie geht. 
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Anmerkungen
1 Die Idee zu diesem Titel stammt vom Buch von Annemarie Mol: The Logic of 
Care. Health and the Problem of Patient Choice. London/New York 2008. 
2 Übersetzung ›Services à la personne‹ gemäss deutschsprachigem Le Monde di-
plomatique.
3 In einem Forschungsprojekt der UNRISD (United Nations Research Institute 
for Social Development) wurden zur Care-Arbeit alle bezahlten und unbezahlten 
Dienstleistungen gezählt, die für Kinder sowie für pflege- und betreuungsbedürf-
tige Erwachsene erbracht werden, ebenso Hausarbeit und alle unbezahlte Arbeit, 
welche direkt dem Wohlbefinden von Menschen dient, auch wenn es sich um 
gesunde erwachsene Menschen handelt. Eine Frage ist, ob Erwachsene, die zu 
Hause für sich selbst kochen, auch Care-Arbeit leisten – für sich sozusagen. In 
den schweizerischen Berechnungen für die UNRISD wurde diese Art der Sorge-
arbeit miteinbezogen. Anders wäre es gar nicht möglich gewesen. Darüber kann 
man streiten. Aber Sorge-Arbeit für sich selbst, bei der es um Ernährung, Woh-
nen, sich Kleiden etc. geht, müsste meiner Ansicht nach dazu gezählt werden. Zur 
UNRISD-Forschung ist inzwischen eine Artikelsammlung erschienen (Razavi/
Staab: 2012), in der auch die Forschungsresultate zur Schweiz zusammengefasst 
sind (Madörin et al. 2012).
4 Bundesamt für Statistik: Gesamtwirtschaftliche Ausgaben der Haushalte für  
den Endkonsum, Produktionskonto nach institutionellen Sektoren, Modul unbe-
zahlte Arbeit, jährliche Arbeitsvolumina und monetarisierter Wert der unbezahl-
ten Arbeit. Die vom BfS berechnete Bruttowertschöpfung des Mahlzeitenzube-
reitens wäre rund 17 Prozent höher als der hier dafür angegebene monetarisierte 
Wert.
5 Ursula Schröter und Renate Ullrich beschreiben in ihrem sehr interessanten 
Buch (Schröter/Ullrich 2004, 68ff), wie trotz Vollerwerbstätigkeit, Diskussion zur 
›Frau im Sozialismus‹ und grosser Anstrengungen, die Hausarbeit zu verringern, 
dies in der DDR in den 20 Jahren ab Mitte der 1960er Jahre nicht gelang.
6 Das ist die ökonomische Formel des Ernährerlohns im Fordismus: ein Lohn, der 
es dem Arbeiter erlaubt, Haushaltsmaschinen zu kaufen und einen Haushalt und 
den Unterhalt einer unbezahlt arbeitenden Hausfrau zu finanzieren, welche die 
Haushaltsmaschinen zur Produktion von Lebensstandard verwendet. 
7 2. und 3. Sektor, ohne Landwirtschaft und Hausangestellte. Quelle: BFS Besta 
T2.8b, 2.Quartal 1992 und 2012.
8 Quelle: Bundesamt für Statistik, Beschäftigtenstatistik Besta. 
9 Die institutionelle Ökonomie ist eine in den USA verankerte kritische Wirt-
schaftstheorie, die sich vor allem mit den Institutionen befasst, welche die wirt-
schaftlichen Verhältnisse prägen. So gibt es aus dieser Sicht keine ›freien Märkte‹, 
nur in Institutionen und Regelungen eingebettete Märkte, auch wenn sie schein-
bar dereguliert sind. 
10 In Frankreich ›services publiques‹ und ›services à la personne‹. 
11 Ein eindrückliches Bild dafür, was der französische Philosoph Michel Foucault 
als »eine Art permanentes ökonomisches Tribunal» bezeichnet hat (Vorlesung 
vom 21.3.1979, zit. in Lemke o.J.).
12 Wobei die Kontrolle dank Videokameras sehr weit gehen kann. Auf Youtu-
be kursierte ein Video, das eine japanische Angestellte zeigt, die mithilfe eines 
Bildschirms ihr Verkäuferinnenlächeln überprüft, bevor sie die Arbeit beginnt. 
(›Japanese smile‹: www.youtube.com/watch?v=QOvdNylCUk4)
13 Leopoldina Fortunati spricht beispielsweise von »domestic or reproductive 
immaterial labor« (Fortunati 2007, 140).
14 Das trifft vielleicht bei bestimmten medizinischen Berufen zu, die ein hochspe-
zialisiertes Fachwissen und -können voraussetzen, wie z.B. die Chirurgie.
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15 Die heute bei den Standard-Pflegeleistungen vorgesehenen Gespräche sind of-
fiziöser und formeller.
16 Mit Dank an Marianne Haueter für den Hinweis. Die Hebamme und Dozen-
tin an der Berner Fachhochschule Fachbereich Gesundheit hat auf meine Anfrage 
geschätzt, dass eine werdende Mutter in der Schweiz auf bis zu 20 Kontakte mit 
Gesundheitspersonal kommen kann in der Zeitspanne von Schwangerschaftsvor-
sorge, Geburt, Wochenbettbetreuung bis zum ersten Kontakt mit einer Mütter- 
und Väterberatungsstelle.
17 Julian Tudor Hart war früher Allgemeinmediziner und hat zu medizinischer 
Primärversorgung im Vereinigten Königreich geforscht. Er hat im Alter von 78 
Jahren ein sehr lesenswertes Buch über die politische Ökonomie des Gesundheits-
wesens geschrieben. (Hart 2006)
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